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Sehr geehrte Damen und Herren,
liebe Leserinnen und Leser,

dieses Heft ist dem 100. Geburtstag der Verwaltungsakademie 
Bordesholm gewidmet – und damit einem Jubilar, der einerseits 
angesichts seines stolzen Alters auf eine lange Geschichte zu-
rückblickt und der andererseits jugendlich frisch bereitsteht, um 
zu neuen Ufern aufzubrechen. Als Mitherausgeber der DVP und 
langjähriger Begleiter des Ausbildungszentrums für Verwaltung, 
zu dem die Verwaltungsakademie Bordesholm heute gehört, gra-
tuliere ich herzlich zum Geburtstag und wünsche für die nächsten 
100 Jahre alles Gute. 

1913 – was für ein Jahr! Florian Illies hat dies jüngst in seinem Buch 
„1913: Der Sommer des Jahrhunderts“ eindrucksvoll beschrieben. 
„Es ist das eine Jahr, in dem unsere Gegenwart begann.“ Diese Cha-
rakterisierung des Jahres 1913 im Werbetext zu dem genannten 
Buch mag etwas übertrieben sein, passt aber perfekt für den hier 
zu würdigenden Anlass. Es gehört Mut dazu, in einer Zeit, in der 
sich Aufbruchstimmung und böse Vorahnungen mischen, ein sol-
ches Projekt wie die Gründung einer Verwaltungsbeamtenschule 
anzugehen. Der Abgrund nahte schneller, als viele geglaubt hatten. 
Die Katastrophe des Ersten Weltkrieges beutelte auch die Verwal-
tungsbeamtenschule, die zwar bereits am 01.04.1919 ihren kriegs-
bedingt eingestellten Betrieb wieder aufnehmen konnte. Es folgte 
eine Blütezeit, die aber durch den Zweiten Weltkrieg dann wieder 
jäh unterbrochen wurde. Und es war dann das Verdienst beson-
ders tatkräftiger, um das Gemeinwohl besorgter Menschen, dass 
diese Einrichtung unter schwersten Bedingungen kurz nach Ende 
der Kriegszeit ihren Betrieb wieder aufnehmen und zu dem wer-
den konnte, was die Verwaltungsakademie heute ist: eine moderne 
Ausbildungseinrichtung für Verwaltungsfachangestellte und den 
mittleren allgemeinen Verwaltungsdienst in Schleswig-Holstein. 

Trotz ihrer wechselvollen Geschichte weist die Verwaltungsaka-
demie eine bemerkenswerte Kontinuität hinsichtlich der Aus-
bildung und auch der Orte, an denen die Ausbildung stattfand 
und stattfindet, auf. Insoweit bestehen interessante Parallelen zur 
Christian-Albrechts-Universität zu Kiel: Bei beiden sind Kiel 
und Bordesholm bestimmende Orte der Bildung. Die Christian-
Albrechts-Universität hat ihre Wurzeln in Bordesholm, hat ihren 
Sitz aber in Kiel, und die Verwaltungsakademie hat ihre Wur-
zeln in Kiel, seit 1993 aber ihren Sitz endgültig in Bordesholm. 
Auch die Herausforderungen in der Zukunft weisen bei beiden 
Bildungseinrichtungen große Parallelen auf, die letztlich auch 
wieder historische Kontinuität besitzen. Prägend sind vor allem 

die Rahmenbedingungen – und hier gilt es für die öffentliche 
Verwaltung, künftig mit weniger Geld und weniger Menschen 
die Qualität des Verwaltungshandelns mindestens zu erhalten, 
wenn nicht noch zu steigern und gleichzeitig den bislang nicht 
gebremsten Aufgabenzuwachs abzufedern. Die Gründe und Ent-
wicklungslinien sind vielfältig und können hier nicht im Einzel-
nen nachgezeichnet werden. Genannt seien aber nur die Her-
ausforderungen der Informations- und Kommunikationstechnik, 
der stetig wachsende Einfluss des Europäischen Unionsrechts auf 
alle nationalen Verwaltungen und die stetige fachliche Ausdiffe-
renzierung öffentlicher Aufgaben. All dies wird nur zu bewältigen 
sein, wenn die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Verwaltung 
hervorragend ausgebildet und herausforderungsgerecht fortge-
bildet werden. Aber seien wir ehrlich: Die stetige Veränderung 
gehört eh schon immer zum Aufgabenkanon der öffentlichen 
Verwaltung. Letztlich wissen wir auch heute, dass es ein „Weiter 
so“ angesichts der veränderten Rahmenbedingungen ebenso we-
nig wie im Jahre 1913 geben kann. Daher ist mir um die Erforder-
lichkeit dieser Einrichtung für Aus- und Fortbildung nicht bange. 
Die Verwaltungsakademie ist für diese Herausforderung auch gut 
aufgestellt, so dass der Geburtstag in der Blüte des Lebens des 
Jubilars gefeiert werden kann. Ad multos annos!

Prof. Dr. Utz Schliesky*

*	 Direktor des Schleswig-Holsteinischen Landtages und Vorstand des Lorenz-
von-Stein-Instituts für Verwaltungswissenschaften an der Christian-Albrechts-
Universität zu Kiel
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Mit der Oktober-Ausgabe würdigt die DEUTSCHE VERWALTUNGSPRAXIS das 
100-jährige Jubiläum der Verwaltungsakademie Bordesholm als ältester überregionaler 
Aus- und Fortbildungseinrichtung für Verwaltungsdienstkräfte. Dieses Heft enthält daher 
auch ausschließlich Beiträge von Autoren aus Schleswig-Holstein, insbesondere von haupt-
amtlichen und nebenamtlichen Dozenten der Verwaltungsakademie Bordesholm und der 
Fachhochschule für Verwaltung und Dienstleistung Altenholz.
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Der erste Beitrag dieser besonderen Ausgabe der DVP beleuchtet die historische 
Entwicklung der Verwaltungsakademie Bordesholm, die ihre Tätigkeit als Verwal-
tungsbeamtenschule am 1. Oktober 1913 in den Räumlichkeiten des Kieler Rat-
hauses aufnahm. Im Laufe der Zeit wandelte sich die Bezeichnung Verwaltungs-
schule in Verwaltungsakademie, zunächst für die Abteilung Fortbildung und ab dem 
01.01.2003 für den gesamten Bereich. Daneben kam es am 01.01.2008 zu einer 
Fusion von Verwaltungsakademie Bordesholm und Fachhochschule für Verwaltung 
und Dienstleistung in Altenholz im Ausbildungszentrum für Verwaltung.
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Das Beamtenrecht im Wandel der Zeit .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  406
Der Art. 33 GG ist auch als Reaktion auf die Zeit des Nationalsozialismus normiert 
worden. Die Ideenwelt und die Beamtenethik sollen darin zum Ausdruck kommen. 
Das Beamtenrecht in der NS Zeit, von 1933–1945, wurde konsequent modifiziert 
und ideologisch ausgerichtet auf die nationalsozialistische Ideologie. Die wesentlichen 
Änderungen werden in diesem Beitrag dargestellt. Zuvor wird ein kurzer Blick in das 
Reichsbeamtengesetz von 1873 und in die Weimarer Reichsverfassung gerichtet, denn 
diese Vorgaben wurden ab 1933 nachhaltig im Sinne der NS Ideologie verändert.
Barbara Tscheuschner 
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Die Verwaltungsakademie steht im Jahr 2013 für die erfolgreiche Aus- und Wei-
terbildung von jungen Staatsbürgerinnen und Staatsbürgern, die als Garant für die 
Rechtsstaatlichkeit und die positive Entwicklung der gesamten Gesellschaft an zen-
traler Stelle tätig werden. Der Beitrag gibt einen kurzen Überblick über die Wege, 
wie die Akademie dieses Ziel erreicht.
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Gesellschaftlicher Wandel, sei er demographisch bedingt oder wirtschaftlichen Ent-
wicklungen geschuldet, prägt heute und in nächster Zeit alle Bereiche des öffentlichen 
Dienstes und stellt somit neue Anforderungen an das zukünftige Personal. Gerade ein 
duales Studium an einer Fachhochschule, mit einem ausgeprägten Praxisbezug und 
einem breiten Fächerkanon, ist geeignet, kompetenten, selbstbewussten und aufge-
schlossenen Nachwuchs für den öffentlichen Dienst der Zukunft zu generieren.
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Die hohe Entwicklungsgeschwindigkeit u.a. in den Informations- und Kommuni-
kationstechniken führt dazu, dass die Berufsausbildung alleine nicht mehr ausreicht, 
um adäquat auf die permanenten Veränderungen reagieren zu können. Weiterbil-
dung und lebenslanges Lernen sind vor diesem Hintergrund unentbehrlich, um den 
neuen Anforderungen aktiv und professionell begegnen zu können. Fortbildung hat 
daher auch in der öffentlichen Verwaltung eine entscheidende Bedeutung. 
Dirk Staack/Hartmut Brenneisen 
Entwicklung eines verkürzten Aufstiegsstudiums für den Polizei-
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Mit dem verkürzten Aufstiegsstudiengang soll ein Beitrag zur Durchlässigkeit des 
bestehenden Bildungssystems geleistet werden. In Anlehnung an die Beschlüsse 
der Kultusministerkonferenz (KMK) wird angestrebt, den qualifiziert ausgebildeten 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Laufbahngruppe 1, zweites Einstiegsamt, der 
Landespolizei Schleswig-Holstein ein verkürztes Hochschulstudium zu ermöglichen, 
das die vorhandenen Kompetenzen der Studierenden unmittelbar berücksichtigt.
Utz Schliesky 
E-Government durch Recht  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  420
Spätestens seit der gemeinschaftsrechtlichen Verpflichtung in Art. 8 DLR zur elek-
tronischen Abwicklung von zahlreichen wirtschaftsverwaltungsrechtlichen Verwal-
tungsverfahren ist deutlich geworden, dass elektronische Verwaltungsverfahren, die 
den Kern des E-Government bilden, nicht im rechtsfreien Raum ablaufen (dürfen). 

Es handelt sich nicht mehr nur um ein zusätzliches Instrument bei der Arbeitserle-
digung, sondern der Einsatz der IT beeinflusst die Organisation und Aufgabenerle-
digungsprozesse. Diese Veränderungen müssen sich an den rechtlichen Rahmenbe-
dingungen messen lassen, die in der öffentlichen Verwaltung enger sind als in der sog. 
freien Wirtschaft, die sich vorrangig an ökonomischen Zielen orientiert.
Der Beitrag erläutert die Entwicklung der rechtlichen Vorgaben für das E-Govern-
ment, die vor allem durch die Verankerung der IT im Grundgesetz in Art. 91c GG 
im Rahmen der Föderalismusreform II eine maßgebliche Grundlage erhalten haben.
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Im Fokus des Hochschultages der FHVD Altenholz am 30./31.10.2013 steht die 
Frage, was insbesondere Politik und Verwaltung tun können, um Bürgerbeteiligung 
erfolgreich und langfristig zu etablieren. Zu überlegen ist, ob die Motivation der 
Verwaltung möglicherweise auch darunter leidet, dass Unsicherheiten über die 
rechtlichen Grenzen der informellen Bürgerbeteiligung bestehen, insbesondere 
bezüglich des Umgangs mit diesen Beteiligungsergebnissen und ihrer Verbindlich-
keit im Entscheidungsprozess. 
Hartmut Brenneisen/Dirk Staack
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Freiheitsentziehenden Maßnahmen kommt im verfassungsrechtlich geschützten 
Versammlungsgeschehen eine besondere Bedeutung zu. Dies gilt im Versammlungs-
vorfeld ebenso wie in der Haupt- oder Nachphase. Am Beispiel einer konkreten Ver-
sammlungslage werden hier Probleme der Rechtslagebeurteilung aufgezeigt, Lösungs-
alternativen im Lichte von Rechtsprechung und Literatur diskutiert und mit der im 
vorliegenden Fall ergangenen verwaltungsgerichtlichen Entscheidung abgeglichen.
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Die Europäische Bürgerinitiative (EBI) ist ein noch wenig bekanntes Instrument der 
unmittelbaren Bürgerbeteiligung an der Politikgestaltung innerhalb der Europäischen 
Union. Sie wurde durch den Vertrag von Lissabon eingeführt. Seit dem 01. April 
2012 ist es möglich, Europäische Bürgerinitiativen zu initiieren. In diesem Artikel soll 
zunächst ein Überblick über die Funktionsweise der EBI gegeben werden. Im zweiten 
Teil beschäftigt er sich mit der ersten erfolgreichen Bürgerinitiative „Right2Water“. 
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Dieser Sachverhalt dient im Rahmen des Angestelltenlehrgangs II als Einstiegsfall 
im Gefahrenabwehrrecht. Er geht auf die rechtlichen Grundlagen einer Ordnungs-
verfügung mit Zwangsmittelandrohung ein.
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Dieser Fall war Gegenstand einer praktischen Prüfung, die u.a. aus einer Präsenta-
tion der Ergebnisse durch die Prüflinge sowie einem Rollenspiel bestand. Entschei-
dend war dabei die Verwendung von situationsangemessenen Gesprächstechniken 
im Umgang mit der zu kündigenden Mitarbeiterin.
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Dieser Beitrag soll den rechtlichen Hintergrund der Entscheidung des BGH vom 
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Im Jahre 1911 begannen die ersten vorbereitenden Besprechungen 
der schleswig-holsteinischen Städte zur Gründung einer Verwal-
tungsbeamtenschule. Am 24. und 25. November 1911 besichtigte 
eine Kommission die im Vorjahr gegründete Verwaltungsbeamten-
schule der Stadt Düsseldorf, um deren Erfahrungen zu bewerten. Der 
1. Satzungsentwurf wurde 1912 von einer fünfköpfigen Kommission 
unter Vorsitz des Kieler Stadtrats Wedel vorgelegt. Die Satzung wur-
de dann am 20. Juni 1913 in Wyk auf Föhr angenommen.
Wie vorgesehen, nahm am 01.Oktober die Schule ihre Tätigkeit in 
Räumlichkeiten des Kieler Rathauses auf. Wie vielseitig der Unter-
richt auch damals schon war, zeigt folgende Wochenstundenüber-
sicht des Sekretärlehrganges:

			   Stunden
Registraturwesen	 1
Kassen- und Rechnungswesen	 3
Etat- und Finanzwesen	 1
Reichs- und Staatsverfassung,
Städteordnung, Beamtenrecht 	 1
Polizeiwesen	 2
Versicherungswesen	 3
Steuern	 3
Armenwesen	 3
Rechnen und Buchführung	 2
Rechtspflege einschl. Bauflucht-
linien– Enteignungsgesetz 	 3
Volkswirtschaftslehre und Politik	 2
Gewerbewesen 	 1
Kulturpflege 	 1
			   26 

An dem Stundenplan fallen insbesondere der geringe Anteil der 
Verfassungs- und Verwaltungsfächer und die verhältnismäßig hohe 
Wertschätzung des Versicherungswesens auf. Das mag daran gelegen 
haben, dass Rechtsfragen damals fast ausschließlich von Beamten des 
höheren Dienstes bearbeitet wurden, so dass für die Beamten des ge-
hobenen Dienstes (Sekretär) ein Überblick als hinreichend erscheinen 
mochte. Beamte des höheren Dienstes waren seinerzeit auch in aus-
reichender Zahl vorhanden. So hatte die Landeshauptstadt Kiel 1913 
einschließlich des Oberbürgermeisters und der Stadträte 15 Juristen.
Mit Unterbrechung der Zeiten des Ersten Weltkrieges nahm die Ver-
waltungsbeamtenschule ihre Tätigkeit bereits am 01.04.1919 wieder 
auf. Gerade bei den Assistentenlehrgängen war eine sehr starke Nach-
frage, so dass in Altona Parallelkurse eingerichtet wurden. Dies hat-
te zur Folge, dass seitens des Magistrats Altonas dem Vorstand des 
Schleswig-Holsteinischen Städtevereins in Kiel der Vorschlag unter-

breitet wurde, eine weitere Verwaltungsbeamtenschule der Provinz mit 
Sitz in Altona zu errichten. Die Verwaltungsbeamtenschule Altona 
wurde am 18.10.1926 eröffnet. Es war erfreulich, dass sich viele qualifi-
zierte Mitarbeiter der Stadtverwaltung, unter ihnen auch zwei Magis-
tratsmitglieder, zur Übernahme von Lehrtätigkeiten bereit erklärten. 
Die Verwaltungsschule Kiel hatte zwischenzeitlich einen wichti-
gen Schritt in ihrer Entwicklung getan. Nachdem sie in steigendem 
Maße auch Dienstkräfte der Kreise aufgenommen hatte, entschlos-
sen sich bereits 1924 die schleswig-holsteinischen Kreisverwaltun-
gen ihr Personal allgemein zur Verwaltungsschule zu entsenden. 
Entsprechende Verträge wurden mit den einzelnen Verwaltungen 
der damals 19 schleswig-holsteinischen Kreise im ersten Halbjahr 
1924 abgeschlossen. Um den besonderen Interessen der Kreisverwal-
tung Rechnung zu tragen, wurden die Landgemeindeordnung, die 
Kreisordnung und das Kreis- und Provinzialabgabengesetz in den 
Unterrichtsplan aufgenommen.
Die nächsten Jahre brachten eine ruhige und stetige Weiterentwick-
lung. Nachdem die Studienleitung und die Führung der Geschäf-
te bis dahin einem Ausschuss oblagen, erforderten die wachsenden 
Aufgaben im Jahre 1928 die Bestellung eines hauptamtlichen Stu-
dienleiters. Als Studienleiter wurden jeweils profilierte Vertreter des 
gehobenen Dienstes tätig, denen nicht nur überdurchschnittliche 
fachliche Leistungen, sondern auch pädagogische Fähigkeiten bestä-
tigt werden konnten. 
Erstmalig im Jahre 1929 wurde ein Sparkassensonderlehrgang durch-
geführt. Dieser Lehrgang erstreckte sich auf 150 Stunden, die neben-
amtlich von den Herren des Deutschen Sparkassenverbandes und der 
Kieler Spar- und Leihkasse gegeben wurden. 
Allerdings bestand weitgehend Zusammenarbeit bei der Aufstellung 
der Lehrpläne und der Prüfungsanforderungen. Eine Verpflichtung 
der Gemeinden, ihre Dienstkräfte in die Schule zu entsenden, be-
stand noch nicht. So gab es noch immer die Einrichtung der soge-
nannten Kommissionsprüfungen für die allerdings ständig geringer 
werdende Anzahl der Gemeinden, die sich nicht entschließen konn-
ten, ihre Anwärter nach Kiel zu schicken. 
Diese Prüfungen wurden zwar vom Prüfungsausschuss des Schles-
wig-Holsteinischen Städtevereins abgenommen; die schlechten Er-
gebnisse führten aber erst 1932 zur Beendigung dieser Prüfungen 
und damit praktisch zur Einführung des Schulzwanges. 
Dieser Zustand konnte auf Dauer unmöglich befriedigen, ganz abge-
sehen von den finanziellen Schwierigkeiten, die er im Gefolge hatte. 
Auch konnte die Schule auf die Dauer nicht ständig allein durch die 
Stadt Kiel getragen werden. 
Es wurde nunmehr den Gemeinden nahegelegt, als Träger einen 
Schulverein zu schaffen. Dieser Verein mit der Bezeichnung „Ge-
meindeverwaltungsschule e.V.“ wurde am 18. März 1936 gegründet. 
Bis auf wenige Ausnahmen erklärten sämtliche in Frage kommen-
den Gemeinden und Gemeindeverbände in der Provinz Schleswig-
Holstein sofort ihren Beitritt und damit ihre Mitgliedschaft. Der neu 
entstandene Schulverein fand also von Anfang an eine Basis, die ihre 
Lebensfähigkeit garantierte.

Ernst Halle*

Von der Verwaltungsbeamtenschule zur 
Verwaltungsakademie Bordesholm**

*	 Verwaltungsdirektor Ernst Halle ist Studienleiter der Verwaltungsakademie 
Bordesholm.

**	 Zusammengetragen aus der „Festschrift 50 Jahre Verwaltungsschule“ und „Ver-
waltungsschule – Einst und Jetzt –“.
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Von der Verwaltungsbeamtenschule zur Verwaltungsakademie Bordesholm� Ernst Halle

Im Sommer 1936 wurde die frühere Verwaltungsbeamtenschule 
Altona als „Gemeindeverwaltungsschule Schleswig-Holstein Abtei-
lung Altona“ eingegliedert: Diese Regelung hatte nur kurzen Be-
stand. Am 31. März 1937 wurde die Abteilung Altona nach Inkraft-
treten des Groß-Hamburg-Gesetzes aufgelöst. Die Schule verfügte 
im Schuljahr 1936/37 über 3 hauptamtliche Lehrkräfte und 84 ne-
benamtliche Lehrkräfte. 
In den ersten Jahren des Krieges konnte der Schulunterricht noch 
notdürftig weitergeführt werden, wobei der Ausbildungserfolg sehr 
gering war. Im Juli 1943 fiel das Schulgebäude in Kiel, Fleethörn 25, 
den Bomben zum Opfer. 

Fleethörn, Kiel� Quelle: Stadtarchiv Kiel, 1.3 Postkartensammlung

Bereits in den ersten Monaten nach Kriegsende ergriff der Ober-
stadtdirektor von Kiel, Herr Walter Lehmkuhl, die Initiative, um die 
Vermögenswerte des zwar noch bestehenden, aber nicht mehr akti-
onsfähigen Schulvereins sicherzustellen. Das Ergebnis war nicht sehr 
ermutigend. Nur geringe Reste des Mobiliars, das in einer Baracke in 
Büdelsdorf gelagert wurde, konnten wieder herbeigeschafft werden: 
2 Bücherschränke, 1 Radioapparat und 1 alter Teppich. Gerettete 
Akten und anderes Mobiliar waren durch die Barackenbewohner 
zum Heizen oder für den eigenen Bedarf verbraucht worden.
Bereits am 12. August 1946 wurden je ein Lehrgang zur Vorberei-
tung auf die Prüfung in den mittleren und für den gehobenen Dienst 
eröffnet. Etwa zur gleichen Zeit waren auch in anderen Ländern die 
Verwaltungsschulen wieder ins Leben gerufen worden. In Schles-
wig-Holstein begann der Schleswig-Holsteinische Landkreistag im 
„Alten Haidkrug“ in Bordesholm, ein Seminar für Verwaltungskräf-

te einzurichten, das sich die Schulung der Gemeindevertreter und 
der Bediensteten in anderen Kurzlehrgängen für Sachbearbeiter zur 
Aufgabe setzte. Später kam die Ausbildung der Verwaltungs- und 
Sparkassenlehrlinge hinzu.
Diese Aufgabenverteilung verhinderte ein Überschneiden der Auf-
gabengebiete beider Schulen. Die Kieler Schule beschränkte sich 
nach wie vor auf die langfristige Ausbildung und Prüfung der Dienst-
kräfte für den mittleren und gehobenen Verwaltungs-, Kassen- und 
Sparkassendienst. 
Mit dem Anlaufen der ersten Lehrgänge mussten viele Schwierig-
keiten beseitigt werden. Zunächst fehlte es überhaupt an Räumen, 
in denen regelmäßiger und ungestörter Unterricht abgehalten wer-
den konnte. An einen eigenen Schulsitz konnte daher nicht gedacht 
werden. Zudem sollte die Schule zentral gelegen sein, da die Lehr-
kräfte überwiegend von der Kieler Stadtverwaltung gestellt wurden 
und daher allzu lange An- und Rückmarschwege vermieden werden 
mussten. Schließlich konnte in der nicht stark zerstörten Mittel-
schule in der Muhliusstraße ein einziger Raum für den Unterricht 
freigemacht werden. Dies bedingte, dass die ersten Lehrgänge teils 
im Vormittags- und teils im Nachmittagsunterricht durchgeführt 
werden mussten bei jeweils wöchentlichem Wechsel.
Höchstes Lob muss den Beamten und Angestellten gezollt werden, 
die trotz ihrer dienstlichen Belastung – es handelte sich ja ausschließ-
lich um Kräfte in exponierter und besonders verantwortlicher Stel-
lung – damals den Unterricht zusätzlich übernommen haben. Ma-
terieller Gewinn war dabei nicht zu erlangen. Für das Honorar, das 
für zwei Unterrichtsstunden gezahlt wurde, hätten sie in jener Zeit 
bestenfalls eine Zigarette erwerben können. Die Lehrer, die gerade 
Unterricht hatten, konnten an der Schülerspeisung teilnehmen, an 
der die Schule nach langem Ringen partizipieren konnte. Ebenfalls 
konnten schließlich für die Lehrkräfte Schwerarbeiterkarten erwirkt 
werden, wie überhaupt damals das „Organisieren“ zu den wichtigsten 
Aufgaben des Studienleiters gehörte. 
Der Nachholbedarf der Gemeinden an ausgebildeten Kräften wurde 
angesichts der vielen neuen Aufgaben immer größer. Auch die Bau-
verwaltungsämter benötigten infolge der regen Bautätigkeit nicht 
nur geprüfte Ingenieure, sondern auch Kräfte, die sie in das Beam-
tenverhältnis übernehmen konnten. Dazu war die Ablegung einer 
Verwaltungsergänzungsprüfung für den gehobenen Bautechnischen 
Dienst notwendig.
Diese starke Ausweitung konnte die Schule nicht mehr mit den ihr 
zur Verfügung stehenden Räumen auffangen. Aus diesem Grund 
musste etwas geschehen. 
So entstand seinerzeit die Idee, ein Haus zu errichten, in dem neben 
der Schule auch andere Institutionen kommunaler Art auf Landes-
ebene eine neue Heimat finden sollten, der Begriff „Haus der kom-
munalen Selbstverwaltung“ war geboren.
Als dann das großzügige Angebot der Stadt Kiel, für die Zwecke der 
Schule und zur Förderung des Gemeinschaftssinns ein kostenloses 
Erbbaurecht an dem Grundstück Reventlouallee 6 zu bestellen, un-
terbreitet wurde, war diese schwierige Grundstücksfrage gelöst. Der 
Erbbaurechtsvertrag für das 2.697 m2 große Grundstück konnte am 
26.10./04.11.1960 von den Vertragsparteien unterzeichnet werden.
Die Verwaltungsschule ist am 04.Oktober 1963 in das „Haus der 
kommunalen Selbstverwaltung“ eingezogen. Die offizielle Einwei-
hung fand am 11. November 1963 statt. In dem Festakt war die Lan-
desregierung Schleswig-Holstein durch den Innenminister Dr. Dr. 
Schlegelberger vertreten, der auch die Festrede hielt. Bei dieser Gele-
genheit führte der Vorsitzende des Schulvereins, Herr Bürgermeister Alter Haidkrug, Bordesholm� Quelle: Repro Verwaltungsfachhochschule Altenholz
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Dr. Frenzel, Uetersen, gleichzeitig den ersten Gesamtschulleiter für 
Kiel und Bordesholm, Herrn Hoffmann, öffentlich in sein Amt ein.
Das „Haus der kommunalen Selbstverwaltung“ zeichnete sich da-
durch aus, dass alle auf Landesebene tätigen Verbände und Orga-
nisationen der kommunalen Selbstverwaltung erstmalig zusammen 
untergebracht waren. Die Verbände haben nicht nur viele Berüh-
rungspunkte untereinander, sondern zu ihren Mitgliedern zählen alle 
Gemeinden und Gemeindeverbände des Landes, die nunmehr ohne 
Zeitverluste ihre Angelegenheiten mit ihren Verbänden besprechen 
konnten. Außerordentlich günstig wirkte sich dabei auch der Um-
stand aus, dass insbesondere diejenigen Ministerien in unmittelbarer 
Nähe liegen, mit denen die Selbstverwaltungskörperschaften ständig 
eng zusammenarbeiten.
Der im „Haus der kommunalen Selbstverwaltung“ Gestalt geworde-
ne Ausdruck der Zusammengehörigkeit und der Zusammenarbeit 
war von solidem Bestand. Wenn die Schule im Jahr 1993 ausgezogen 
ist und das Haus den Verbänden allein überlassen hat, dann aus-
schließlich, weil nach 30 Jahren die Raumkapazität, die von Anfang 
an für uns alle nicht überreichlich bemessen waren, schon lange nicht 
mehr ausreichten.
Die Ausbildungseinrichtung Bordesholm hatte sich aus einem ehe-
maligen Gasthof, dem „Alten Haidkrug“, zu einer Verwaltungsschu-
le mit 9 Lehr- und Prüfungssälen und rund 200 Betten entwickelt. 
Seit der Aufnahme der Tätigkeit in Bordesholm wurden in 6 Bau-
abschnitten Anbauten vorgenommen. Dabei wurde mit äußerst 
knappen Mitteln versucht, ein optimales Ergebnis in den einzelnen 
Bauabschnitten zu erreichen. Im Laufe der Nutzung stellte sich je-
doch heraus, dass in den Bauabschnitten diese einfache Bauweise 
unter gleichzeitiger Verwendung von günstigen Materialien nicht die 

Dauerhaftigkeit und die Qualität hatte, wie sie heute bei Hochbau-
maßnahmen Standard ist.
Mitte der 80er-Jahre verließ die Sparkasse die Verwaltungsschule 
und errichtete in Kiel-Mettenhof eine eigene Sparkassenakademie.
Ab etwa 1980 zeigten sich in einzelnen Gebäudeteilen in Bordesholm 
ein immenser Renovierungsbedarf und Reparaturnotwendigkeiten 
in großem Umfang. Im Ergebnis konnte festgestellt werden, dass 
ein Neubau wirtschaftlicher als eine Sanierung der Gebäudeteile sei. 
In den Organen setzte sich schließlich die Erkenntnis durch, dass als 
wirtschaftlichste Lösung letzten Endes nur die Zusammenführung 
beider Ausbildungseinrichtungen in Bordesholm in Betracht kom-
men konnte.
Die sehr umfangreiche Baudurchführung geschah dann ab dem 
01. Februar 1990 bis zur Inbetriebnahme im August 1993. 
Am 01.11.1993 konnten sich anlässlich der offiziellen Einweihung 
rund 250 geladene Gäste davon überzeugen, welch modernes Zen
trum für die Aus- und Fortbildung in Schleswig-Holstein geschaffen 
wurde. Der Heikendorfer Bürgermeister, Herr Jändling, konnte als 
Vorsitzender des Schulvereins Gäste, Freunde und Förderer begrü-
ßen. Die Festrede hielt der Innenminister des Landes Schleswig-
Holstein, Herr Prof. Dr. Bull.
Die Verwaltungsschule verfügt nach Abschluss der Um- und Aus-
baumaßnahmen über 17 Lehrsäle und insgesamt 380 Internatsplätze. 
Im Laufe der Zeit wandelte sich die Bezeichnung Verwaltungsschu-
le in Verwaltungsakademie, zunächst für die Abteilung Fortbildung 
und ab dem 01.01.2003 für den gesamten Bereich. Daneben kam 
es am 01.01.2008 zu einer Fusion von Verwaltungsakademie Bor-
desholm und Fachhochschule für Verwaltung und Dienstleistung in 
Altenholz im Ausbildungszentrum für Verwaltung.

Haus der Kommunalen Selbstverwaltung� Quelle: Stadtarchiv Kiel, 2.3 Magnussen Verwaltungsakademie� Foto: Ernst Halle

Die Verfasser des seit Jahren eingeführten Standardwerks stellen Aufbau und Aufgaben sowie Verfahren der 
öffentlichen Verwaltung, den Verwaltungsrechtsschutz, Verwaltungszwang und die anderen Bereiche des 
Allgemeinen Verwaltungsrechts auf dem neuesten Stand dar. 
Die aktuelle, 10. Auflage berücksichtigt auch die jüngsten Entwicklungen im Bereich Gesetzgebung und Recht-
sprechung – einschließlich der europäischen Ebene. Besonderes Augenmerk gilt nach wie vor der Methodik 
und Technik der Fallbearbeitung.

Finke/Haurand/Sundermann/Vahle
Allgemeines Verwaltungsrecht
Lehrbuch | 10., überarb. Aufl. | 416 Seiten | DIN A5 | Broschur | € 22,50 
ISBN 978-3-7869-0635-3

Bitte bestellen Sie in Ihrer Buchhandlung oder bei Maximilian Verlag | Georgsplatz 1 | 20099 Hamburg | Tel. 040/707080-306 | Fax 040/707080-324 | E-Mail: ver-
trieb@dvp-digital.de | Lieferung im Inland versandkostenfrei | Irrtum und Preisänderung vorbehalten. Widerrufsbelehrung: Sie können Ihre Bestellung innerhalb von 
zwei Wochen ohne Angabe von Gründen schriftlich widerrufen. Zur Wahrung der Widerrufsfrist genügt die rechtzeitige Absendung des Widerrufs an die Bestelladresse.



406 DVP 10/13 · 64. Jahrgang

Im Art. 33 GG kommt die Ideenwelt der Beamtenethik zum Aus-
druck. Die Absätze 2 bis 4 im Zusammenhang mit Abs. 5 ergeben, 
dass „das Grundgesetz in Anknüpfung an die deutsche Verwaltungs-
tradition im Berufsbeamtentum eine Institution sieht, die, gegründet 
auf Sachwissen, fachliche Leistung und loyale Pflichterfüllung, eine 
stabile Verwaltung sichern und damit einen ausgleichenden Faktor 
gegenüber den das Staatsleben gestaltenden politischen Kräften dar-
stellen soll.“1. Vergessen wird dabei oft, dass der Art. 33 GG auch als 
Reaktion auf die Zeit des Nationalsozialismus normiert wurde, in der 
die Beamtenschaft mehrheitlich gerade nicht mehr seine Rolle als 
stabilisierender Faktor im Rechtsstaat übernommen hat.
Das Beamtenrecht in der NS Zeit, von 1933–1945, wurde konsequent 
modifiziert und ideologisch ausgerichtet auf die nationalsozialisti-
sche Ideologie. Die wesentlichen Änderungen werden nach folgend 
dargestellt. Zuvor wird ein kurzer Blick in das Reichsbeamtengesetz 
von 1873 und in die Weimarer Reichsverfassung gerichtet, denn diese 
Vorgaben wurden ab 1933 nachhaltig im Sinne der NS Ideologie 
verändert.

Kaiserreich

Mit der Gründung des Kaiserreichs (ab 1871) wurde erstmalig auf 
Reichsebene 1873 das Reichsbeamtengesetz (RBG) in Kraft gesetzt 
und galt formal bis 1937. In dem RBG wurde den Beamten u.a. eine 
gesetzlich gesicherte Stellung zugebilligt2. Der § 2 lautete wie folgt:  
„Soweit die Anstellung der Reichsbeamten nicht unter dem aus-
drücklichen Vorbehalt des Widerrufs oder der Kündigung erfolgt, 
gelten dieselben als auf Lebenszeit angestellt.“3.

Weimarer Zeit

Die Weimarer Reichsverfassung von 19194 brachte in den Art. 128–
131 erstmalig reichsrechtliche Regelungen von Grundsätzen des Be-
amtenrechts auf Verfassungsebene. Der Artikel 129 Abs. 1 Sätze 1–3 
lautete wie folgt: „Die Anstellung der Beamten erfolgt auf Lebens-
zeit, soweit nicht durch Gesetz etwas anderes bestimmt ist. Ruhege-
halt und Hinterbliebenenversorgung werden gesetzlich geregelt. Die 
wohlerworbenen Rechte der Beamten sind unverletzlich …“. Die Be-
amtenschaft des Kaiserreiches sollte insbesondere durch die Klausel 
der Unverletzlichkeit der wohlerworbenen Rechte gewonnen werden. 

*	 Prof. Dr. Josef Konrad Rogosch ist Präsident der Fachhochschule für Verwaltung 
und Dienstleistung Altenholz und Leiter der Verwaltungsakademie Bordes
holm.

1 	 BVerfGE 7, 155, 162. 
2 	 Gesetz, betreffend die Rechtsverhältnisse der Reichsbeamten (31.03.1873), in: 

documentArchiv.de [Hrsg.], URL: http://www.documentArchiv.de/ksr/1873/
reichsbeamte-rechtverhaeltnisse_ges.html, Stand: 1.8.2013.

3 	 S. in Fn 2.
4 	 Die Verfassung des Deutschen Reichs vom 11. August 1919, Reichsgesetzblatt 

1919, S. 1383; Verfassung des Deutschen Reiches (11.08.1919), in: documentAr-
chiv.de [Hrsg.], URL: http://www.documentArchiv.de/wr/wrv.html, Stand: 
1.8.2013.

Anzumerken ist, dass die Beamten erstmals einen Eid auf Normen zu 
leisten hatten, nicht auf Personen5, wie noch im Kaiserreich auf den 
Kaiser. Alle öffentlichen Beamten waren zu vereidigen; die Reichsbe-
amten leisteten den Eid: „Ich schwöre Treue der Verfassung, Gehor-
sam den Gesetzen und gewissenhafte Erfüllung meiner Amtspflich-
ten.“ Alle übrigen öffentlichen Beamten den Eid: „Ich schwöre Treue 
der Reichsverfassung.“

Beamtenrecht in der NS-Zeit6

Die NS-Zeitspanne vom 30.1.1933 bis 8.5.1945 brachte wesentliche 
Änderungen im austarierten Machtgefüge der Weimarer Reichsver-
fassung und insbesondere für die bestehenden Beamtenverhältnisse. 
Die Nationalsozialisten hatten sofort erkannt, dass zur gesicherten 
Ausübung der Macht unmittelbar auf den Beamtenapparat als Kern-
stück der Verwaltung zugegriffen und infolgedessen nach ihren Zielen 
das Beamtenrecht im Sinne ihrer nationalsozialistischen Ideologie 
ausgerichtet werden musste, um die Beamtenschaft für ihre Zwecke 
einsetzen zu können. Dies ging jedoch nur mit einer Destabilisierung 
der Beamtenverhältnisse, also der Möglichkeit, letztlich die Beamten 
aus dem Dienst zu entfernen. Erst die Einordnung des Vorgehens der 
NS-Regierung in den historischen Kontext zeigt, mit welcher Konse-
quenz das Beamtentum in den Dienst des Unrechtsstaates und damit 
der nationalsozialistischen Ideologie gestellt wurde und damit nach-
haltig diesen Staat stütze.

Das Jahr 1933:
Der erste Schritt zur Verfestigung der Macht musste die Änderung 
der Gewaltenteilung sein, um rasch die ungeteilte Macht zu erhalten 
und zu stabilisieren. Dies geschah nicht einmal zwei Monate nach 
der „Machtergreifung“ vom 30. Januar 1933. Im Reichstag wurde am 
24. März 1933 das Gesetz zur Behebung der Not von Volk und Reich 
beschlossen („Ermächtigungsgesetz“)7. Art. 1 sah vor, dass Reichsge-
setze auch durch die Reichsregierung beschlossen werden konnten 
und Art. 2 erlaubte dem Regime, dass die von der Reichsregierung 
beschlossenen Reichsgesetze auch von der Reichsverfassung abwei-
chen konnten, soweit nicht die Einrichtung des Reichstages und des 
Reichsrats als solche Gegenstand waren; die Rechte des Reichspräsi-
denten sollten unberührt bleiben. Anzumerken ist insbesondere, dass 
dieses Gesetz mit dem 1. April 1937, also nach vier Jahren, außer 
Kraft treten sollte; dies war allein einem gesetzestaktischen Umstand 

5 	 Verordnung über die Vereidigung der öffentlichen Beamten (14.08.1919), in: 
documentArchiv.de [Hrsg.], URL: http://www.documentArchiv.de/wr/1919/
vereidigung-beamte-soldaten_vo.html, Stand: 1.8.2013.

6 	 Aus der Literatur: Mühl-Benninghaus, Das Beamtentum in der NS-Diktatur bis 
zum Ausbruch des Zweiten Weltkrieges, 1996; Mommsen, Beamtentum im Drit-
ten Reich, 1966; Hattenhauer, Geschichte des Beamtentums, 2. Aufl. 1993, S. 
399 ff.. 

7 	 Gesetz zur Behebung der Not von Volk und Reich (24.03.1933), in: document
Archiv.de [Hrsg.], URL: http://www.documentArchiv.de/ns/ermaecht.html, 
Stand: 1.8.2013.

Josef Konrad Rogosch*

Das Beamtenrecht im Wandel der Zeit 
– Änderungen in der NS-Zeit –
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geschuldet8. Damit war dem NS Regime gelungen, die Gewaltentei-
lung zwischen Legislative und Exekutive aufzuheben, womit letztlich 
auch der Einfluss auf die Judikative durch entsprechende Gesetezes-
änderungen eröffnet worden war.
Schon eine Woche nach dem Beschluss über das „Ermächtigungsge-
setz“ erfolgte am 31. März 1933 ein „Vorläufiges Gesetz zur Gleich-
schaltung der Länder mit dem Reich“9. Damit war der erste Schritt 
zur Schaffung eines Einheitsstaates vollzogen. In bitterer Konsequenz 
erließ die Reichsregierung am 7. April 1933 das „Gesetz zur Wie-
derherstellung des Berufsbeamtentums“10 („Säuberungsgesetz“). Ent-
sprechend der Gleichschaltung von Reich und Ländern wurde der 
Anwendungsbereich dieses „Säuberungsgesetzes“ in dessen § 1 auf 
alle Beamtenverhältnisse erstreckt. § 2 sah vor, dass „Beamte, die seit 
dem 9. November 1918 in das Beamtenverhältnis eingetreten sind, 
ohne die für ihre Laufbahn vorgeschriebene oder übliche Vorbildung 
oder sonstige Eignung zu besitzen, … aus dem Dienste zu entlassen“ 
waren. Nach § 3 waren Beamte, die nicht arischer Abstammung wa-
ren, in den Ruhestand zu versetzen. In § 4 war geregelt, dass Beamte 
die Gewähr dafür bieten mussten, jederzeit rückhaltlos für den nati-
onalen Staat einzutreten; andernfalls konnten sie entlassen werden.
Nur vier Tage später, am 11. April 1933, wurde die erste Verordnung 
zur Durchführung des Gesetzes zur Wiederherstellung des Berufs-
beamtentums erlassen11. Politische Gegner und Deutsche, die nicht 
den Rassenbild des NS Regimes entsprachen, sollten entfernt werden.
Diese Verordnung sah vor, dass Beamte zu entlassen waren, die der 
kommunistischen Partei oder kommunistischen Organisationen an-
gehörten, da diese Beamten „ungeeignet“ waren. Und der Rassenwahn 
der Nationalsozialisten wurde auch umgesetzt: „Als nicht arisch gilt, 
wer von nicht arischen, insbesondere jüdischen Eltern oder Großeltern 
abstammt. Es genügt, wenn ein Elternteil oder ein Großelternteil nicht 
arisch ist. Dies ist insbesondere dann anzunehmen, wenn ein Elternteil 
oder ein Großelternteil der jüdischen Religion angehört hat.“. Aparter 
Weise sah die Verordnung vor, dass alle „Verhandlungen, Urkunden 
und amtliche Bescheinigungen, die zur Durchführung dieses Gesetzes 
erforderlich werden, sind gebühren- und stempelfrei“ sein sollten.
Neben weiteren Gesetzen und Verordnungen ragt eine Ergänzung 
des Reichsbeamtengesetzes heraus. Am 30. Juni 1933 wurde der § 1 a 
eingefügt, der wie folgt lautete:
„(1) Als Reichsbeamter darf nur berufen werden, wer die für seine 
Laufbahn vorgeschriebene oder übliche Vorbildung oder sonstige 
besondere Eignung für das ihm zu übertragene Amt besitzt und die 
Gewähr dafür bietet, daß er jederzeit rückhaltlos für den nationalen 
Staat eintritt.
(2) Weibliche Personen dürfen als planmäßige Reichsbeamte auf Le-
benszeit erst nach Vollendung des fünfunddreißigsten Lebensjahres 
berufen werden.

8	 Dieses „Zeitgesetz“ wurde alle vier Jahre erneuert: Gesetz zur Verlängerung des 
Gesetzes zur Behebung der Not von Volk und Reich (30.01.1937) gültig bis zum 
1.4.1941 in: documentArchiv.de [Hrsg.], URL: http://www.documentArchiv.
de/ns/1937/ermaechtigungsgesetz-verl_ges.html, Stand: 1.8.2013; weitere Ver-
längerungen in Reichsgesetzblatt 1939 I S.95, 1943 I S. 295.

9	 Vorläufiges Gesetz zur Gleichschaltung der Länder mit dem Reich (31.03.1933), 
in: documentArchiv.de [Hrsg.], URL: http://www.documentArchiv.de/ns/
lndrgleich01.html, Stand: 1.8.2013.

10	 Gesetz zur Wiederherstellung des Berufsbeamtentums (07.04.1933), in: docu-
mentArchiv.de [Hrsg.], URL: http://www.documentArchiv.de/ns/beamtenges.
html, Stand: 1.8.2013.

11	 Erste Verordnung zur Durchführung des Gesetzes zur Wiederherstellung des 
Berufsbeamtentums (11.04.1933), in: documentArchiv.de [Hrsg.], URL: http://
www.documentArchiv.de/ns/1933/berufsbeamtentum_vo01.html, Stand: 
1.8.2013.

(3) Wer nicht arischer Abstammung oder mit einer Person nicht ari-
scher Abstammung verheiratet ist, darf nicht als Reichsbeamter beru-
fen werden. Reichsbeamte arischer Abstammung, die mit einer Person 
nicht arischer Abstammung die Ehe eingehen sind zu entlassen. Wer 
als Person nicht arischer Abstammung zu gelten hat, bestimmt sich 
nach Richtlinien, die der Reichsminister des Innern erlässt.“.
Die Eintrittspflicht für den „nationalen Staat“ eröffnete die Möglich-
keit der Willkür im Beamtenrecht, denn wer die Gewähr dafür bieten 
würde, dies entschieden die Nationalsozialisten selbst.
Das Regime untermauerte seinen totalitären Anspruch mit dem Ge-
setz gegen die Neubildung von Parteien vom 14. Juli 1933, wonach in 
Deutschland als einzige politische Partei die Nationalsozialistische 
Deutsche Arbeiterpartei bestehen sollte12. 
Mit Gesetz vom 1. Dezember 1933 wurde der totalitäre Anspruch 
weiter verfestigt:
Das Gesetz zur Sicherung der Einheit von Partei und Staat13 sah vor, 
dass nach dem Sieg der nationalsozialistischen Revolution die Natio-
nalsozialistische Deutsche Arbeiterpartei die Trägerin des deutschen 
Staatsgedankens und mit dem Staat unlöslich verbunden sein sollte. 
Sie war eine Körperschaft des öffentlichen Rechts. Ihre Satzung be-
stimmte der „Führer“. Damit waren Partei und Staat miteinander 
verschmolzen; die Mitglieder der Partei konnten mithin uneinge-
schränkt im staatlichen Auftrag handeln.

Das Jahr 1934:
Im Jahre 1934 erlahmte die Gesetzgebungsmaschinerie der Natio-
nalsozialisten, da die wesentlichen Änderungen im Staats- und Be-
amtenrecht erfolgt waren. Gleichwohl wurde das Gesetz zur Wieder-
herstellung des Berufsbeamtentums am 22. März 1934 neugefasst14; 
wesentliche Änderungen der totalitären Ausrichtung ergaben sich 
jedoch nicht. 
Noch bevor der Reichspräsident von Hindenburg am 2. August 1934 
verstarb wurde das Gesetz über das Staatsoberhaupt des Deutschen 
Reiches vom 1. August 193415 beschlossen. Dieses Gesetz beinhalte-
te, dass das Amt des Reichspräsidenten mit dem des Reichskanzlers 
vereinigt wurde. Die bisherigen Befugnisse des Reichspräsidenten 
gingen auf „den Führer und Reichskanzler Adolf Hitler“ über. Der 
„Führer“ bestimmte seinen Stellvertreter. 
Das Gesetz trat mit Wirkung von dem Zeitpunkt des Ablebens des 
Reichspräsidenten von Hindenburg in Kraft, also am 2. August 1934. 
Anderthalb Jahre nach der so genannten Machtergreifung und dem 
Tode des Reichspräsidenten wurde das so genannte Führerprinzip 
etabliert.

12	 Gesetz gegen die Neubildung von Parteien (14.07.1933), in: documentArchiv.
de [Hrsg.], URL: http://www.documentArchiv.de/ns/parteiverbot.html, Stand: 
1.8.2013.

13	 Gesetz zur Sicherung der Einheit von Partei und Staat (01.12.1933), in: docu-
mentArchiv.de [Hrsg.], URL: http://www.documentArchiv.de/ns/partei-staat.
html, Stand: 1.8.2013.

14 	Gesetz zur Wiederherstellung des Berufsbeamtentums in der Fassung der 
Gesetze zur Änderung und Ergänzung des Gesetzes zur Wiederherstellung des 
Berufsbeamtentums vom 23. Juni 1933, 20. Juli 1933, 22. September 1933 und 
22. März 1934 (22.03.1934), in: documentArchiv.de [Hrsg.], URL: http://www.
documentArchiv.de/ns/1934/berufsbeamtentum_ges04.html, Stand: 1.8.2013.

15 	Gesetz über das Staatsoberhaupt des Deutschen Reichs (01.08.1934), in: docu-
mentArchiv.de [Hrsg.], URL: http://www.documentArchiv.de/ns/stobrhpt.
html, Stand: 1.8.2013.
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Das Beamtenrecht im Wandel der Zeit, insbesondere in der NS Zeit � Josef Konrad Rogosch

Das Jahr 1935:
Das Gesetz zum Schutze des deutschen Blutes und der deutschen 
Ehre16 als Teil der Nürnberger Gesetze vom 15. September 1935 of-
fenbarte die nationalsozialistische Gesinnung aufs erbärmlichste. Der 
§ 1 Abs. 1 S. 1 lautete: „Eheschließungen zwischen Juden und Staats-
angehörigen deutschen oder artverwandten Blutes sind verboten.“. 

Das Jahr 1937:
Den beamtenrechtlichen Abschluss bildete das Deutsche Beamten-
gesetz17 vom 26. Januar 1937. Die Reichsregierung hatte das Gesetz 
beschlossen. Nach § 1 Abs. 1 stand der deutsche Beamte „zum Führer 
und zum Reich in einem öffentlich-rechtlichen Dienst- und Treue-
verhältnis …“. Und er war nach Abs. 2 der Vollstrecker des Willens 
des von der NSDAP getragenen Staates. Nach § 3 (1) S. 4 hatte er 
dem „Führer“, der ihm seinen besonderen Schutz zusichert, „Treue 
bis zum Tode zu halten“. Der Eid lautete nach § 4 Abs. 1 wie folgt: 
„Ich schwöre: Ich werde dem Führer des Deutschen Reiches und Vol-
kes, Adolf Hitler, treu und gehorsam sein, die Gesetze beachten und 
meine Amtspflichten gewissenhaft erfüllen, so wahr mir Gott helfe“. 

Bundesrepublik Deutschland

Das Bundesverfassungsgericht hatte über die Beamtenverhältnis-
se der NS Zeit zu judizieren. Mit dem wegweisenden Urteil vom 
17. Dezember 195318 verkündete es in Leitsatz 2: Alle Beamtenver-
hältnisse sind am 8. Mai 1945 erloschen19. 
Inhaltlich ging es um ein Bundesgesetz, das G 131, das am 11. Mai 1951 
als Gesetz zur Regelung der Rechtsverhältnisse der unter Artikel 131 

16	 Gesetz zum Schutze des deutschen Blutes und der deutschen Ehre (15.09.1935), 
in: documentArchiv.de [Hrsg.], URL: http://www.documentArchiv.de/ns/
nbgesetze01.html, Stand: 1.8.2013.

17	 Reichsgesetzblatt 1937 I S. 39, ber. S. 186. 
18	 In NJW 1954, 21.
19 	Letztlich zeichnete die Kapitulationsurkunde diese Entscheidung vor:
	 Militärische Kapitulationsurkunde vom 8. Mai 1945:
	 1.  Wir, die hier Unterzeichneten, die wir im Auftrage der Oberkomman-

dos der Deutschen Wehrmacht handeln, übergeben hiermit bedingungslos dem 
Obersten Befehlshaber der Alliierten Expeditionsstreitkräfte und gleichzeitig 
dem Oberkommando der Roten Armee alle gegenwärtig unter deutschem Befehl 
stehenden Streitkräfte zu Lande, zu Wasser und in der Luft …

	 Zit.: Militärische Kapitulationsurkunde (08.05.1945), in: documentArchiv.de [Hrsg.], 
URL: http://www.documentArchiv.de/ns/1945/kapitulation.html, Stand: 1.8.2013.

	 Zur Ergänzung: Erklärung in Anbetracht der Niederlage Deutschlands und der 
Übernahme der obersten Regierungsgewalt hinsichtlich Deutschlands durch 
die Regierungen des Vereinigten Königreichs, der Vereinigten Staaten von 
Amerika und der Union der Sozialistischen Sowjet-Republiken und durch die 
Provisorische Regierung der Französischen Republik [vom 5. Juni 1945]:

	 Die deutschen Streitkräfte zu Lande, zu Wasser und in der Luft sind vollständig 
geschlagen und haben bedingungslos kapituliert, und Deutschland, das für den 
Krieg verantwortlich ist, ist nicht mehr fähig, sich dem Willen der siegreichen 
Mächte zu widersetzen. Dadurch ist die bedingungslose Kapitulation Deutsch-
lands erfolgt, und Deutschland unterwirft sich allen Forderungen, die ihm jetzt 
oder später auferlegt werden. Es gibt in Deutschland keine zentrale Regierung 
oder Behörde, die fähig wäre, die Verantwortung für die Aufrechterhaltung der 
Ordnung, für die Verwaltung des Landes und für die Ausführung der Forderun-
gen der siegreichen Mächte zu übernehmen …

	 Zit.: Erklärung in Anbetracht der Niederlage Deutschlands und der Übernah-
me der obersten Regierungsgewalt hinsichtlich Deutschlands durch die Regie-
rungen des Vereinigten Königreichs, der Vereinigten Staaten von Amerika und 
der Union der Sozialistischen Sowjet-Republiken und durch die Provisorische 
Regierung der Französischen Republik (05.06.1945), in: documentArchiv.de 
[Hrsg.], URL: http://www.documentArchiv.de/in/1945/niederlage-deutsch-
lands_erkl.html, Stand: 1.8.2013.

Grundgesetz fallenden Personen beschlossen worden war20. Danach 
sollten die Rechtsverhältnisse von Personen einschließlich der Flücht-
linge und Vertriebenen, die am 8. Mai 1945 im öffentlichen Dienste 
standen, aus anderen als beamten- oder tarifrechtlichen Gründen aus-
geschieden sind und bisher nicht oder nicht ihrer früheren Stellung 
entsprechend verwendet werden, durch Bundesgesetz geregelt werden. 
Und das 131er Gesetz besagte, dass alle öffentlich Bediensteten, die 
beim Entnazifizierungsverfahren nicht als Hauptschuldige oder Belas-
tete eingestuft worden waren, wieder eingestellt werden durften. 
Die Eidesformel des Bundesbeamtengesetzes lautet nach § 64 Abs. 1 
BBG: „Ich schwöre, das Grundgesetz und alle in der Bundesrepublik 
Deutschland geltenden Gesetze zu wahren und meine Amtspflich-
ten gewissenhaft zu erfüllen, so wahr mir Gott helfe.“.
Der Diensteid nach § 47 Abs. 1 LBG Schleswig-Holstein lautet: „Ich 
schwöre, das Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland, die 
Landesverfassung und alle in der Bundesrepublik Deutschland gel-
tenden Gesetze zu wahren und meine Amtspflichten gewissenhaft zu 
erfüllen, so wahr mir Gott helfe.“.

Schlussbetrachtung

Die „Gesetzgebungsmaschinerie“ der NS-Zeit funktionierte reibungs-
los und lässt den Schluss zu, dass gerade in den Ministerien der Gehor-
sam gut ausgeprägt war. Der Schwenk ab 1933 lässt sich gleichwohl nur 
so erklären, dass durch den Druck der möglichen Entlassung sehr viele 
Beamte sich „in ihr Schicksal gefügt“ und auch als Begründung einen 
„Befehlsnotstand“ angegeben haben.
Eine Voraussetzung dafür, dass es den Nationalsozialisten trotz der Weiter-
entwicklung des Beamtenrechts im Sinne eines demokratischen Rechts-
staates in der Weimarer Zeit so schnell gelang, die Beamtinnen und Be-
amten in der Mehrzahl auf die Ziele des Unrechtsstaates auszurichten, war 
sicher die in weiten Teilen nur begrenzte Identifikation der Beamtenschaft 
mit der jungen Weimarer Demokratie. Insoweit hat die NS-Zeit offenbart, 
dass die Verpflichtung der Beamten auf den demokratischen Rechtstaat 
nur dann zum Garant einer freiheitlich-demokratischen Grundordnung 
wird, wenn die rechtliche Verankerung des Beamtenrechts in der den de-
mokratischen Rechtsstaat begründenden Verfassung begleitet wird von ei-
ner tief verankerten Werthaltung im Beamtentum. Gleichwohl – auch das 
zeigt die Geschichte des Nationalsozialismus – kann das Beamtentum nur 
dann Garant und Fundament des Rechtsstaates sein, wenn das Prinzip der 
Austarierung der Gewalten im demokratischen Rechtsstaat funktioniert. 
Die Sicherung der Gewaltenteilung ist durch die Einführung der „Ewig-
keitsklausel“ in Art. 79 Abs. 3 GG die entscheidende Reaktion des Grund-
gesetzes. Insoweit entfaltet der Art. 33 GG eine so hohe Schutzwirkung 
des Beamtentums auch deshalb, weil Legislative, Exekutive und Judikative 
in der Anwendung hier eng zusammen wirken. 
Gleichwohl: Im demokratischen Rechtsstaat bedarf es bisweilen bei der 
Besetzung herausragender Führungspositionen gelegentlich der Ein-
schaltung der Judikative, um den Rechtsstaat vor einer nicht an Art. 33 
GG ausgerichteten Stellenbesetzung zu schützen.21 

20	 Sehr informativ ist die Drucksache des Deutschen Bundestages 17/8134, S. 5  ff., 
in der der Umgang mit der NS Vergangenheit dokumentiert wird und in der zahl-
reiche weiterführende Literaturhinweise gegeben werden. Für den Bereich der 
Justiz ist sehr lesenswert: Ingo Müller, Furchtbare Juristen – Die unbewältigte 
Vergangenheit unserer Justiz, 1987.

21	 BVerwG, Urt. v. 4. 11. 2010, NJW 2011, 695, LS 2 – Der Grundsatz der Ämtersta-
bilität steht der Aufhebung der Ernennung auf Klage eines unterlegenen Bewer-
bers nicht entgegen, wenn dieser daran gehindert worden ist, die Rechtsschutz-
möglichkeiten zur Durchsetzung seines Bewerbungsverfahrensanspruchs vor der 
Ernennung auszuschöpfen; dazu auch Rogosch/Schmidt in DVP 2011, 152 ff.



409DVP 10/13 · 64. Jahrgang

Die Qualität der Arbeit einer jeden Generation wird durch die Zeit 
des Lernens bestimmt. Immer dann, wenn Menschen etwas lernen 
wollen oder manchmal auch müssen, ist es wichtig einen Weg zu 
ihnen zu finden, damit Wissen auch ankommen kann. 
Dieser Gedanke gilt nicht nur für eine allgemeinbildende Schule, 
sondern auch und ganz besonders für die Verwaltungsakademie 
Schleswig-Holstein. Denn wir bilden seit 100 Jahren junge Men-
schen aus, die mit ihrem Wissen nicht nur dafür sorgen sollen, dass 
Fachwissen die Arbeit unserer Behörden prägt, sondern die auch 
dazu beitragen sollen, dass unser Gemeinwesen menschlich und ge-
recht bleiben kann. Die Menschen, die wir ausbilden, repräsentieren 
in ihrer Verwaltungsarbeit den Staat, und dies sollte in bestmöglicher 
Art und Weise geschehen. 
Wenn wir unsere Kinder ab dem 7. Lebensjahr in eine Schule schi-
cken, dann haben wir als Eltern, aber auch als Gesellschaft, ganz klare 
Vorstellungen, was eine Schule erfolgreich macht:

•	 Die Kinder sollen gern zur Schule gehen
•	 Die Kinder sollen Freunde in der Schule finden
•	 Die Kinder sollen lernen – möglichst mit viel Spaß 
•	� Der Schulabschluss soll alle Fähigkeiten testieren, die die Mit-

glieder einer Wissensgesellschaft dann gerade für den beruflichen 
Erfolg brauchen

Auch wenn unsere Absolventen natürlich keine Kinder mehr sind, 
lassen sich diese Zielvorstellungen auch auf die Verwaltungsaka-
demie übertragen, welche die berufliche Bildung der Verwaltungs-
mitarbeiterinnen und –mitarbeiter schon seit nunmehr 100 Jahren 
begleitet.

Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer sollen gern in die Akade-
mie kommen

Möglicherweise hat die Freude am Lernen auf dem langen Weg 
durch die allgemeinbildenden Schulen manchmal schon etwas ge-
litten.
Trotzdem sollten die Teilnehmerinnen und Teilnehmer erkennen, 
dass jede Unterrichtsstunde sie ihrem Ziel nach einem Berufsab-
schluss oder dem beruflichen Aufstieg näher bringt.
Hierfür ist es zunächst erforderlich, dass die äußeren Bedingungen 
hinsichtlich der Lehrräume und wie im Fall der Verwaltungsakade-
mie Bordesholm auch hinsichtlich der Unterbringungsmöglichkei-
ten den modernen Ansprüchen genügen. Durch zahlreiche Umzüge 
und Baumaßnahmen hat es eine positive Entwicklung hin zu einem 
funktionellen und modernen Lernort in den letzten 100 Jahren ge-
geben.

Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer sollen Freunde in der Aka-
demie finden

Meistens fällt es uns schwer im Zusammenhang mit einer berufli-
chen Lehreinrichtung, die doch eigentlich nur „funktionieren“ soll, 
solche zwischenmenschlichen Aspekte für wichtig zu erachten. Aber 
wenn wir uns unseren eigenen Freundeskreis anschauen, dann haben 
wir auch heute noch häufig eine sehr enge Verbindung zu den Men-
schen, mit denen wir eine gemeinsame Berufsausbildung oder ein 
Studium absolviert haben. 
Selbst wenn uns das Wort „Freundschaft“ in diesem Kontext ein we-
nig fehl am Platze erscheint, so schafft eine gemeinsame Aus-bzw. 
Weiterbildung zumindest neue Netzwerke, die für die tägliche Pra-
xisarbeit von unschätzbarem Wert sind. 
Da die Verwaltungsakademie als Internat geführt wird, in dem die 
Teilnehmerinnen und Teilnehmer aus dem gesamten Land Schles-
wig-Holstein in der Regel an vier Tagen in der Woche auch über-
nachten, besteht hier eine besondere Chance, Kontakte zu knüpfen, 
die in menschlicher und dienstlicher Hinsicht sehr wertvoll sind.

Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer sollen an der Akademie 
mit Spaß lernen können

Dies ist ein Anspruch an Schule und damit auch an die Verwaltungs-
akademie, der sich wohl auf den ersten Blick am allerwenigsten ver-
wirklichen lässt. Wie sollen sich „Pflicht“ und „Spaß“ gleichermaßen 
realisieren lassen?
„Erst die Arbeit – dann das Vergnügen“ wir alle kennen diesen Aus-
spruch, welcher die scheinbare Gegensätzlichkeit dieser Begriffe 
betont.
Aber jeder von uns weiß, dass wir nur das besonders gut tun können, 
was wir auch gerne tun.
Wie müssen also die Bedingungen in der Akademie gestaltet sein, 
damit ein guter Lernerfolg für unsere Teilnehmerinnen und Teilneh-
mer erreicht werden kann?
An dieser Stelle ist die Erkenntnis wichtig, dass nicht die Verwal-
tungsakademie Bordesholm allein für den Erfolg verantwortlich ist, 
sondern dass dieser nur durch das Zusammenspiel aller an Aus- und 
Weiterbildung im öffentlichen Dienst Beteiligten bestmöglich ge-
staltet werden kann:

Die Kommunen und das Land als Ausbildungsstellen
Eine öffentliche Verwaltung muss im Jahr 2013 vor allen Dingen 
ein Dienstleister sein, in dem die Kundenorientierung oberste Prio-
rität hat. Es sollte hier das alte Wort vom „Dienen“ gelten, was nicht 
bedeutet, kritiklos Anweisungen zu befolgen, sondern alles zu tun, 
um im Rahmen der Gesetze das Wohlergehen der Gemeinschaft zu 
fördern. 
Damit muss zunächst über eine bestmögliche Personalauswahl er-
reicht werden, dass diejenigen in der Verwaltung arbeiten werden, die 
diese Ziele verinnerlichen und auch umsetzen möchten. 

Barbara Tscheuschner*

Der Bildungsauftrag der Verwaltungsakademie Bordesholm 
im Jubiläumsjahr 2013**

*	 Barbara Tscheuschner ist hauptamtliche Dozentin an der Verwaltungsakademie 
Bordesholm.

**	 Dieser Artikel wurde inspiriert durch Eckhard Klieme et al. „Pisa 2009 – Bilanz 
nach einem Jahrzehnt (Zusammenfassung)“, Ergebnisberichte DIPF, und John 
Hattie, „Lernen sichtbar machen“, Schneider-Verlag, April 2013
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Eine ganz besondere Bedeutung fällt dabei der praktischen Ausbil-
dung zu, welche gelebtes Vorbild sein sollte, um gleichermaßen fach-
liche wie auch soziale Kompetenz zu vermitteln und zu stärken.

Die Berufsschulen
Bei dem Beruf der/des Verwaltungsfachangestellten tragen die Be-
rufsschulen mit ihrem Unterricht ganz maßgeblich zur Qualität die-
ser Ausbildung bei. Diese Qualität wird vor allem durch eine sehr 
enge und zielorientiert geprägte Zusammenarbeit mit der Akademie 
erreicht und erhalten. 

Die Verwaltungsakademie Bordesholm
In der Verwaltungsakademie steht die Qualität der Vermittlung von 
theoretischen Grundlagen im Vordergrund.

•	 Lehrpläne
Dies bedeutet zunächst, dass sich die Lehrpläne ständig neu an den 
veränderten Anforderungen der Praxis orientieren müssen. Neben 
den unzähligen Veränderungen in den rechtswissenschaftlichen Fä-
chern hat sich auch das Selbstverständnis von Verwaltungen in den 
vergangenen 100 Jahren stark gewandelt, was in neuen Schwerpunk-
ten sichtbar werden musste. So hat die Betriebswirtschaft in den letz-
ten 30 Jahren eine deutlich höhere Bedeutung gewonnen.
Besonders eindrucksvoll zeigt sich die Veränderung aber auch im 
Bereich der Sozialwissenschaften, weil im Jahr 2013 vielfältig neue 
Herausforderungen an den Umgang mit Bürgerinnen und Bürgern 
und mit Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern gestellt werden als ver-
gleichsweise 1913. 
Die Aktualisierung der Bildungsinhalte wird in einem laufenden 
und sehr vertrauensvollen Kommunikationsprozess mit den Ausbil-
dungsstellen und Berufsschulen betrieben.

•	 Lehrende
In einem nächsten Schritt müssen diese Lehrpläne nun mit Kompe-
tenz und Engagement umgesetzt werden.
Die Verwaltungsakademie setzt in diesem Zusammenhang ganz 
besonders auf die Mitwirkung von Praktikerinnen und Praktikern. 
Denn der Unterricht wird zu einem überwiegenden Anteil von ne-
benamtlichen Dozentinnen und Dozenten geleistet. Damit erreichen 
wir eine hohe Aktualität der Wissensvermittlung und gleichzeitig 
eine hohe Akzeptanz der Lerninhalte, die aus dem „richtigen“ Ver-
waltungsleben stammen, bei den Teilnehmerinnen und Teilnehmern.
Die hauptamtlichen Lehrkräfte, die ihre jeweiligen Bereiche fachlich 
vertreten, sind darüber hinaus für die Gesamtkoordination der Lern-
inhalte verantwortlich und stehen den Praktikerinnen und Prakti-
kern insoweit auch beratend und unterstützend zur Seite.
In den bildungspolitischen Diskussionen unserer Tage wird viel von 
der Professionalisierung des Lehrerberufes gesprochen; so formuliert 
die Zusammenfassung der Pisa-Studie für 2009, dass „vieles dafür 

spricht, dass die Professionalisierung des Lehrpersonals die entschei-
dende Ressource für Qualitätsentwicklung im Bildungswesen ist“. 
Damit wird die „Rekrutierung sowie fachlich und didaktisch exzel-
lente Aus-und Weiterbildung“ als „zentrale Herausforderung des 
Schulsystems“ gesehen. 
Vor dieser Herausforderung steht natürlich auch die Verwaltungs-
akademie, der sie positiv und engagiert begegnet:

✓	� Hauptamtliche wie nebenamtliche Dozentinnen und Dozenten 
werden einer ständigen Evaluierung auch durch die Teilneh-
merinnen und Teilnehmer unterzogen

✓	� Mit einem sog. „Berufspädagogischen Lehrzertifikat“, das neue 
nebenamtliche Lehrkräfte innerhalb von 2 Jahren nach Aufnah-
me ihrer Lehrtätigkeit erbringen müssen, werden Qualitätsstan-
dards gesetzt.

Leider wird es deutlich schwieriger, junge nebenamtliche Dozen-
tinnen und Dozenten zu gewinnen, weil die Verdichtung am ei-
gentlichen Arbeitsplatz immer weiter zunimmt, und damit sowohl 
bei möglichen Lehrkräften als auch bei den entsendenden Dienst-
stellen die Bereitschaft sinkt, die Ausbildung in der Akademie zu 
unterstützen. 
Allerdings gehört zu einer guten Lehrtätigkeit nach Hattie auch „die 
Liebe zum Fach und zu den Menschen“, sodass es auch in Zukunft 
unsere wichtigste Aufgabe sein wird, für unser Haus die jeweils bes-
ten Lehrkräfte zu finden, um auch den Spaß am Lernen ermöglichen 
zu können. 

Die Abschlüsse der Verwaltungsakademie sollen alle notwendi-
gen Fähigkeiten testieren

Am Ende einer Aus- oder Weiterbildung sollte der Nachweis stehen, 
dass gewisse Standards erreicht worden sind.
In unserem Umfeld gibt es hierfür eine Vielzahl von gesetzlichen 
Regelungen, die die erbrachten Leistungen gut dokumentieren.
Und nach 100 Jahren Verwaltungsakademie Bordesholm sei auch der 
Hinweis erlaubt, dass die Abschlüsse dieses Hauses eine breite und 
bundesweite Anerkennung finden, die sowohl Teilnehmerinnen und 
Teilnehmern als auch den Behörden die Gewissheit geben, dass die 
jeweils gültigen Standards erreicht worden sind. 

Ausblick

Die Verwaltungsakademie steht im Jahr 2013 für die erfolgreiche 
Aus- und Weiterbildung von jungen Staatsbürgerinnen und Staats-
bürgern, die als Garant für die Rechtsstaatlichkeit und die positi-
ve Entwicklung der gesamten Gesellschaft an zentraler Stelle tätig 
werden. Es sollte daher das Ziel aller Beteiligten bleiben, für beste 
Bedingungen zu sorgen, damit diese Qualität unangefochten bleibt. 

Besuchen Sie unsere neue Internetseite unter:
www.dvp-digital.de



411DVP 10/13 · 64. Jahrgang

In letzter Zeit scheinen sich Personalverantwortliche im öffentlichen 
Dienst öfter die Frage zu stellen: Braucht die öffentliche Verwaltung 
überhaupt eine akademische Ausbildung? 
Blickt man in die Hochschullandschaft, so ist zu beobachten, dass 
bei einigen Verwaltungsfachhochschulen im Bundesgebiet ein „Roll-
back“ stattfindet, in dem sie wieder in Berufsakademien umgewan-
delt werden. Diese Fälle sind zwar nicht häufig anzutreffen, scheinen 
aber einzelne Anhänger gefunden zu haben. 

Wie sieht zurzeit die Ausbildung für den öffentlichen Dienst aus? Die 
Ausbildung für die Laufbahngruppe 2, erstes Einstiegsamt (ehemals 
gehobener Dienst) findet überwiegend in einem dualen Studium an 
Fachhochschulen für die öffentliche Verwaltung statt. Die meisten 
Studiengänge wurden in den letzten Jahren in Bachelorstudiengänge 
weiterentwickelt und werden teilweise bereits reakkreditiert. 

Die dualen Bachelorstudiengänge sind größtenteils „intern“ kons-
truiert, das heißt, die Landesverwaltungen und Kommunalverwal-
tungen fungieren als Dienstherren und entsenden ihre Studierenden 
an die jeweiligen Fachhochschulen in den Bundesländern. Die Poli-
zeiverwaltung, die Rentenversicherungsträger, die Steuerverwaltung, 
die Justizverwaltungen für die Rechtspfleger und die Allgemeine 
Verwaltung bilden somit ihren Nachwuchs in ihren entsprechenden 
Fachbereichen der Fachhochschulen aus. Im Schnitt umfasst das 
fachtheoretische Studium 24 Monate und das fachpraktische Stu-
dium 12 Monate, insgesamt 3 Jahre bzw. 6 Semester. Während der 
fachpraktischen Zeiten arbeiten und lernen die Studierenden bei ih-
ren Ausbildungsbehörden, ihren „Dienstherren“ und setzen die im 
fachtheoretischen Teil vermittelten Inhalte praktisch um.

Schon vor der sogenannten „Bachelorisierung“ war dieses duale Stu-
diengangmodell erfolgreich, weil es bereits wesentliche Anforderun-
gen des Bologna-Prozesses erfüllt hatte: Kurze Studienzeiten und 
eine hohe Praxisorientierung! Die Umstellung auf die Bachelorstu-
diengänge stellte deshalb keine große Hürde dar, zumal bereits bei 
den Diplomstudiengängen der Workload und das Arbeitspensum 
den heutigen Zielvorgaben des European Credit Transfer System 
(ECTS) entsprachen, auch wenn dies damals nicht in Credits gemes-
sen wurde. Vor allem durch die großzügige Alimentierung der an die 
Dienstherren gebundenen Studierenden, ist es diesen möglich, in so 
kurzer Zeit das anspruchsvolle duale Studium zu bewältigen.
Wichtig ist zu erkennen, dass sich – unabhängig von der Umwand-
lung in Bachelorstudiengänge! – die Curricula in den letzten zwanzig 
Jahren stark verändert haben. Dies ist vornehmlich den Entwicklun-
gen im öffentlichen Dienst geschuldet, die sich aufgrund knapper 
Haushalte und schwieriger Finanzlagen zwangsläufig ergeben haben. 
Die öffentlichen Verwaltungen waren aufgefordert ihr Selbstver-
ständnis zu wandeln: Behörden wurden zu Dienstleistungsunterneh-
men, das neue Steuerungsmodell à la „Tilburg“ fand seinen Platz 
auch in der kleinsten Kommune. 

Diese neuen Anforderungen spiegeln sich heute in allen Curricula 
der verschiedenen Fachbereiche wider. Die zukünftige Mitarbeite-
rin bzw. der zukünftige Mitarbeiter im öffentlichen Dienst braucht 
verstärkt Managementqualitäten. Gerade in der allgemeinen Verwal-
tung wurden die rechtlichen Inhalte der Lehrpläne zu Gunsten öko-
nomischen Knowhows gekürzt. Die Studierenden von heute müssen 
sich ein großes Portfolio an betriebswirtschaftlichen Instrumenten 
aneignen – sei es Controlling, Rechnungswesen oder Doppik – da-
mit sie später in ihren Verwaltungen dem Wandel begegnen können. 
Hinzu kommen Managementtechniken auch für den Personalbe-
reich und soziale und methodische Kompetenzen, die von ihnen ge-
fordert werden. Die Absolventinnen und Absolventen der Studien-
gänge der allgemeinen Verwaltung werden so zu Generalisten bzw. 
Verwaltungsmanagern und sind nicht mehr die juristisch geprägten 
Verwaltungsbeamten klassischer Prägung.
Was für die Allgemeine Verwaltung gilt, gilt auch für die anderen 
Fachbereiche: Die zukünftigen Polizeibeamtinnen und -beamten 
stehen in ihrem Berufsleben ebenso vor neuen Herausforderun-
gen wie die zukünftigen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter bei den 
Rentenversicherungsträgern oder in den Finanzbehörden sowie die 
Rechtspflegerinnen und Rechtspfleger in den Gerichten. Zu den 
immer umfangreicheren methodischen, sozialen und persönlichen 
Kompetenzen, die von den nachrückenden Führungskräften der Po-
lizei verlangt werden, gehört beispielsweise auch die interkulturelle 
Kompetenz – ein durch den Bologna-Prozess beförderter curricula-
rer Baustein. 

Doch zurück zur Frage, warum es gerade bei Fachhochschulen für den öf-
fentlichen Dienst scheinbar einen Trend „zurück“ gibt. Was könnten die 
Argumente Personalverantwortlicher in den öffentlichen Verwaltun-
gen sein? Im Mittelpunkt vieler Überlegungen der Politik stehen sicher 
Konsolidierungsargumente. Trotz umfangreicher Konsolidierungs-
maßnahmen des öffentlichen Dienstes sind viele Kommunen und 
Landeshaushalte klamm und Ausbildung und Studium unterliegen 
– wie alle Personalausgaben – Sparzwängen. Hinzu kommt, dass durch 
die Umwandlung in Bachelorstudiengänge die Praxisphasen bei den 
Behörden durch aufwendigere Prüfungen aufgewertet wurden, was für 
die Verantwortlichen vor Ort allerdings eine intensivere Betreuung der 
Studierenden bedeutet. In Zeiten von Arbeitsverdichtung wird dies 
nachvollziehbar als Belastung und Herausforderung erlebt, mit der 
Folge, dass hier auch der Wunsch nach Entlastung entsteht. Warum 
teuer ausbilden, wenn es vielleicht kostengünstiger geht?
Auch die Kosten der gesetzlich vorgeschriebenen Akkreditierung und 
Reakkreditierung durch entsprechende Akkreditierungsagenturen 
und zum Teil zeit- und personalaufwendigen Evaluationen der Studi-
engänge stoßen bei manchem verantwortlichen Dienstherrn auf, auch 
wenn der Zeitraum (alle 5 bis 7 Jahre) überschaubar scheint. Vielleicht 
sollte hier in den Vordergrund gerückt werden, dass die Evaluation 
durch externe Gutachter ein Instrument eines ganzheitlichen Qua-
litätsmanagement darstellt. Hochschulen sind schon seit Jahren auf-
gefordert, die Prozesse und Curricula ihrer Studiengänge in einem 
Qualitätsmangementsystem ständig zu evaluieren und zu optimieren. 
Vielleicht wäre die Akzeptanz höher, wenn dieses Instrumentarium 

Silke Lautenbach*

Erfolgreich im öffentlichen Dienst mit dem Bachelor

*	 Silke Lautenbach ist Dekanin des Fachbereichs Allgemeine Verwaltung der Fach-
hochschule für Verwaltung und Dienstleistung Altenholz.
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auch in Behörden des öffentlichen Dienstes systematischer angewen-
det würde, ist es doch auch ein Gütezeichen für hohe Qualität.

Warum braucht der öffentliche Dienst ein akademisches Studium? Kos-
tendruck und Sparzwänge sind in jeder politischen Diskussion kraft-
volle Argumente. Sie können von allen nachvollzogen werden und 
stoßen im aktuellen gesamtwirtschaftlichen Klima auf Verständnis. 
Es stellt sich allerdings die Frage, ob gerade beim zukünftigen Perso-
nal eingespart werden sollte, der wichtigsten Ressource des öffentli-
chen Dienstes. Die gesellschaftlichen Rahmenbedingungen werden 
immer komplexer und stellen schon heute an die Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter der öffentlichen Verwaltung höhere Anforderungen: 
Schlüsselqualifikationen wie Integrations- und Kommunikationsfä-
higkeit, Verantwortungsbewusstsein, Konfliktmanagementtechni-
ken und Methodenwissen gehören mittlerweile zu den notwendi-

gen Alltagskompetenzen im Umgang mit immer anspruchsvolleren 
Bürgerinnen und Bürgern, Kolleginnen und Kollegen. Gerade ein 
duales Studium an einer Fachhochschule, mit einem ausgeprägten 
Praxisbezug und einem breiten Fächerkanon, ist geeignet, kompe-
tenten, selbstbewussten und aufgeschlossenen Nachwuchs für den 
öffentlichen Dienst der Zukunft zu generieren. 
Es lässt sich also zusammenfassen: Gesellschaftlicher Wandel, sei er 
demographisch bedingt oder wirtschaftlichen Entwicklungen ge-
schuldet, prägt heute und in nächster Zeit alle Bereiche des öffentli-
chen Dienstes und stellt somit neue Anforderungen an das zukünftige 
Personal. Ausbildung und Studium sollten dem gerecht werden und 
mit Hilfe eines umfassenden Qualitätsmanagement sich weiterhin 
kontinuierlich diesem Wandel anpassen, wie es bisher an den Verwal-
tungsfachhochschulen erfolgreich umgesetzt wurde. Das Motto der 
Zukunft muss sein: Nicht weniger, sondern mehr Studium!

Fortbilden und für neue Herausforderungen gewappnet sein

Wir leben in einer schnelllebigen Zeit, in der erworbenes Wissen 
nur noch eine geringe Halbwertzeit hat. Die hohe Entwicklungs-
geschwindigkeit u.a. in den Informations- und Kommunikations-
techniken führt dazu, dass die Berufsausbildung alleine nicht mehr 
ausreicht, um adäquat auf die permanenten Veränderungen reagieren 
zu können. Weiterbildung und lebenslanges Lernen sind vor diesem 
Hintergrund unentbehrlich, um den neuen Anforderungen aktiv und 
professionell begegnen zu können1. Auch die öffentliche Verwaltung 
sieht sich aufgrund der gegenwärtigen gesellschaftlichen, ökonomi-
schen und technologischen Rahmenbedingungen mit einer Reihe 
von Herausforderungen konfrontiert. Demografischer Wandel, 
eGovernment und Europafähigkeit sind dabei nur einige der The-
menfelder, denen sich die öffentliche Verwaltung gegenübersieht. 

Die ständige Konferenz der Innenminister und -senatoren der 
Länder hat in ihrem Positionspapier „Herausforderungen an 
Fortbildung im öffentlichen Dienst“ vom 01.10.2008 die folgen-
den Themenfelder aufgeführt, denen sich die öffentliche Verwal-
tung zukünftig stellen muss:
•	� Technologische Entwicklung, insbesondere eGovernment, 

mit besonderen Anforderungen an die IT-Kompetenz der Be-
schäftigten,

•	� Übergang zur Wissensgesellschaft und der damit verbundenen 
Notwendigkeit des „lebenslangen Lernens“,

* 	 Diplom-Volkswirtin Ute Kapaun ist stellvertretende Leiterin des Kompetenz-
zentrums für Verwaltungs-Management Schleswig-Holstein (KOMMA).

1	 Siehe auch Manfred Becker, Personalentwicklung – Bildung, Förderung und 
Organisationsentwicklung in Theorie und Praxis, 5. Auflage, Schäffer-Poeschel 
Verlag, Stuttgart, 2009, S.277f.

•	� Verwaltungsmodernisierung/Governance mit dem Ausbau 
des Interessensausgleiches und des kooperativen Handelns 
zwischen Staat auf der einen Seite und Unternehmen, Institu-
tionen und Bürgern auf der anderen,

•	� Globalisierung mit einem zunehmenden Wettbewerb zwi-
schen Ländern und Regionen verbunden mit der Dienstleis-
tungsorientierung der Verwaltung und der Notwendigkeit der 
Entbürokratisierung,

•	� Europäische Integration mit besonderen Anforderungen an 
europarechtliche, -politische und interkulturelle Kompetenzen 
in Politik und Verwaltung,

•	� Bologna-Prozess mit der Auflösung der klaren Grenzziehung 
zwischen beruflicher Ausbildung, (dienstlicher) Fort- und 
Weiterbildung und Hochschulausbildung,

•	� Demografische Entwicklung einschließlich der Migration mit 
Auswirkungen auf die Personalgewinnung aber auch Anforde-
rungen an die sozialen Kompetenzen der Beschäftigen,

•	� Mobilität, Flexibilität und Employabilität zur Steigerung der 
Attraktivität des öffentlichen Dienstes für Berufseinsteiger,

•	� Gender Mainstreaming und Diversity Management mit 
Einfluss auf die Konzeption der Fortbildung im öffentlichen 
Dienst.

Wie die Herausforderungen gemeistert werden, hängt davon ab, 
inwieweit die Beschäftigten gelernt haben, sich auf Veränderungen 
einzulassen und den neuen Anforderungen zu entsprechen. Fortbil-
dung darf sich dabei nicht auf die Vermittlung fachlichen Wissens 
beschränken, vielmehr gilt es, die Schlüsselqualifikationen zu stärken, 
damit Beschäftigte den veränderten Anforderungen gewachsen sind. 
Im Zentrum steht dabei die Handlungskompetenz, welche durch 
Fachkompetenz einerseits sowie Methoden-, soziale und persönli-
che Kompetenz als Schlüsselqualifikationen andererseits entwickelt 
werden kann. 

Ute Kapaun*

Kompetent in die Zukunft
– Zur Bedeutung der Fortbildung in der öffentlichen Verwaltung –
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•	� Die Fachkompetenz beinhaltet die erforderlichen fachlichen 
Fähigkeiten, Fertigkeiten und Kenntnisse zur Bewältigung kon-
kreter Aufgaben auf dem jeweiligen Arbeitsplatzes, beispielsweise 
das Beherrschen der jeweiligen Rechtsmaterie und der juristi-
schen Arbeitsweise. 

•	� Die Methodenkompetenz beschreibt die Fähigkeit, erworbene 
Qualifikationen in komplexen Arbeitsprozessen einzusetzen, 
Informationen zielgerichtet zu beschaffen und zu verarbeiten 
sowie eigene Handlungen auszuwerten und Konsequenzen für 
das zukünftige Handeln abzuleiten. Für einen juristisch tätigen 
Beschäftigten2 bedeutet dies z.B. Gerichtsurteile und juristische 
Fachzeitschriften auszuwerten und künftige Entscheidungen da-
raufhin anzupassen. 

•	� Die Sozialkompetenz umfasst die Fähigkeit, mit Vorgesetzten, 
Mitarbeitern, Kollegen und Kunden zusammenzuarbeiten sowie 
ein gutes Betriebsklima zu schaffen und zu erhalten (Koopera-
tionsfähigkeit). Der Beschäftigte in der öffentlichen Verwaltung 
muss nicht nur mit Kollegen kommunizieren können, sondern 
auch mit Bürgern und deren Rechtsbeiständen sowie politischen 
Vertretern. Dabei muss er auch unpopuläre Entscheidungen ver-
treten und im Konfliktfall vermitteln können (Kommunikations-
fähigkeit).

•	� Schließlich wird unter Selbstkompetenz/persönlicher Kom-
petenz der Umgang mit sich selbst als reflexiv selbstorganisierte 
Handlung gefasst. Hierzu gehören neben Leistungsbereitschaft 
u.a. die Bereitschaft, Verantwortung zu übernehmen und entspre-
chend zu handeln, das Erkennen und Einschätzen eigener Stärken 
und Schwächen verbunden mit der Bereitschaft, Hinweise ande-
rer aufzunehmen sowie die Fähigkeit, sich selbst Ziele zu setzen 
und darauf hinzuarbeiten3.

Ein geeignetes Instrument zur Ermittlung des Bildungsbedarfes 
eines Mitarbeiters ist das Kompetenzprofil. Das Kompetenzprofil 
enthält eine Auflistung der Qualifikationen und Fähigkeiten über 
die ein Mitarbeiter auf dem jeweiligen Arbeitsplatz verfügen muss, 
um seine Arbeit in der geforderten Qualität leisten zu können. Da-
bei bietet es sich an, auf die oben definierten vier Kernkompetenzen 
zurückzugreifen. In einem zweiten Schritt wird das Eignungsprofil 
des jeweiligen Stelleninhabers erstellt, welches angibt, ob und in wel-
chem Umfang der Mitarbeiter über die geforderten Qualifikationen 
und Kenntnisse verfügt. Der Abgleich des Eignungs- mit dem Kom-

2	 Im Interesse der besseren Lesbarkeit wird bei der Bezeichnung von Personen und 
Personengruppen ausschließlich das generische Maskulin verwendet; gemeint 
sind jeweils Männer und Frauen.

3	 Vgl. Manfred Becker, Personalentwicklung – Bildung, Förderung und Organi-
sationsentwicklung in Theorie und Praxis, 5. Auflage, Schäffer-Poeschel Verlag, 
Stuttgart, 2009, S. 8ff:, Fortbildung im Wandel – Aufgaben, Anforderungen, 
Entwicklungen. KGSt-Bericht Nr. 5/2000.

petenzprofil gibt unmittelbar Aufschluss über den Fortbildungsbe-
darf des Mitarbeiters4. Die sogenannten Soft Skills erhalten dabei 
eine immer größer werdende Bedeutung. Dies erfordert ein Umden-
ken vor allem bei den Führungskräften, die Ihre Mitarbeiter nicht nur 
fachlich sondern auch persönlich fördern und weiterbilden müssen. 

Fortbildung als Chance und Verpflichtung 

Die rechtlichen Grundlagen zur Fortbildung sind in den Beamten-
gesetzen sowie für Tarifbeschäftigte in den jeweiligen Tarifverträgen 
festgeschrieben. Sowohl der Tarifvertrag des Bundes und der Kom-
munen (TVöD) als auch der Tarifvertrag der Länder (TV-L) betonen 
jeweils in § 5, dass „ein hohes Qualifizierungsniveau und lebenslanges 
Lernen im gemeinsamen Interesse von Beschäftigten und Arbeitge-
bern liegt [… und] der Steigerung von Effektivität und Effizienz des 
öffentlichen Dienstes, der Nachwuchsförderung und der Steigerung 
von beschäftigungsbezogenen Kompetenzen [dient]“. Qualifizie-
rung ist Teil der Personalentwicklung und versteht sich als Angebot, 
aus dem jedoch kein individueller Anspruch auf Qualifizierung er-
wächst5. 
Etwas anders verhält es sich bei den Beamten. Die Pflicht eines Be-
amten an dienstlichen Fortbildungen teilzunehmen und sich selbst 
fortzubilden ist nicht nur in den Beamtengesetzen und Laufbahn-
verordnungen des Bundes und der Länder geregelt, so z.B. in § 22 
des Landesbeamtengesetzes Schleswig-Holstein.6 Sie ergibt sich 
aus dem hergebrachten Grundsatz des Berufsbeamtentums, sich mit 
vollem persönlichen Einsatz dem Beruf zu widmen7. Damit korres-
pondiert die Pflicht des Dienstherrn, durch geeignete Maßnahmen 
für Fortbildung zu sorgen sowie der Anspruch des Beamten auf Teil-
nahme an derartigen Maßnahmen8.
Aber berufliche Fortbildung soll nicht lästige Pflicht sein, sie ist die 
Chance auf berufliche und persönliche Weiterentwicklung. Durch 
die Neuordnung des Laufbahnrechts in vielen Bundesländern, da-
runter auch Schleswig-Holstein, ist die Beamtenlaufbahn flexibler 
und durchlässiger geworden. Damit verbunden ist eine aktive Per-
sonalentwicklung, die darauf abzielt, „das Leistungs- und Befähi-
gungspotential aller Beschäftigten zu erkennen, zu erhalten und ver-
wendungs- und entwicklungsbezogen sowie unter Berücksichtigung 
der persönlichen Zielsetzung zu fördern. Fortbildung und weitere 
Maßnahmen der Qualifizierung können Bestandteil einer [solchen] 
systematischen Personalentwicklung sein, die unter anderem darauf 
gerichtet ist, Beamtinnen und Beamte auf die Übernahme bestimm-
ter Ämter oder Funktionen vorzubereiten.“9 
Möchte ein Beamter in Schleswig-Holstein beispielswiese innerhalb 
der Laufbahn befördert werden, muss er u.a. 14 Stunden berufliche 
Fortbildung pro Jahr nachweisen, dies entspricht zwei Seminartagen 

4	 Vgl. Andreas Lendner und Stefan Scholer, Wirksam weiterbilden – Praxishilfen 
für ein Bildungscontrolling im öffentlichen Sektor. PöS – Personalmanagement 
im öffentlichen Sektor, Band 5, 2012, S. 104ff.

5	 Tarifvertrag für den Öffentlichen Dienst (TVöD) vom 7. Februar 2006 in der 
Fassung der Änderungsvereinbarung Nr. 6 vom 26. Februar 2013; Tarifvertrag 
für den öffentlichen Dienst der Länder (TV-L) vom 12. Oktober 2006 in der 
Fassung des Änderungstarifvertrages Nr. 7 vom 9. März 2013.

6	 Landesbeamtengesetz (LBG) vom 26. März 2009, GVOBl. 2009, S. 93 ff.
7	 § 34 S. 1 BeamtStG; § 61 Abs. 1 S. 1 BBG.
8	 Regierungsbegründung zum Landesbeamtengesetz Schl.-H., Schleswig-Hol-

steinischer Landtag, Drucksache 16/2306 16. Wahlperiode vom 31. Oktober 
2008.

9	 Regierungsbegründung zum Landesbeamtengesetz Schl.-H., Schleswig-Hol-
steinischer Landtag, Drucksache 16/2306 16. Wahlperiode vom 31. Oktober 
2008.
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(§ 9 II und § 22 III ALVO10). Ist mit der Übertragung eines Amtes 
die Übernahme von Führungsfunktionen verbunden, sind zusätzlich 
Führungskräftefortbildungen in einem Umfang von mindestens 35 
Stunden zu absolvieren. Für den Aufstieg vom ehemals gehobenen 
Dienst auf einen Posten der Besoldungsgruppe A 14 sind neben der 
erfolgreichen Teilnahme an einer Führungskräftepotentialanalyse 
sogar 360 Stunden Fortbildung zu erbringen, immerhin ein Umfang 
von ca. 50 Seminartagen (§ 10a VI ALVO). 
Beamtinnen und Beamte haben somit nach dem Eintritt in den öf-
fentlichen Dienst die Möglichkeit, sich beruflich weiterzubilden und 
für eine höherwertige Verwendung zu qualifizieren. Einer ständigen 
und der beruflichen Entwicklung angepassten Fortbildung kommt 
daher eine noch stärkere Bedeutung zu.

Für jede Karrierestufe die passende Fortbildungsmaßnahme

Um den verschiedenen beruflichen Situationen und Phasen gerecht 
zu werden, werden die Fortbildungsmaßnahmen in der Allgemeinen 
Laufbahnverordnung (ALVO)11 in folgende Kategorien eingeteilt:

•		 Einführungsfortbildung 
•		 Erhaltungsfortbildung 
•		 Erweiterungsfortbildung 
•		 Führungskräftefortbildung 

Die Einführungsfortbildung dient dazu, die für die Übernahme 
neuer Aufgaben erforderlichen fachlichen Kenntnisse, Fähigkei-
ten und Fertigkeiten zu vermitteln. Personen, die erstmalig einen 
Arbeitsplatz in der öffentlichen Verwaltung besetzen, absolvie-
ren sie im Rahmen ihrer Ausbildung. Für Quereinsteiger ist eine 
modular aufgebaute Vermittlung von Basiswissen über Verwal-
tung vorstellbar, z.B. über Organisationsaufbau, Verwaltungs-
(Modernisierungs)prozesse und Verwaltungs-Management.

Mit der Erhaltungsfortbildung sollen die fachlichen, persönli-
chen, sozialen und methodischen Kompetenzen vermittelt wer-
den, die für die übertragenen Tätigkeiten sowie der fortlaufenden 
Anpassung an veränderte Rahmenbedingungen notwendig sind.

Die Erweiterungsfortbildung dient dem Erwerb zusätzlicher Qua-
lifikationen für die Wahrnehmung höherer Ämter. Sie ist Vorausset-
zung für die Übertragung von Beförderungsämtern und den Aufstieg.

Die Führungskräftefortbildung kann Bestandteil der drei zuvor 
genannten Maßnahmen sein. Sie dient dem Erwerb zusätzlicher 
Qualifikationen für die Wahrnehmung von Führungsaufgaben.

Führungskräfteentwicklung als Schwerpunkt in der Fortbildung

Führungskräfte in der öffentlichen Verwaltung müssen in zuneh-
mendem Umfang Managementfähigkeiten aufweisen. Die ange
spannte Haushaltslage führt dazu, dass steigende Aufgaben mit 

10	 Landesverordnung über die Laufbahnen der Beamtinnen und Beamten in 
Schleswig-Holstein (Allgemeine Laufbahnverordnung – ALVO) vom 19. Mai 
2009, GVOBl. 2009, S. 236 ff.

11 	Landesverordnung über die Laufbahnen der Beamtinnen und Beamten in 
Schleswig-Holstein (Allgemeine Laufbahnverordnung –ALVO) vom 19. Mai 
2009, GVOBl. 2009, S. 236 ff.

weniger Personal bewältigt werden müssen. Strategie- und zielori-
entierte Führung, die Steuerung und Gestaltung von Veränderungs- 
und Entscheidungsprozessen wird in diesem Zusammenhang umso 
wichtiger. Dafür brauchen Führungskräfte Kernkompetenzen u.a. 
in den Bereichen Mitarbeiterführung, Gender Mainstreaming, Ge-
sundheitsmanagement und Change Management. Sie müssen mo-
derne Personalführungsinstrumente wie Zielvereinbarungen, Leis-
tungsbewertungen und Mitarbeitergespräche umsetzen und tragen 
als Personalentwickler die Verantwortung für die Weiterqualifizie-
rung und Fortbildung ihrer Mitarbeiter12. Um diesen Anforderun-
gen gerecht zu werden, müssen Führungskräfte selbst systematisch 
aufgebaut und weitergebildet werden.

Aufgrund des demografischen Wandels wird es auch immer weniger 
qualifizierte Führungskräfte geben. Viele langjährige und erfahre-
ne Vorgesetzte werden in den nächsten Jahren aus dem Berufsle-
ben ausscheiden. Daraus ergibt sich die Notwendigkeit, frühzeitig 
Nachwuchsführungskräfte auszuwählen und auf die Übernahme von 
Führungsverantwortung vorzubereiten. Aber nicht jeder fachlich 
qualifizierte Mitarbeiter eignet sich auch zur Führungskraft. In einer 
ersten Stufe ist daher das Führungspotential eines Mitarbeiters zu 
ermitteln: 

•	� Eignet er sich grundsätzlich als Führungskraft? 
•	� Möchte er tatsächlich die Verantwortung übernehmen, die sich 

aus der Führungsrolle ergibt? 
•	� Welche Fähigkeiten muss er sich aneignen, damit er den Anforde-

rungen gewachsen ist?

In vorbereitenden Seminaren erfolgen anhand dieser Fragen eine Be-
standsaufnahme der vorhandenen Fähigkeiten und die Ermittlung 
des weiteren Qualifizierungsbedarfes. Die entsprechende Fortbil-
dung sollte idealerweise im Vorwege einer Führungskräfte-Poten-

12	 Modernisierungs- und Fortbildungsvereinbarung der Bundesregierung, des 
DGB und des dbb „Für Innovationen, Fortbildung und Führungskräfteentwick-
lung in der Bundesverwaltung“ vom 5. Oktober 2007.
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tialanalyse erfolgen, welche u.a. in Schleswig-Holstein für den Auf-
stieg in ein Amt der Besoldungsgruppe A14 vorgesehen ist. 
In der zweiten Stufe werden die Mitarbeiter direkt auf die Übernah-
me von Führungsaufgaben vorbereitet und in den Grundlagen der 
Mitarbeiterführung geschult. Bei bereits bestehender Führungsver-
antwortung wird die Führungskraft mit der Fortbildung begleitet mit 
dem Vorteil, dass das eigene Führungsverhalten reflektiert und das 
Gelernte direkt angewendet werden kann. Das Fortbildungssemi-
nar bietet außerdem den Rahmen, sich mit anderen Führungskräften 
auszutauschen und Netzwerke zu bilden. Daher kann es sinnvoll sein, 
sich zu festen Lerngruppen zusammenzuschließen und wesentliche 
Teile der Führungskräfteentwicklung gemeinsam zu absolvieren.
Ist das Rüstzeug der Mitarbeiterführung vorhanden, wird das Füh-
rungswissen in der dritten Stufe um Spezialthemen ergänzt. Hierzu 
zählen u.a. Gesundheitsmanagement, Gender Kompetenz, Diversity 
Management und Change Management. Sie dienen dazu, aktuelle 
Entwicklungen aufzugreifen und Führungsverhalten themenbezo-
gen zu hinterfragen. 

Neue Wege in der Fortbildung 

In den letzten Jahren wurden neben standardisierten Fortbildungs-
seminaren verstärkt individuelle Fortbildungskonzepte nachgefragt. 
Dabei bevorzugen gerade größere Verwaltungen eine gemeinsame 
Schulung Ihrer Mitarbeiter in Form von maßgeschneiderten In-
house-Angeboten. Der Auftraggeber kann im Rahmen einer um-
fassenden Auftragsklärung unmittelbar Einfluss auf die inhaltliche 
und methodische Ausgestaltung der Mitarbeiterschulung nehmen. 
So wird gewährleistet, dass Wissen zielgerichtet vermittelt wird und 
alle Mitarbeiter den gleichen Kenntnisstand erhalten.
Eine besondere Qualifizierungsform ist das Coaching. Es eignet sich 
vor allem dann, wenn einzelne Personen oder Gruppen eine speziell 
auf ihre Bedürfnisse abgestimmte Begleitung benötigen, sei es zur 

Konfliktlösung, im Rahmen von Umstrukturierungsprozessen oder 
zur individuellen Karriereförderung. Coaching ist dabei zwar finan-
ziell aufwendig, aber besonders effektiv, da es mit einer ausführlichen 
Analyse der Ausgangssituation beginnt und dem Qualifizierungsbe-
darf individuell und bilateral entsprochen wird.
Fortbildung hat sich aber nicht nur von der inhaltlichen Ausrichtung 
gewandelt. Auch bei der Art der Wissensvermittlung hat es etliche 
Neuerungen gegeben. So wird immer mehr Wert auf informelles und 
selbst gesteuertes Lernen gelegt. Wichtige Instrumente sind hierbei 
das E-Learning und Blended-Learning. Während E-Learning da-
rauf ausgerichtet ist, dass sich die Beschäftigten Lerngegenstände 
allein über elektronische Medien aneignen, wechseln sich beim Blen-
ded-Learning Präsenz- und Selbstlernphasen ab. Mit beiden Kon-
zepten lassen sich Lernprozesse in die Arbeitsabläufe integrieren. 
Im Wege der Seminarvorbereitung gleicht E-Learning den unter-
schiedlichen Wissensstand der Teilnehmer aus und trägt so zu einer 
effektiven Nutzung der Präsenzzeit bei. E-Learning dient außerdem 
der Auffrischung, Ergänzung und Vertiefung und somit dem Trans-
fer des erlernten Wissens nach der Rückkehr an den Arbeitsplatz13.
Eine weitere Form des eigenverantwortlichen Lernens ist das Ler-
nen in Netzwerken. Vor allem Führungskräfte profitieren vom Er-
fahrungsaustausch mit anderen Verwaltungsfachleuten, aber auch 
mit Führungskräften der Wirtschaft und anderen gesellschaftlichen 
Bereichen. Dieser Austausch kann durch regelmäßige Treffen erfol-
gen oder aber durch den Einsatz Sozialer Netzwerke. So kann zum 
Beispiel ein Expertenforum eingerichtet werden, über das Kollegen 
eines Fachgebietes auch über Verwaltungsgrenzen hinweg in Kon-
takt treten und sich kollegial beraten können.

13	 Vgl. Andreas Lendner und Stefan Scholer, Wirksam weiterbilden – Praxishilfen für 
ein Bildungscontrolling im öffentlichen Sektor. PöS – Personalmanagement im 
öffentlichen Sektor, Band 5, 2012, S. 44; Fortbildung im Wandel – Aufgaben, 
Anforderungen, Entwicklungen. KGSt-Bericht Nr. 5/2000.

KOMMA – der Fortbildungspartner für die öffentliche Verwaltung in Schleswig-Holstein
Verwaltungsnahe Fortbildung in Schleswig-Holstein hat Tradition. Bereits seit 1980 
hat die Verwaltungsakademie Bordesholm Fort- und Weiterbildung vor allem für die 
Kommunalverwaltung durchgeführt. Der bei der Fachhochschule für Verwaltung und 
Dienstleistung angesiedelte Fortbildungszweig richtete sein Angebot vorwiegend an 
die Landesverwaltung. 2008 fusionierten die beiden Fortbildungseinrichtungen und 
bilden seitdem das Kompetenzzentrum für Verwaltungsmanagement – KOMMA. Mit 
mehr als 500 Seminarthemen und jährlich über 10.000 Seminarteilnehmern ist KOMMA 
die Fortbildungsinstitution der öffentlichen Verwaltung in Schleswig-Holstein.
Durch die Anbindung von KOMMA an die Fachhochschule für Verwaltung und Dienstleis-
tung gehört KOMMA zum „System“. KOMMA ist den Verwaltungen sehr nahe – räumlich 
sowieso – aber auch in den Kontakten mit den Entscheidungsträgern und in der engen 
Verbindung mit den Teil-nehmern. Das spiegelt sich auch im jährlichen Programm von 
KOMMA wieder. Es deckt die ganze Palette der fachlichen Fortbildung für den Bereich der 
öffentlichen Verwaltung ab, von A wie Arbeitsrecht bis Z wie Zuwendungsrecht. Darüber 
hinaus bietet KOMMA auch kompetente Fortbildung in den Bereichen Führung, Kommu-
nikation, Sozial- und Methodenkompetenz sowie Gesundheit an.
Wird ein Standardseminar dem Bedarf nicht gerecht, bietet KOMMA maßgeschneiderte 
Konzepte wie Inhouse-Seminare, individuelle Trainings und Prozessbegleitung an. 
Mit einem Inhouse-Seminar nimmt die auftraggebende Verwaltung direkt Einfluss auf 
die Inhalte und Methoden der Schulung. So lassen sich Themen spezifisch auf die Bedürf-
nisse der jeweiligen Verwaltung anpassen. Ein nächster Schritt sind individuelle Trai-
nings, beispielsweise zur Führungskräfteentwicklung oder Team- und Einzel-Coachings. 
Charakteristisch für ein individuelles Training von KOMMA ist das ausführliche Vorge-

spräch, in dem die Ausgangssituation und der Trainingsbedarf gemeinsam analysiert 
und ein Schulungskonzept erarbeitet werden. Nach Beendigung des Trainings erfolgt 
dabei in aller Regel eine Evaluation, um die Nachhaltigkeit der Schulungsmaßnahme si-
cherzustellen. Bei der Prozessbegleitung steht KOMMA mit seinen Experten der Verwal-
tung während eines längeren Zeitraums beratend zur Seite. Je nach Bedarf werden u.a. 
Konzepte erstellt, Workshops durchgeführt oder Unterstützung bei Konfliktsituationen 
angeboten. Dies eignet sich insbesondere für Umstrukturierungsmaßnahmen, wenn ein 
geschulter Blick von außen hilfreich ist. 
Für komplexere Themen besteht bei KOMMA seit Jahren die Möglichkeit der modu-
laren berufsbegleitenden Qualifizierung. Neben dem Bewährungsaufstieg und den 
beiden Lehrgängen zum Kommunalen Bilanzbuchhalter und Kommunalen Finanz-
buchhalter ist hier vor allem die Qualifizierung zum Anti-Gewalt-Trainer und die 
Seminarreihe zur strategischen Personalentwicklung zu nennen. In diesen Qualifizie-
rungen können Zertifikate erworben und somit der Grundstein für eine neue berufli-
che Zukunft gelegt werden.
Personalentwicklung fängt schon bei der Einstellung neuer Mitarbeiter an. KOMMA hat 
sich daher in den letzten Jahren zum kompetenten Partner bei der Personalauswahl eta-
bliert und bietet fachlich fundierte Einstellungstests, Potentialanalysen und Assessment 
Center an. Egal ob neue Auszubildende gesucht werden oder eine leitende Position va-
kant ist – KOMMA entwickelt maßgeschneiderte Einstellungsverfahren und begleitet 
auf Wunsch durch alle Stufen der Personalauswahl. Nicht zuletzt versteht sich KOMMA 
als Wissensvermittler, arbeitet umfassend aktuelle Themen der öffentlichen Verwal-
tung auf und stellt diese als Wissenstransfer zur Verfügung.
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Im Fachbereich Polizei der Fachhochschule für Verwaltung und 
Dienstleistung in Schleswig-Holstein (FHVD) wird seit dem 1. Au-
gust 2007 der akkreditierte Bachelorstudiengang „Polizeivollzugs-
dienst (B.A.)“ durchgeführt.1 Der grundständige, inzwischen reak-
kreditierte2 Studiengang ist interdisziplinär ausgerichtet und besteht 
aus vier fachtheoretischen und zwei fachpraktischen Semestern. Er 
ist modular angelegt, mit 180 Leistungspunkten (ECTS) bewertet 
und orientiert sich unmittelbar an den zu erreichenden Kompeten-
zen (Output). Der für den erfolgreichen Abschluss des Studiums er-
forderliche Zeitaufwand umfasst 5.400 Zeitstunden.3 
Der Fachbereich Polizei ist im Oktober 2012 durch das Innenmi-
nisterium des Landes gebeten worden, bis Mitte 2013 ein verkürztes 
Aufstiegsstudium zu entwickeln, das die vorhandenen Kompetenzen 
der Studierenden unmittelbar berücksichtigt und faktisch nicht mehr 
als drei Semester sowie 90 Leistungspunkte (ECTS) umfasst.4 Die 
Akkreditierung soll zum 1. Februar 2014 erfolgen.

1	 Ziele

Mit dem verkürzten Aufstiegsstudiengang soll nach gemeinsamer Be-
wertung aller Beteiligten ein Beitrag zur Durchlässigkeit des bestehen-
den Bildungssystems geleistet werden. In Anlehnung an die Beschlüsse 
der Kultusministerkonferenz (KMK) wird angestrebt, den qualifiziert 
ausgebildeten Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Laufbahngrup-
pe 1, zweites Einstiegsamt, der Landespolizei Schleswig-Holstein ein 
verkürztes Hochschulstudium zu ermöglichen. 
Zugleich soll mit einer Verkürzung des Studiums den Vorschlägen 
des Ministeriums für Bildung und Wissenschaft, polizeiinterner Ar-
beitsgruppen und des Landesrechnungshofes Rechnung getragen 
werden. So hat der Landesrechnungshof in einer Prüfungsmitteilung 
vom 10. Dezember 2012 konstatiert: „Das Innenministerium […] soll-
te die vom Wissenschaftsministerium aufgezeigte Möglichkeit aufgreifen 
und die Aufstiegsausbildung auf 3 Semester bzw. 1 ½ Jahre verkürzen“. 
Neben einer überflüssigen „Doppelausbildung“ würden sich durch die 
um sechs Monate geringere Studiendauer deutliche Einsparmög-

*	 Regierungsdirektor Dirk Staack ist Prodekan des Fachbereichs Polizei und Stu-
dienleiter im 1. Studienjahr des Masterstudienganges „Public Administration 
– Police Management“. Prof. Hartmut Brenneisen ist Leitender Regierungsdirek-
tor, Dekan des Fachbereichs Polizei und Vizepräsident der Fachhochschule für 
Verwaltung und Dienstleistung Altenholz.

1	 Brenneisen, 2009, Praxisbezogenes Hochschulstudium, Kriminalistik, S. 149; 
ders., 2008, Akkreditierte Bachelorstudiengänge im Fachbereich Polizei der 
FHVD Schleswig-Holstein, DPolBl, Heft 1, S. 4; vgl. dazu auch Brenneisen/
Kischewski/Raschke, 2007, Studium und Lehre – Festschrift zur Einführung von 
Bachelorstudiengängen im Fachbereich Polizei der FHVD Schleswig-Holstein.

2	 Die Reakkreditierung erfolgte zum 1.9.2012 ohne Auflagen durch die Akkredi-
tierungsagentur ACQUIN; vgl. dazu Brenneisen/Staack, in: Brenneisen/Staack/
Ruppel, 2013, Qualitätssicherung in Studium und Lehre, S. 10.

3	 Für Aufstiegsbeamtinnen und -beamte wurden bereits seit 2007 die fachprakti-
schen Semester anerkannt, so dass faktisch nur vier Semester mit 3.600 Zeitstun-
den zu absolvieren sind.

4	 Brenneisen/Staack, in: Brenneisen/Staack/Ruppel, 2013, Qualitätssicherung in 
Studium und Lehre, S. 43.

lichkeiten ergeben. Der errechnete „Umsteuerungsgewinn“ betrage 
12,5 Stellen.

2	 Rechtliche Rahmenbedingungen

Das Hochschulgesetz des Landes Schleswig-Holstein vom 28.2.2007 
(HSG)5 gibt den rechtlichen Rahmen für ein verkürztes Aufstiegsstu-
dium vor. In § 51 Abs. 2 heißt es: „Außerhalb von Hochschulen erworbene 
Kenntnisse und Fähigkeiten sind auf ein Hochschulstudium anzurechnen, 
wenn ihre Gleichwertigkeit mit den Kompetenzen und Fähigkeiten nachge-
wiesen ist, die im Studium zu erwerben sind und ersetzt werden sollen. Ins-
gesamt bis zu 50 % der für den Studiengang erforderlichen Leistungspunkte 
können angerechnet werden.“ 
Diese rechtliche Ausgangslage ist durch die Kultusministerkonfe-
renz (KMK) ausdrücklich bestätigt worden. So lautet ein KMK-Be-
schluss vom 18. September 2009: „Die Steigerung der Bildungsbeteili-
gung und die Sicherung des künftigen Fachkräftebedarfs in Deutschland 
sind angesichts der Anforderungen eines globalen Wettbewerbs zentrale 
Aufgaben der aktuellen Bildungspolitik. Die Verbesserung der Durch-
lässigkeit des Bildungssystems ist dabei eine wesentliche Voraussetzung, 
um vorhandene Potenziale zu erschließen und zu fördern. Ein wichtiger 
Ansatzpunkt ist in diesem Zusammenhang der Übergang beruflich qua-
lif izierter Personen in den Hochschulbereich unter Anrechnung außerhalb 
des Hochschulbereichs erworbener Kenntnisse und Fähigkeiten, so dass sich 
die Studiendauer verkürzt und damit die Schwelle zur Aufnahme eines 
Studiums absinkt.“
In dem Beschluss wurde zugleich Bezug auf Festlegungen der Wirt-
schaftsministerkonferenz vom 15./16. Dezember 2008 und der 
Kultusministerkonferenz vom 5. Februar 2009 genommen, die die 
Anerkennungsgrenze nichtakademischer Kompetenzen „bis zu einer 
Grenze von 50 Prozent des Studiums“ beinhalten.6
Diesen Rahmenbedingungen kommt im Ergebnis eine vergleichbar 
hohe Relevanz zu wie der Lissabon-Konvention7 und der Erklärung 
zur Mobilität im Bildungsbereich Europa8. Danach ist die Anerken-
nung von im Ausland absolvierten Studienzeiten und erworbenen 
Hochschulqualifikationen als Regelfall festgeschrieben, von dem le-
diglich dann abgewichen werden darf, wenn durch die Hochschule 
wesentliche Unterschiede nachgewiesen und begründet werden. Es 
gilt nunmehr die sogenannte „Beweislastumkehr“.9

5	 GVOBl 2007, S. 184; zuletzt geändert durch Gesetz v. 4.2.2011, GVOBl 2011, 
S. 34, 67.

6 	 Vgl. dazu auch die Ländergemeinsamen Strukturvorgaben für die Akkreditie-
rung von Bachelor- und Masterstudiengängen, Beschluss KMK v. 10.10.2003 
i.d.F. vom 4.2.2010; KMK-Beschlüsse v. 18.9.2008 und v. 28.6.2002.

7 	 Übereinkommen über die Anerkennung von Qualifikationen im Hochschul-
bereich in der europäischen Region (Lissabon-Konvention) v. 14.4.2007, BGBl 
2007 II S. 713; vgl. auch Gesetz zu dem Übereinkommen über die Anerken-
nung von Qualifikationen im Hochschulbereich in der europäischen Region v. 
16.5.2007, BGBl 2007 II S. 712.

8 	 KMK-Beschluss v. 27.5.2010.
9 	 Schreiben des Vorsitzenden des Akkreditierungsrates an die Geschäftsführerin-

nen und Geschäftsführer der Agenturen v. 27.9.2011.

Dirk Staack/Hartmut Brenneisen*

Entwicklung eines verkürzten Aufstiegsstudiums für den
Polizeivollzugsdienst in Schleswig-Holstein
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3	 Konzepte benachbarter Hochschulen

Der Weg eines verkürzten Aufstiegsstudiums ist auch von anderen 
Hochschulen beschritten worden. 
So hatte die Fachhochschule für öffentliche Verwaltung, Polizei und 
Rechtspflege Mecklenburg-Vorpommern (FHöVPR) bereits im 
Jahr 2009 den Antrag auf Akkreditierung eines auf 18 Monate ange-
legten Bachelorstudienganges für den Polizeivollzugsdienst gestellt. 
Das Verfahren wurde durch Beschluss der Akkreditierungskommis-
sion der Agentur ACQUIN vom 22./23. März 2010 erfolgreich ab-
geschlossen, der Studiengang mit Auflagen akkreditiert.
Mit der Anzeige einer wesentlichen Änderung ist durch den Fachbe-
reich Polizei der Fachhochschule für öffentliche Verwaltung Thüringen 
(FHöV) am 24. August 2010 eine Verkürzung des Aufstiegsstudiums 
beantragt worden. Als wesentliche Begründung für diese Maßnah-
me wurden ein Projektauftrag des Thüringer Innenministeriums als 
oberste Dienstbehörde, Forderungen des Landesrechnungshofes, As-
pekte des polizeispezifischen Personalmanagements sowie die bessere 
Vereinbarung von Familie und Studium genannt. Ergänzend ist auf die 
Beschlusslage der KMK Bezug genommen worden. Allerdings sollte 
die Studiendauer für Aufstiegsbeamtinnen und -beamte lediglich von 
sechs auf vier Semester verkürzt werden und damit noch deutlich ober-
halb der festgelegten Grenze von 50 % bleiben. Auch das Verfahren an 
der FHöV Thüringen wurde im Ergebnis erfolgreich abgeschlossen.10

4	 Projekt „Aufstiegsstudium“ im Fachbereich Polizei der FHVD

Das Dekanat des Fachbereichs Polizei hat in Abstimmung mit der 
Hochschulleitung und den zuständigen Gremien im Januar 2013 die 
Projektarbeit zur Entwicklung eines verkürzten Aufstiegsstudiums 
aufgenommen. Es war für den Fachbereich dabei von entscheidender 
Bedeutung, dass es zu keinen qualitativen Abstrichen im Vergleich zum 
laufenden Regelstudiengang kommen darf und das Outcome11 dem des 
akkreditierten sechs Semester umfassenden Studiums für Berufsein-
steigerinnen und -einsteiger entspricht. Der Begriff „Outcome“ geht in 
diesem Zusammenhang über die quantifizierbaren Bildungsleistungen 
(„Output“) hinaus und erfasst den tatsächlichen Wirkgehalt des Studi-
ums hinsichtlich der berufsbezogenen Kompetenzen. Berechtigt hat die 
Kultusministerkonferenz die Hochschulen nämlich gemahnt, nur „ver-
antwortungsvoll“ Anrechnungen vorzunehmen und festgestellt: „Maß-
nahmen zur Förderung dieser Möglichkeiten müssen natürlich dem Gesichts-
punkt der Qualitätssicherung Rechnung tragen. Dabei geht es sowohl darum, 
die notwendige Qualität der hochschulischen Ausbildung sicherzustellen als 
auch darum, den Schutz der Studieninteressenten […] zu gewährleisten“.12 
Im Lichte dieser hochschulpolitischen Grundaussage haben die Pro-
grammverantwortlichen Eckpunkte für die Projektarbeit im Fach-
bereich Polizei festgelegt und mit einer Projektgruppe13 umgesetzt.

4.1	 Analytische Erhebung anzurechnender Studieninhalte
Zu den wesentlichen Bedingungen eines nach § 51 Abs. 2 HSG 
verkürzten Studienganges gehört die sorgfältige Ermittlung der als 
bekannt vorauszusetzenden Studieninhalte. Diese erfolgte im vor-

10 	www.acquin.org.
11 	Das Outcome ist neben dem Output und der Öffentlichkeitswirkung Bestandteil 

der Ergebnisqualität; vergleiche dazu das QM-System der FHVD (www.fhvd.de).
12 	KMK-Beschluss v. 18.9.2008.
13 	Zur Projektgruppe gehörten neben den Programmverantwortlichen Dr. Susanne 

Kischewski (Lehrkraft für QM), KD Jens-Peter Geuther (Leitung Stabsstelle) und 
PD Dirk Michael Petersen (Fachgruppenleitung Polizeiliches Management).

liegenden Fall zunächst durch die intensive Auswertung der Aus-
bildungs- und Lehrpläne für die Laufbahngruppe 1, zweites Ein-
stiegsamt, im Sinne des § 14 APO-Pol14 und den Abgleich mit dem 
Curriculum des Fachbereichs Polizei. Es ging allerdings nicht allein 
um fachliche Inhalte, sondern zugleich auch um den Nachweis der 
Gleichwertigkeit. Ergänzend wurden daher die bestehenden Rah-
menbedingungen15, die in der Ausbildung angewandten Lehrme-
thoden, die Qualifikation der eingesetzten Lehrkräfte16, die erwor-
benen polizeipraktischen Erfahrungen sowie die bereits absolvierten 
Fortbildungsmaßnahmen der Aufstiegsbeamtinnen und -beamten 
erhoben, analysiert und bewertet. Eine umfassende Beteiligung der 
für die Aus- und Fortbildung zuständigen Polizeidirektion AFB17, 
der Studierenden sowie der Absolventinnen und Absolventen war 
daher entscheidend für die erfolgreiche Ermittlung der anzurech-
nenden Studieninhalte. Im Ergebnis konnten Inhalte im Umfang 
von 600 LVS Kontaktstudium aus dem 1. und 3. Semester des Re-
gelstudienganges identifiziert werden, die als bekannt vorausgesetzt 
werden können. Hinzu kommen 600 LVS Eigenstudium. Damit ist 
neben den beiden bereits in der Vergangenheit anerkannten Praxisse-
mestern ein zusätzliches fachtheoretisches Semester im Umfang von 
30 ECTS (1200 LVS oder 900 Stunden) anrechenbar. 

4.2 	 Entwicklung einer Hochschulprüfung 
Ob die erhobenen Inhalte tatsächlich gleichwertig im Sinne des § 51 
Abs. 2 HSG beherrscht werden, ist in einer Hochschulprüfung fest-
zustellen.18 Die neu entwickelte Hochschulprüfung besteht aus einer 
mündlichen Präsentation und einem schriftlichen Leistungsnach-
weis in Form einer interdisziplinären Klausur. In Verantwortung des 
Fachbereichsrates für den Fachbereich Polizei war dabei vorrangig 
auf die fachlichen und methodischen Kompetenzen abzustellen, die 
als Schlüsselqualifikationen im Anforderungsprofil19 angehender 
Kommissarinnen und Kommissare definiert sind. Hinsichtlich der 
konkreten Anforderungen wird ein hohes Maß an Transparenz si-
chergestellt. Bereits im April 2013 wurde eine Informationsveranstal-
tung angeboten, an der 145 potenzielle Bewerberinnen und Bewerber 
teilgenommen haben. Zusätzlich wurden zur gezielten Vorbereitung 
auf die Hochschulprüfung im Mai 2013 mehrere Workshops an der 
FHVD angeboten. Die Hochschulprüfung ist bestanden, wenn beide 
Prüfungsteile mit jeweils mindestens 5 Punkten (ausreichend) abge-
schlossen werden.20 In diesem Fall ist zuverlässig von gleichwertigen 
Kompetenzen im Sinne des § 51 Abs. 2 HSG auszugehen. An die 
erfolgreich abgelegte Hochschulprüfung schließt sich das Auswahl-
verfahren der Landespolizei an. 

4.3	 Neugestaltung des 1. Semesters des Aufstiegsstudiums
Im 1. Semester des verkürzten Aufstiegsstudiums werden zur Wie-
derholung und Vertiefung angerechneter Leistungen interdisziplinär 

14 	APO-Pol v. 16.4.2012, Amtsblatt SH 2012, S. 378.
15 	Z.B. Output-Orientierung, Modularisierung, Interdisziplinarität und Eigen-

studienanteile.
16 	Vgl. Brenneisen/Staack, 2011, Die Stärken und Schwächen des Studienganges 

„Polizeivollzugsdienst (B.A.)“, Kriminalistik, S. 326.
17 	Die Polizeidirektion AFB besteht als untere Landesbehörde mit Sitz in Eutin 

(§ 5 Abs. 1 POG).
18 	Vgl. dazu z.B. KMK-Beschluss v. 6.3.2009 (Nr. 2.2).
19 	Brenneisen, 2008, Das Anforderungsprofil der Absolventen des Studienganges 

„Polizeivollzugsdienst (B.A.)“ an der FHVD Schleswig-Holstein, DPolBl, 
Heft 1, S. 26.

20 	Vgl. Richtlinie zum Auswahlverfahren für die Zulassung zum Aufstieg zur Ein-
führung in die Aufgaben der Laufbahngruppe 2, erstes Einstiegsamt, nach § 11 
PolLVO i.d.F. vom 21.3.2013. 
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gestaltete Repetitorien vorgesehen und mit methodischen Elemen-
ten verknüpft. Daneben werden die fachtheoretischen Inhalte des 1. 
und 3. Semesters des Regelstudienganges vermittelt, die bisher nicht 
oder nicht gleichwertig beherrscht werden. Von Bedeutung sind hier 
insbesondere diejenigen Studienfächer, die in der Ausbildung zur 
Laufbahngruppe 1, zweites Eingangsamt, keine Entsprechung erfah-
ren.21 Dabei darf der Gesamtumfang von 600 LVS Kontaktstudium 
nicht überschritten werden, um die Studierbarkeit des Aufstiegsstu-
dienganges sicherzustellen. Die Vermittlung erfolgt durchgehend in 
Modulen, die mit kompetenzorientierten22 mündlichen und schrift-
lichen Prüfungen abzuschließen sind.

4.4	 Einheitliche Standards in den Studiengruppen
Um das Ziel eines einheitlichen Outcome zu gewährleisten, werden 
mit Beginn des 2. Semesters des Aufstiegsstudiums gleiche Standards 
wie im Regelstudiengang vorgesehen. Das bezieht sich auf die zu ver-
mittelnden Inhalte, die Lehrmethoden sowie die Modulprüfungen und 
die anzulegenden Bewertungsmaßstäbe. Um dieses Ziel nachhaltig zu 
verfolgen, werden die Studiengruppen des Aufstiegsstudienganges 
und des Regelstudienganges zusammengeführt.23 Die Aufstiegsbeam-
tinnen und -beamten werden damit im 2. und 3. Semster in gemeinsa-
men Studiengruppen mit den Berufseinsteigerinnen und -einsteigern 
unterrichtet und geprüft.24 Dies entspricht auch dem bisherigen sehr 
erfolgreichen Verfahren. Der Austausch fördert das Outcome des Stu-
dienjahrganges unmittelbar, da die zum Teil sehr unterschiedlichen 
Kompetenzen synergetisch genutzt werden können.

4.5	 Durchgehende Evaluation des neu gestalteten Studienkon-
zeptes 
Im Rahmen des bestehenden Qualitätsmanagementsystems der 
FHVD25 wird das Studienkonzept einschließlich der Inhalte, der  
Methodik sowie des studentischen Workloads durchgehend evaluiert. 
Dies gilt auch für die neu entwickelte Hochschulprüfung und die an-
gebotenen Workshops zur Vorbereitung auf die Hochschulprüfung. So 
sollen beispielsweise die erreichten Notenwerte in der durchgeführten 
Hochschulprüfung mit der Nutzung der vorgeschalteten Workshops 
sowie mit den späteren Studienergebnissen anonymisiert abgeglichen 
werden. Anhand der durch die Konferenz der Fachbereichsleiterinnen 
und Fachbereichsleiter Polizei der FHöD entwickelten Kennzahlen 
sollen außerdem die Gesamtergebnisse, die Wiederholungs-, Durch-
fall- und Abbrecherquoten des Regel- und des Aufstiegsstudienganges 
erhoben, unter Berücksichtigung einer vorgeschalteten Potenzialana-
lyse (Einstiegsqualifikation und Kompetenz der Lernenden) miteinan-
der verglichen und bewertet werden. Darüberhinaus werden eintreten-
de Änderungen der Ausbildungs- und Lehrpläne der Polizeidirektion 
AFB berücksichtigt. Der regelmäßige Informationsaustausch zwi-
schen dem Fachbereich Polizei der FHVD und der Polizeidirektion 
ist vereinbart. Damit kann im Bedarfsfall zeitgerecht nachgesteuert 
und insbesondere übermäßigen Belastungen der Bewerberinnen und 
Bewerber bzw. der Studierenden entgegengewirkt werden.

21 	Vorrangig geht es damit um die Studienfächer Kriminologie, Führung, Organi-
sations- und Wirtschaftswissenschaften, Methodik, Einsatzlehre und Verkehrs-
lehre (vgl. §§ 15, 46 APO-Pol).

22 	Vgl. Standards der Fachbereichsleiterkonferenz Polizei der Fachhochschulen für 
den öffentlichen Dienst (www.fbk-bund-land.de).

23 	Die Zusammenführung von sogenannten Ein- und Aufsteigern mit Beginn des 
5. Semesters erfolgt auch bereits im heutigen System.

24 	Vgl. dazu auch Brenneisen/Staack, in: Brenneisen/Staack/Ruppel, 2013, Quali-
tätssicherung in Studium und Lehre, S. 43.

25 	www.fhvd.de.

4.6	 Umsetzung der im Rahmen der Reakkreditierung ausge-
sprochenen Empfehlungen 
Das Reakkreditierungsverfahren zum Studiengang „Polizeivoll-
zugsdienst (B.A.)“ ist erfolgreich abgeschlossen worden.26 Am 27. 
September 2012 wurde durch die Akkreditierungskommission der 
Agentur ACQUIN folgender Beschluss gefasst: „Der Studiengang 
[…] wird ohne Auflagen akkreditiert. Die Akkreditierung gilt bis zum 
20. September 2019.“ Zugleich wurde die Empfehlung ausgespro-
chen, das bestehende Verfahren der interdisziplinären mündlichen 
Prüfung im 6. Semester zu überprüfen, transparenter zu gestalten 
und die Gewichtung des Prüfungsergebnisses im Vergleich zum Er-
gebnis der Bachelorarbeit anzupassen. Diese Empfehlung wurde im 
Rahmen der Projektarbeit unter breiter Beteiligung analysiert und 
bewertet. Im Ergebnis haben sich die Projektarbeitsgruppe sowie alle 
Beteiligungsgruppen dafür ausgesprochen, den Empfehlungen der 
Gutachtergruppe in wesentlichen Teilbereichen zu folgen und das 
Prüfungsverfahren anzupassen. Die Bachelorarbeit wird zukünftig 
statt mit 20% mit 25% in das Gesamtergebnis einfließen. Dies ent-
spricht auch der gestiegenen Bedeutung dieser eigenständigen wis-
senschaftlichen Arbeit,27 dessen Workload mit der Reakkreditierung 
von 6 auf 8 ECTS-Punkten angehoben wurde. Das Ergebnis der 
interdisziplinären mündlichen Abschlussprüfung geht dementspre-
chend zukünftig nur noch mit 25 % statt bisher 30% in das Gesamter-
gebnis ein. Zudem wird das Verfahren transparenter gestaltet, indem 
nicht nur das Hautprüfungsfach, sondern alle drei Prüfungsfächer 
10 Arbeitstage vor der individuellen Prüfung der bzw. des jeweiligen 
Studierenden durch das Prüfungsamt bekannt gegeben werden. 

4.7	 Beteiligung
Die als bekannt vorausgesetzten Inhalte, das neu gestaltete 1. Semes-
ters, die Hochschulprüfung sowie die Umsetzung der im Rahmen 
der Reakkreditierung ausgesprochenen Empfehlungen wurden in ei-
nem umfassenden Beteiligungsverfahren mit den unterschiedlichen 
Mitglieder-, Nutzer- und Beteiligtengruppen diskutiert und um eine 
Einschätzung hinsichtlich der Umsetzbarkeit gebeten. 
Es handelte sich hierbei um
•	� das Innenministerium des Landes Schleswig-Holstein als Pro-

jektauftraggeber
•	� die Polizeidirektion AFB als Ausbildungsbehörde28, personal-

führende Behörde für die Studierenden sowie Abnehmerin nach 
erfolgreichem Studienabschluss 

•	� die Ämter und Behörden der Landespolizei als Ausbildungsstel-
len29 sowie als Abnehmerinnen und Abnehmer nach erfolgrei-
chem Studienabschluss 

•	� den Hauptpersonalrat der Landespolizei
•	� die Gewerkschaften
•	� die Hochschulleitung und die benachbarten Fachbereichsleitungen
•	� den Personalrat und die Gleichstellungsbeauftragte der FHVD 
•	� die Fachgruppenleitungen 
•	� die hauptamtlichen Lehrkräfte 
•	� die nebenamtlichen Lehrkräfte 
•	� die Lehrverwaltung 
•	� die Aufstiegsstudierenden aller Semester

26 	Brenneisen/Staack, in: Brenneisen/Staack/Ruppel, 2013, Qualitätssicherung in 
Studium und Lehre, S. 10.

27 	Möllers, 2012, Bachelor-, Master- und Diplomarbeiten an den Hochschulen der 
Polizei, 2. Auflage, S. 31.

28 	Vgl. § 7 I APO-Pol.
29 	Vgl. § 7 II APO-Pol.
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•	� die Absolventinnen und Absolventen (Aufsteiger) des Bachelor-
studienganges

•	� den Alumni-Arbeitskreis im Fachbereich Polizei.

In der Gesamtschau hat das Studienprogramm des verkürzten Auf-
stiegsstudienganges breite Zustimmung bei allen befragten Personen 
der Mitglieder- und Nutzergruppen erhalten. Das Programm ist im 
Beteiligungsverfahren (Februar bis April 2013) ganz überwiegend als 
konzeptionell überzeugend (= 71,6 %), gut zu bewältigen (= 90,3 %) 
und für potenzielle Bewerberinnen und Bewerber attraktiv (= 81,1 %) 
bewertet worden.
Die Hochschulprüfung wurde durchgehend als sehr anspruchsvoll 
beurteilt. Ein hoher Anspruch auf Hochschulniveau war allerdings 
auch die Zielvorgabe der Projektgruppe, denn die Prüfung ist ein 
wesentliches Element zum Nachweis gleichwertiger Kompetenzen 
und Fähigkeiten im Sinne des § 51 Abs. 2 HSG. Durch begleitende 
Maßnahmen soll dabei eine angemessene Erfolgswahrscheinlichkeit 
sichergestellt werden. In Abstimmung mit dem Innenministerium 
und der Polizeidirektion AFB bot und bietet der Fachbereich Polizei 
zielgerichtet Informationsveranstaltungen und vorbereitende Work-
shops an, um damit den Bewerberinnen und Bewerbern eine metho-
dische und fachinhaltliche Hilfestellung zu geben.
Die recht kritisch beantwortete Frage nach der Familienfreundlich-
keit des verkürzten Aufstiegsstudiums ist differenziert zu bewerten. 
Einerseits kommt eine Verkürzung des Studiums ohne Zweifel der 
Vereinbarkeit von Studium und Familie entgegen und dies wurde 
auch durchgehend anerkannt. Anderseits ist aber auch eine intensive 
Vorbereitung auf die vorgeschaltete Hochschulprüfung erforderlich, 
die zu einer temporären Belastung junger Mütter und Väter führt. 
Diese Belastung ist jedoch aus hochschulrechtlichen Gründen in 
Kauf zu nehmen, denn auch ein familienfreundliches Studium muss 
stets die Qualität im Blick haben. 
Die im Beteiligungsverfahren gewonnenen Anregungen für eine 
weitere Steigerung der Familienfreundlichkeit (z.B. durch Auswei-
tung des eigenverantwortlichen Studiums) werden unabhängig von 
diesem Verfahren durch den Fachbereich geprüft. Die Umsetzung 
der im Rahmen der Reakkreditierung ausgesprochenen Empfehlun-
gen erfuhr hingegen eine breite Unterstützung.

4.8	 Enge Abstimmung mit den Fachministerien
Im Rahmen der Projektarbeit wurde das neu gestaltete Studienpro-
gramm durchgehend mit dem Innenministerium sowie mit dem 
Ministerium für Bildung und Wissenschaft abgestimmt. Das In-
nenministerium hat den Fachbereich Polizei um die Entwicklung 
des verkürzten Aufstiegsstudiums gebeten und trägt die zusätzlichen 
Personalkosten.30 Eine durchgehende Beteiligung an allen wesentli-
chen Entscheidungen war daher obligatorisch.31 Zur Sicherung der 
bestehenden Hochschulstandards ist zugleich das Ministerium für 
Bildung und Wissenschaft beteiligt worden. Insbesondere die neu 
gestaltente Hochschulprüfung, an die aus Qualitätsgesichtspunkten 
keine zu geringen Anforderungen gestellt werden darf, wurde mit 
dem Ministerium unmittelbar abgestimmt.32

30 	Beschluss des Kuratoriums v. 11.12.2012 und Vereinbarung zwischen IM – IV 4 
und Dekanat des Fachbereichs Polizei.

31 	Brenneisen/Staack, in: Brenneisen/Staack/Ruppel, 2013, Qualitätssicherung in 
Studium und Lehre, S. 10.

32 	Abstimmungsgespräch mit MBW – III 53 am 7.3.2013.

5	 Zum Abschluss

Die verbesserte Durchlässigkeit des bestehenden Bildungssystems ist 
eines der wesentlichen Ziele der aktuellen Bildungspolitik33 und auf 
die gestufte Ausbildung zu den Laufbahngruppen 1 und 2 der Landes-
polizei Schleswig-Holstein direkt übertragbar. Ressourcen schonende 
Änderungen sind sinnvoll. Sie liegen sowohl im Interesse potenzieller 
Aufstiegsbeamtinnen und –beamten als auch des Innenministeriums 
als Dienstherrn. Die Tätigkeit im Polizeivollzugsdienst mit seinen un-
terschiedlichen Facetten wird immer anspruchsvoller. Insofern ist eine 
qualitativ hochwertige Vorbereitung durch ein wissenschaftlich ge-
prägtes Studium für möglichst viele Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
der Landespolizei anzustreben.34 Ein verkürztes Aufstiegsstudium ist 
hier der richtige Weg und stellt letztlich auch einen Vorteil in dem sich 
künftig verschärfenden Wettstreit um den besten Nachwuchs35 dar. 
Dabei darf die Qualität des Studiums niemals in Frage gestellt werden. 
Allerdings gehören zu einer zukunftsfähigen Nachwuchsgewinnung 
neben schlüssigen Studienangeboten auch eine moderne Nachwuchs-
werbung und zeitgemäße Auswahlverfahren. Die zuletzt wiederholt 
geäußerte Kritik36, dass der Nachwuchs immer schlechter werde und 
die Schulen heute keine leistungsfähigen Absolventinnen und Absol-
venten in die Berufswelt entlassen, geht fehl. Es darf nicht der Fehler ge-
macht werden, die in den 70er und 80er Jahren geforderten Kenntnisse 
und Fähigkeiten unmittelbar auf die heutige Jugend zu übertragen. Dies 
wäre verfehlt, denn naturgemäß werden heute ganz andere Kompeten-
zen gefordert als noch vor 20, 30 oder 40 Jahren. Fragen nach techni-
scher Medienkompetenz, Internet und Social Media wären ebenso an-
gebracht wie nach den Unterschieden von XING, Facebook, MySpace 
und Twitter. Viel stärker als in der Vergangenheit geht es heute auch 
um methodisches, um übergreifendes Wissen, um systemische Zusam-
menhänge und um die Frage, wie bestimmte Erkenntnisse gewonnen 
werden können. Auswendiglernen hat deutlich an Relevanz verloren. 
Wichtig ist es, die Bildungseignung junger Menschen nicht mit den 
Methoden der Vergangenheit zu messen.37 Damit würde man ihnen 
nicht gerecht werden und darüber hinaus zu mehr als zweifelhaften Er-
gebnissen kommen. Im Fachbereich Polizei der FHVD werden heute 
auf der Grundlage eines regelmäßig fortgeschriebenen Anforderungs-
profils insbesondere die kommunikativen Fähigkeiten, die methodi-
schen Kompetenzen und das systemische Denken gefördert.
Mit der aktuellen Entwicklung des auf drei Semester verkürzten 
Aufstiegsstudienganges38 wurde in diesen Bereichen erneut zugelegt. 
Checklisten und Merksätze sind längst obsolet. Es geht um die me-
thodische Entwicklung von Lösungen oder Lösungsalternativen.
Die Studierenden des Fachbereichs Polizei müssen zum Ende des 
Studiums in der Lage sein, auf der Basis hoher sozialer und per-
sönlicher Kompetenzen rechtswissenschaftliche Erkenntnisse über-
zeugend taktisch umzusetzen. Fragmentarisches Schubladenwissen 
greift deutlich zu kurz und wird den Anforderungen nicht gerecht.

33 	KMK-Beschluss v. 18.9.2008.
34 	Brenneisen, 2009, Praxisbezogenes Hochschulstudium, Kriminalistik, S. 149; 

Frevel, 2008, Ausbildungsziel: Kompetente Polizei, DPolBl, Heft 1, S. 23.
35 	Ortner, 2009, War for talents; Brandenburg/Domschke, 2007, Die Zukunft sieht alt aus.
36 	Vgl. dazu z.B. Bergedorfer Zeitung v. 7.2.2013 („Die Polizei sucht Nachwuchs 

mit Grips“); Lübecker Nachrichten v. 2.3.2013 („Zu schlaff, zu ungebildet: Poli-
zei fehlt der Nachwuchs“); Kieler Nachrichten v. 10.2.2012 („Polizeinachwuchs 
bereitet Probleme“); Hamburger Morgenpost v. 4.3.2012 („Möchtegern-Polizis-
ten sind dümmer, als die Polizei erlaubt – 97 % fallen beim Eignungstest durch“).

37 	Eckernförder Zeitung v. 28.6.2013 („Sie stehen für die Sicherheit des Landes“).
38 	Brenneisen/Staack, in: Brenneisen/Staack/Ruppel, 2013, Qualitätssicherung in 

Studium und Lehre, S. 43.
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I. Einführung

Seit einigen Jahren prägt zunehmend die Informations- und Kom-
munikationstechnik (IuK) die öffentliche Verwaltung – sie wird 
regelmäßig unter dem Begriff des „E-Government“ erörtert. Dass 
es sich hierbei nicht (nur) um eine Mode handelt, lässt sich an der 
gesellschaftlichen Nutzung moderner IuK ablesen: Derzeit nutzen 
bereits 75% aller Bundesbürger das Internet, und gerade bei der jun-
gen Generation ist das Smartphone offenbar schon mit der Geburt 
mitgeliefert worden. 

II. E-Government und Recht

E-Government ist aber dennoch fraglos ein Modebegriff, der in den 
letzten Jahren zunehmend die Debatten über Verwaltungsmoder-
nisierung geprägt hat1. Dabei konnte man zuweilen den Eindruck 
gewinnen, dass es sich um die Neuerfindung der Verwaltung in einem 
rechtsfreien Raum handeln sollte. Gerade aus der Sicht von betriebs-
wirtschaftlich orientierten Unternehmensberatungen erscheint das 
Recht oftmals als „Störfaktor“, der vorgeblich wirtschaftlich sinn-
volle2 oder eben schlicht aus der Wirtschaft übertragene Lösungs-
ansätze behindert. Spätestens seit der gemeinschaftsrechtlichen 
Verpflichtung in Art. 8 DLR3 zur elektronischen Abwicklung von 
zahlreichen wirtschaftsverwaltungsrechtlichen Verwaltungsverfah-
ren4 ist deutlich geworden, dass elektronische Verwaltungsverfahren, 
die den Kern des E-Government bilden, nicht im rechtsfreien Raum 
ablaufen (dürfen). Die rechtliche Relevanz des E-Government steht 
nach einer ersten Phase bevorzugter informeller Steuerungsmecha-
nismen5 weitestgehend außer Frage. 

1. Rechtliche Relevanz des E-Government
Die Erkenntnis von der rechtlichen Relevanz des E-Government hat 
sich völlig zu Recht durchgesetzt, denn es geht um den Einzug der 
IT in die Verwaltung und damit in rechtlich gebundene Verwaltungs-
verfahren. Längst handelt es sich nicht mehr nur um ein zusätzliches 
Instrument bei der Arbeitserledigung, wie es etwa noch beim Fax der 
Fall war, sondern es zeigt sich vielmehr deutlich, wie sehr der Einsatz 
der IT die Organisation beeinflusst und Aufgabenerledigungsprozesse 

umgestaltet werden. Angesichts der intensiven Rechtsgebundenheit 
der öffentlichen Verwaltung – hier liegt ein zentraler Unterschied zu 
ansonsten ähnlichen Aufgabenerledigungsprozessen der Wirtschaft – 
müssen E-Government und die durch die Informations- und Kom-
munikationstechnik bewirkten Prozess-, Ablauf- und Organisations-
veränderungen zwangsläufig ein rechtliches Thema sein. 
Ein zweiter Aspekt tritt hinzu: Unterschiedliche und vor allem de-
zentrale Zuständigkeiten führen – angesichts der insbesondere vom 
Bundesverfassungsgericht propagierten umfassenden Aufgabener-
ledigungskompetenz6 – zu IT-Insellösungen, die eine abgestimm-
te Aufgabenerledigung wegen fehlender Kompatibilität innerhalb 
des Staats Bundesrepublik Deutschland zunehmend erschweren. 
Hier bedarf es einer rechtlich verbindlichen Abstimmung zwischen 
verschiedenen Gebietskörperschaften und ihrer Behörden, die im 
Hinblick auf Informations- und Kommunikationstechnik von den 
Rechtssystemen bislang so nicht vorgesehen war. Der Grundsatz der 
Wirtschaftlichkeit gebietet es andererseits angesichts der gänzlich 
anderen „economies of scale“ bei IT-Einsatz im Vergleich zu her-
kömmlichen Behördenorganisationen und deren Abläufen, dass Be-
hörden und sogar Gebietskörperschaften bei der Schaffung von IT-
Infrastrukturen sowie bestimmten IT-Anwendungen kooperieren. 
Dies löst wiederum rechtliche Fragen aus, angefangen bei verwal-
tungskompetenziellen Problemen wie etwa der Frage nach einer un-
zulässigen Mischverwaltung, aber auch beihilfen- und vergaberecht-
liche Fragen mit Ursprung im Europäischen Gemeinschaftsrecht. 
Der Blick auf die hohe rechtliche Relevanz des E-Government wur-
de zunächst durch die weithin verbreitete sog. Speyerer Definition 
des E-Government verstellt: Danach sollte unter Electronic Govern-
ment die „Abwicklung geschäftlicher Prozesse im Zusammenhang 
mit Regieren und Verwalten (Government) mit Hilfe von Informa-
tions- und Kommunikationstechniken über elektronische Medien“ 
zu verstehen sein7. Angesichts dieser Weite konnte letztlich jeder IT-
Einsatz der öffentlichen Verwaltung als E-Government verstanden 
werden. Ein zweites Problem dieser zunächst anschaulichen Defini-
tion besteht darin, dass E-Government als verwaltungswissenschaft-
lich-konzeptioneller Begriff erscheint, der die verwaltungsrechtliche 
Systembildung über den Haufen wirft und zu einer erheblichen 
rechtlichen Unschärfe führt8. Mehr Prägnanz bietet da schon die 
Definition der Europäischen Kommission, wonach E-Government 
definiert wird „als Einsatz der Informations- und Kommunikati-
onstechnologie in den öffentlichen Verwaltungen in Verbindung 
mit organisatorischen Änderungen und neuen Fähigkeiten, um öf-
fentliche Dienste und demokratische Prozesse zu verbessern und die 
Gestaltung und Durchführung staatlicher Politik zu erleichtern“9. 

Utz Schliesky*

E-Government durch Recht**

*	 Prof. Dr. Utz Schliesky ist Direktor des schleswig-holsteinischen Landtages und 
Vorstand des Lorenz-von-Stein-Instituts für Verwaltungswissenschaften an der 
Christian-Albrechts-Universität zu Kiel.

**	 Dieser Beitrag ist in nur unwesentlich veränderter Fassung auch in der Festschrift 
zum 75. Geburtstag von Werner Finke erschienen.

1	 Dazu eingehend die Beiträge in Hill/Schliesky (Hrsg.), Herausforderung 
e-Government, 2009; für den Bereich der Wirtschaftsverwaltung Ernst, 
Modernisierung der Wirtschaftsverwaltung durch elektronische Kommunika-
tion, 2005; grundlegend auch Eifert, Electronic Government, 2006. 

2	 Zu den (Fehl-)Verständnissen des Wirtschaftlichkeitsbegriffs ausführlich 
Schliesky, in: ders./Ernst (Hrsg.), Recht und Politik, 2007, S. 35 (37 ff.). 

3	 Richtlinie 2006/123/EG des Europäischen Parlaments und des Rates über 
Dienstleistungen im Binnenmarkt, ABl. EU 2006 Nr. L 376 vom 27.12.2006, S. 
36 ff. 

4	 Dazu eingehend Schulz, DVBl. 2009, 12 ff. 
5	 Dazu Schliesky, in: Zechner (Hrsg.), Handbuch E-Government – Strategien, 

Lösungen und Wirtschaftlichkeit, 2007, S. 49 (50). 

6	 BVerfGE 119, 331 ff., Rn. 159; dazu Schliesky, ZSE 2008, 304 (307, 318 ff.); ders., 
in: Hill/Schliesky (Fn. 2), S. 11 (19 ff.). 

7	 Von Lucke/Reinermann, in: Reinermann/von Lucke (Hrsg.), Electronic Govern-
ment in Deutschland, Speyerer Forschungsberichte 226, 2002, S. 1 (ff.). 

8	 Schliesky, in: Meyer/Wallerath (Hrsg.), Gemeinden und Kreise in der Region, 
2004, S. 80 (82). 

9	 Mitteilung der Kommission „Die Rolle elektronischer Behördendiens-
te (e-Government) für die Zukunft Europas“, KOM (2003) 567 endg. vom 
29.09.2003, S. 8; dazu ausführlich Schulz, Der E-Government-Begriff der Euro-
päischen Union, VM 2009, 3 ff.
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Bei dieser Definition werden Verfahrens- und Organisationsrelevanz 
des E-Government deutlich – gleiches gilt für die rechtliche Rele-
vanz derartiger Veränderungsprozesse. Auch Gesetzgeber haben sich 
bereits an dieser Definition orientiert. So findet sich in § 2 Nr. 1 
EGovG SH10 die Legaldefinition, derzufolge „E-Government der 
Einsatz moderner Informations- und Kommunikationstechnik (IT) 
in öffentlichen Verwaltungen in Verbindung mit organisatorischen 
Veränderungen in den Geschäftsprozessen der öffentlichen Verwal-
tung zur Durchführung von Informations-, Kommunikations- und 
Transaktionsprozessen innerhalb und zwischen staatlichen Institu-
tionen sowie zwischen diesen Institutionen und Bürgerinnen und 
Bürgern oder Unternehmen“ ist. 

2. Rechtliche Entwicklung 
Noch vor drei Jahren fanden sich allenfalls rudimentäre rechtliche 
Vorgaben für E-Government11. Wie bereits dargestellt, war die erste 
Phase des E-Government in Deutschland dadurch gekennzeichnet, 
dass zahlreiche politische Pilotprojekte mit informellem Charakter 
angestoßen wurden, die rechtliche Relevanz des E-Government 
jedoch in der Regel nicht realisiert wurde. Ein erster Schwerpunkt 
der rechtlichen Erfassung elektronischer Verwaltungsverfahren lag 
lediglich darin, die Gleichstellung von Schriftform und elektroni-
scher Form im Recht zu gewährleisten, die bereits umfangreiche 
Gesetzesänderungen erforderte. Ausweis dieser ersten rechtlichen 
Erfassung sind § 126a BGB oder § 3a VwVfG12. In diesem Kontext 
wurde insbesondere der elektronische Verwaltungsakt rechtlich an-
erkannt13, doch wurden die Auswirkungen moderner Informations- 
und Kommunikationstechnik auf Verfahren und Organisation noch 
nicht hinreichend erkannt oder gar gesetzgeberisch umgesetzt. 
Einige umfassende ansetzende Modernisierungsstrategien in Bund 
und Ländern14 und insbesondere die Umsetzung der EU-Dienstleis-
tungsrichtlinie15, die E-Government erstmals gemeinschaftsrecht-
lich verpflichtend vorschreibt, haben diesen Befund in kurzer Zeit 
grundlegend verändert. Insbesondere die in Art. 8 EU-DLR veran-
kerte Pflicht zur elektronischen Verfahrensabwicklung, sowohl ge-
genüber den jeweils zuständigen Behörden als auch gegenüber dem 
nach Art. 6 EU-DLR neu zu schaffenden einheitlichen Ansprech-
partner, haben zum einen die rechtliche Relevanz des E-Government 
verdeutlicht und zwingen zugleich Gesetzgebung und Verwaltung in 
Deutschland zur entsprechenden rechtlichen Abbildung elektroni-
scher Verwaltungsverfahren. 

III. Rechtsrahmen des E-Government im föderalen Bundesstaat

Schließlich bedeutet nun vor allem die Verankerung der IT im Grund-
gesetz in Art. 91c GG im Rahmen der Föderalismusreform II16 einen 
Quantensprung für E-Government durch Recht. Ergänzt wird diese 
für Bund und Länder verbindliche Regelung durch landesrechtliche 
Regelungen wie das E-Government-Gesetz in Schleswig-Holstein 
sowie das jüngst verabschiedete E-Government-Gesetz des Bundes. 

1. Art. 91c GG
Mit Art. 91c GG hat die Informations- und Kommunikationstech-
nik erstmals Eingang in das Grundgesetz gefunden. Die Aufnah-
me dieser Vorschrift ist ein wichtiger Schritt zur Angleichung der 
Verfassungsrechtslage an gewandelte technische Möglichkeiten und 
gesellschaftliche Rahmenbedingungen. Der Anwendungsbereich ist 
allerdings begrenzt; Art. 91c GG betrifft nur die IT-Systeme von 
Bund und Ländern. Die Länder ihrerseits sind aber in der Pflicht, 
sekundär- oder tertiärrechtlich auf Art. 91c GG beruhende Rege-
lungen wie z. B. vereinbarte technische Standards gegenüber ihren 
Kommunen und anderen Trägern der öffentlichen Verwaltung ver-
bindlich umzusetzen17. Die gesellschaftliche Sphäre18 harrt hinsicht-
lich der IT auch weiterhin der verfassungsrechtlichen Prägung, die 
derzeit allein der Rechtsfortbildung durch das Bundesverfassungsge-
richt19 und anderer Gerichte (vor allem dem BGH) überlassen ist20.
Die Norm des Art. 91c GG ist nunmehr die zentrale Grundlage 
des föderalen E-Government, die aus Sicht der meisten IT- und E-
Government-Verantwortlichen überfällig war. Über den nur dekla-
ratorischen oder gerade konstitutiven Charakter von Art. 91c GG 
sowie über die Einordnung als Gemeinschaftsaufgabe herrschte 
schon während der Beratungen in der Föderalismuskommission II 
Uneinigkeit; diese setzt sich nun in der Kommentarliteratur fort. So 
wird in Art. 91c GG zum Teil kein unmittelbarer Verfassungsauftrag 
zur (stärkeren) IT-Zusammenarbeit der staatlichen Gebietskörper-
schaften, sondern lediglich eine „fakultative Gemeinschaftsaufgabe“ 
gesehen21. Eine derartige Qualifizierung greift jedoch zu kurz, ent-
hält doch allein Art. 91c Abs. 4 GG eine ausschließliche Gesetzge-
bungskompetenz des Bundes nebst Zuweisung einer in bundeseige-
ner Verwaltung zu erfüllenden Aufgabe. Darüber hinaus stellt sich 
bei Art. 91c GG das sehr grundlegende Problem, ob es sich bei IT um 

10	 Gesetz zur elektronischen Verwaltung für Schleswig-Holstein (E-Government-
Gesetz – EGovG) vom 8. Juli 2009, GVOBl. SH 2009, S. 398; dazu Schulz, Die 
Gemeinde SH 2008, 282 ff. 

11	 Bestandsaufnahme bei Schliesky (Hrsg.), e-Government in Deutschland, 2006.
12	 Dazu Schliesky, in: Knack/Henneke (Hrsg.), VwVfG, 9. Aufl. 2010, § 3a Rn. 1 ff.; 

Schmitz, NVwZ 2000, 1238 ff.; ders./Schlatmann, NVwZ 2002, 1281 ff. 
13	 Dazu Schliesky, NVwZ 2003, 1322 ff.; Skrobotz, Das elektronische Verwaltungs-

verfahren, 2005, S. 290 ff. 
14	 So z. B. Deutschland Online (hier insbesondere die Projekte Deutschland Online 

Infrastruktur und Deutschland Online Dienstleistungsrichtlinie), dazu Bürger, 
in: Zechner (Fn. 6), S. 29 ff., oder die Modernisierungsstrategie in Schleswig-
Holstein, dazu Schliesky, in: Ziekow (Hrsg.), Entwicklungslinien der Verwal-
tungspolitik in Deutschland, 2007, S. 107 ff.

15	 Dazu umfassend Schliesky (Hrsg.), Die Umsetzung der EU-Dienstleistungsricht-
linie in der deutschen Verwaltung, Teil I: Grundlagen, 2008; ders. (Hrsg.), Die 
Umsetzung der EU-Dienstleistungsrichtlinie in der deutschen Verwaltung, Teil 
II: Verfahren, Prozesse, IT-Umsetzung, 2009; ders. (Hrsg.), Die Umsetzung der 
Dienstleistungsrichtlinie in der deutschen Verwaltung, Teil III: Information, 
Wissen und Verantwortung, 2010.

16	 Zu der Neuregelung Schallbruch/Städtler, C&R 2009, 619 ff.; Schliesky, ZSE 
2008, 304 ff.; ders., Kommentierung des Art. 91c GG, in: Bonner Kommentar 
zum Grundgesetz, 157. Aktualisierung Juni 2012. 

17	 Zur Umsetzungsmöglichkeit durch E-Government-Gesetze Schulz, DÖV 2010, 
225 ff.

18	 Zur Digitalisierung des Alltags Richter, in: Mehde/Ramsauer/Seckelmann 
(Hrsg.), Staat, Verwaltung, Information, Festschrift für Hans Peter Bull zum 75. 
Geburtstag, 2011, S. 1041 ff. 

19	 Allen voran die Neuschöpfung des „Grundrechts auf Gewährleistung der Ver-
traulichkeit und Integrität informationstechnischer Systeme“ in der Entschei-
dung zur „Online-Durchsuchung“, BVerfGE 120, 274 ff.; dazu Britz, DÖV 
2008, 411 ff.; Heckmann, in: Kluth/Müller/Peilert (Hrsg.), Wirtschaft – Ver-
waltung – Recht, Festschrift für Rolf Stober, 2008, S. 615 ff.; Hoffmann-Riem, JZ 
2008, 1009 ff. S. ferner BVerfGE 121, 1 ff. („Automatisierte KFZ-Kennzeichen 
Erkennung“); 123, 39 ff. („elektronische Wahlgeräte“); 125, 260 ff. („Vorratsda-
tenspeicherung“). 

20	 S. etwa BGH NJW 2012, 148 ff. (Löschungsanspruch bei Persönlichkeitsrechts-
verletzung in Blogs). 

21	 So Heun, in: Dreier (Hrsg.), Grundgesetz, 2. Aufl., Supplementum 2010, Art. 
91c Rn. 7; Seckelmann, DÖV 2009, 747 (754); s. auch Siekmann, in: Sachs (Hrsg.), 
Grundgesetz, 6. Aufl. 2011, Art. 91c Rn. 6. 
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eine Aufgabe oder eine Funktion handelt. Letztlich entscheidet die 
Einordnung im Einzelfall über die (verfassungs)rechtlichen Anfor-
derungen und zugleich praktisch über den Erfolg des Tätigwerdens 
der Verwaltung. Informations- und Kommunikationstechnik ist in 
der Regel gerade keine eigenständige Verwaltungsaufgabe, sondern 
eine Querschnittsfunktion der Verwaltung22. Gerade soweit es um 
Errichtung und Betrieb eines Verbindungsnetzes geht (Art.  91c 
Abs. 4 GG), fehlt es zudem am fakultativen Charakter. Formal wird 
durch Art. 91c Abs. 4 GG eine eindeutige Bundeskompetenz für 
Gesetzgebung und Verwaltung begründet23, doch der Charakter der 
Aufgabe (Verbindung der Netzinfrastrukturen von Bund und Län-
dern) und die Konkretisierung im IT-Netz-Gesetz sowie die Ab-
stimmung im IT-Planungsrat24 lassen Errichtung und Betrieb des 
Verbindungsnetzes gem. Art.  91c Abs.  4 GG zu einer faktischen 
Gemeinschaftsaufgabe werden. Richtigerweise ist bei der Einord-
nung von Art. 91c GG daher zu differenzieren: In vielen Bereichen 
weist Art. 91c wegen seines Kompromisscharakters nur eine deklara-
torische Bestätigung bereits zuvor erlaubter Kooperationen auf (ins-
bes. Abs. 1)25. Die Vereinbarung von Standards hingegen, die auf der 
Grundlage des IT-Staatsvertrags sogar mit qualifizierter Mehrheit 
für Bund und alle Länder verbindlich beschlossen werden können, 
sind ein Novum; hier weist die Norm konstitutive Wirkung auf26. 
Und auch Art. 91c Abs. 3 GG beschreitet mit der Eröffnung einer 
Kooperationsmöglichkeit für Aufgabenteile verfassungsrechtliches 
Neuland. Art.  91c GG regelt streng genommen daher keine Ge-
meinschaftsaufgabe, sondern normiert eine Verantwortungsteilung 
für die Informations- und Kommunikationstechnik zwischen Bund 
und Ländern27, die verfassungssystematisch den richtigen Standort 
in dem Abschnitt „Bund und die Länder“ gehabt hätte28. Dem hat 
der Verfassungsgeber systematisch dadurch Rechnung getragen, dass 
er die Überschrift des Abschnitts VIIIa. um den Begriff „Verwal-
tungszusammenarbeit“ ergänzt hat. Bedeutung hat hier vor allem die 
gemeinsame Verantwortung von Bund und Ländern für die Festle-
gung von Interoperabilitäts- und Sicherheitsstandards, die vom IT-
Planungsrat festzulegen sind.

2. Das E-Government-Gesetz des Bundes
Die verfassungsrechtliche Verankerung allein genügt jedoch nicht: 
E-Government bedeutet – wie eingangs gezeigt – keine bloße „Elekt-
rifizierung“ bestehender Verwaltungsstrukturen, sondern ist zwangs-
läufig mit IT-bedingten Veränderungen der Organisation und des 

Verfahrens verbunden29. Die Möglichkeiten der IT können nämlich 
erst dann effektiv und effizient eingesetzt werden, wenn Organisation 
und Verfahren der Verwaltung an diesen Möglichkeiten ausgerichtet 
werden. Die IT verlässt insoweit die ihr immer wieder zugeschrie-
bene dienende und instrumentelle Funktion, indem Anforderun-
gen an Recht und Verwaltung formuliert werden. Kernprobleme 
von E-Government-Projekten sind heute regelmäßig nicht techni-
scher, sondern rechtlicher Natur30. Bei den aktuellen, an Örtlichkeit, 
Schriftlichkeit und Hierarchie ausgerichteten rechtlichen Vorgaben 
für Verwaltungsstrukturen stoßen E-Government-Anwendungen 
zwangsläufig an Grenzen31, so dass es dringend einer Weiterentwick-
lung des Rechtsrahmens für die elektronische Verwaltung bedarf. In 
der Wissenschaft werden schon seit zehn Jahren Forderungen nach 
E-Government-Gesetzen erhoben32, nun reagieren auch Politik und 
Verwaltungspraxis: Das Bundesministerium des Innern hat nach in-
tensiven Vorarbeiten einen Entwurf für ein E-Government-Gesetz 
des Bundes vorgelegt, das nach Verabschiedung durch das Bundes-
kabinett zum Beginn des Gesetzgebungsverfahrens dem Bundesrat 
zugeleitet wurde33. Angesichts der unterschiedlichen Mehrheitsver-
hältnisse in Bundestag und Bundesrat war zunächst unsicher, ob das 
Gesetz noch in dieser Legislaturperiode verabschiedet werden kann; 
am 7. Juni 2013 hat das Gesetz schließlich den Bundesrat passiert.34 
Ziel des Gesetzes ist es, die Hürden für die Nutzung von E-Govern-
ment-Anwendungen zwischen Bürgern und Verwaltung zu senken 
und moderne IuK-Anwendungen möglichst ohne Medienbrüche 
effizient zu nutzen35. In 30 Artikeln werden in den verschiedens-
ten Gesetzen Schriftformerfordernisse um die Alternativen weite-
rer technischer Verfahren wie z.B. der „De-Mail“ ergänzt. Den Kern 
bildet aber das in Art. 1 enthaltene „Gesetz zur Förderung der elek-
tronischen Verwaltung (E-Government-Gesetz – EGovG)“. Nach 
§ 1 EGovG sollen die 16 Paragraphen des Gesetzes für die fast36 
gesamte öffentlich-rechtliche Verwaltungstätigkeit des Bundes so-
wie für die Behörden der Länder und der Kommunen beim Vollzug 
von Bundesrecht gelten – an diesem letzteren Punkt hat sich ein 
Streit zwischen Bund und Ländern entzündet. Für eine effektive Ver-
waltungszusammenarbeit und einheitliche Verwaltungsstrukturen in 
Deutschland ist diese Regelung unabdingbar37. 

22	 Insoweit inkonsequent, aber zutreffend Heun, in: Dreier (Fn. 22), Art. 91c Rn. 6.
23	 Deutlich auch Ruge, in: Schmidt-Bleibtreu/Hofmann/Hopfauf (Hrsg.), Grund-

gesetz, 12. Aufl. 2011, Art. 91c Rn. 1 a. E. 
24	 S. § 4 IT-Staatsvertrag.
25	 So wurde die verfassungsrechtliche Zulässigkeit der Staatssekretärsrunde 

Deutschland-Online vor Verabschiedung des Art. 91 c GG nicht bezweifelt, 
obwohl dort Planung und Koordinierung von IT-Projekten erfolgten und im 
Rahmen der Umsetzung der EU-Dienstleistungsrichtlinie sogar Einf luss auf die 
Ausgestaltung der §§ 71a ff. VwVfG genommen wurde. 

26	 Deutlich auch Hofmann/Schlief (Hrsg.), Grundgesetz mit Begleitgesetz – die 
Föderalismusreform II mit neuen Gesetzestexten, Gesetzesbegründungen und 
einer Einführung, 2009, S. XXVI. 

27	 Schallbruch/Städler, CR 2009, 619 (621); allgemein zur Verantwortungsteilung 
Schliesky, Souveränität und Legitimität von Herrschaftsgewalt, 2004, S. 534 ff.; 
im E-Government Schliesky, in: ders./Schulz (Hrsg.), Transparenz, Partizipati-
on, Kollaboration – Web 2.0 für die öffentliche Verwaltung, 2012, S. 1 (5 ff.). 

28	 Zum Vorschlag von Art. 37a, 37b GG näher Schliesky, ZSE 6 (2008) 304 (325 ff.). 

29	 Ebenso Britz, in: Hoffmann-Riem/Schmidt-Aßmann/Voßkuhle (Hrsg.), Grund-
lagen des Verwaltungsrechts, Band II, 2008, § 26 Rn. 2; Eifert (Fn. 2), S. 321 ff.; 
Schliesky, in: ders./Schulz (Fn. 28), S. 1 (2); Volkmann, in: Mangoldt/Klein/Starck 
(Hrsg.), Kommentar zum Grundgesetz, Band 3, 6. Aufl. 2010, Art. 91c Rn. 3. – 
Die verfahrens- und organisationsrechtliche Problematik verschärft sich darüber 
hinaus durch die zunehmende Zeit- und Raumunabhängigkeit elektronischer Ver-
waltung, s. näher Boehme-Neßler, Unscharfes Recht, 2008, S. 112 ff.; Schliesky, in: 
Schimanke (Hrsg.), Verwaltung und Raum, 2009, S. 49 ff.; ders., in: Hill/Schliesky 
(Hrsg.), Die Vermessung des virtuellen Raumes, 2012, S. 9 ff. 

30	 Umfassend dazu Kröger/Hoffmann (Hrsg.), Rechts-Handbuch zum E-Govern-
ment, 2005; Schliesky, in: ders. (Hrsg.), Staatliches Innovationsmanagement, 
2010, S. 1 (9). 

31	 Am Beispiel des Grundgesetzes Schliesky, DÖV 2004, 809 ff.; am Beispiel des 
Verfahrens- und Organisationsrechts ders., NVwZ 2003, 1322 ff.; ders., in: FS 
Bull (Fn. 19), S. 819 (832 ff.). 

32	 Schliesky, in: Henneke (Hrsg.), Kommunale Verwaltungsstrukturen der Zukunft, 
2006, S. 59 ff.; im Hinblick auf Art. 91cGG nun auch Schulz, DÖV 2010, 225 ff. 

33	 BR-Drs. 557/12. S. auch die abschließende Beschlussempfehlung des Innen-
ausschusses, BT-Drs. 17/13139. Erste Würdigung durch Habammer/Denkhaus, 
MMR 2013, 358 ff. 

34	 Das Gesetz ist bis zum Redaktionsschluss dieser Festschrift noch nicht verhin-
dert worden.

35	 Müller-Terpitz/Rauchhaus, MMR 2013, 10. 
36	 Ausnahmen: § 1 Abs. 5 EGovG. 
37	 Ähnlich Müller-Terpitz/Rauchhaus, MMR 2013, 10 (11). 
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In Abkehr von dem Prinzip der Freiwilligkeit38 verpflichtet §  2 
Abs. 1 EGovG alle Behörden zur Eröffnung eines Zugangs für 
die Übermittlung elektronischer Dokumente, und zwar auch unter 
Verwendung einer qualifizierten elektronischen Signatur oder des 
De-Mail-Verfahrens (Abs. 2). Die nach Art. 7 EU-DLR im Bereich 
der Wirtschaftsverwaltung bestehende Informationsverpflichtung 
im Internet wird durch § 3 EGovG auf alle Behörden ausgedehnt 
für Gemeinden und Gemeindeverbände allerdings nur nach landes-
rechtlicher Anordnung), und § 4 EGovG verpflichtet die Behörden 
zur Teilnahme an mindestens einem elektronischen Bezahlverfahren 
für Gebühren oder sonstige Forderungen. Hier besteht zweifelsoh-
ne ein erhebliches Potenzial für die Einrichtung einer gemeinsamen 
Bezahlplattform der öffentlichen Hand39, bevor jede Behörde eine 
eigene, durchaus kostenintensive Lösung anbietet. 
Wird ein Verwaltungsverfahren elektronisch durchgeführt, so sieht § 
5 EGovG vor, dass vorzulegende Nachweise und Dokumente grund-
sätzlich elektronisch eingereicht werden. Für die Behörden des Bun-
des sieht § 6 EGovG vor, dass die Akten künftig elektronisch geführt 
werden. Dies bedeutet einen grundlegenden Kulturwandel für eine 
mit der Papierakte entstandene Verwaltung und dürfte in den Be-
hörden nicht nur Freude auslösen und auch durchaus zu Problemen 
führen. Konsequenterweise sieht § 7 EGovG die Maßgeblichkeit des 
elektronischen Dokuments und die Vernichtung oder Rückgabe des 
Papieroriginals vor. § 8 EGovG passt dementsprechend dann auch 
die Art und Weise der Akteneinsicht an. 
Nach dem Vorbild des § 5 EGovG SH sieht § 9 EGovG eine Pflicht 
zur Prozessanalyse und zur Optimierung von Verwaltungsabläufen 
vor der erstmaligen Einführung von elektronischen Verwaltungsver-
fahren vor. Diese Verpflichtung trägt der Tatsache Rechnung, dass 
die reine „Elektrifizierung“ bestehender Verwaltungsverfahren wenig 
sinnvoll ist, sondern die Möglichkeiten der IT erst bei einer entspre-
chenden Verfahrensgestaltung erschlossen werden können. 
§ 10 EGovG konkretisiert Art. 91c Abs. 2 Satz 1 GG und regelt die 
Umsetzung von Standardisierungsbeschlüssen des IT-Planungsrates 
für die Bundesebene, während §§ 11, 12 EGovG bestimmte daten-
schutzrechtliche Fragen des E-Government einer zeitgemäßen Lö-
sung zuführen. § 15 EGovG erlaubt schließlich die ausschließlich 
elektronische Form von amtlichen Mitteilungs- und Verkündungs-
blättern, sofern diese über öffentlich zugängliche Netze angeboten 
werden und jeder Person ein angemessener Zugang zu der Publika-
tion geboten wird. 

3. E-Government-Gesetz Schleswig-Holstein
Pionier der Gesetzgebung im Bereich des E-Government war das 
Land Schleswig-Holstein; am 8. Juli 2009 wurde das EGovG SH 
verabschiedet40. Trotz zahlreicher Gesetzgebungsverfahren in vie-
len Ländern ist es bislang das einzige E-Government-Gesetz, das 
in Kraft ist. Der Schwerpunkt dieses Gesetzes liegt – anders als beim 
Gesetzentwurf des Bundes – nicht auf der Ersetzung der Schrift-

form, sondern auf der Verbesserung der Interoperabilität41 der ver-
schiedenen Behörden von Land und Kommunen, aber auch von 
sonstigen Trägern der öffentlichen Verwaltung wie z.B. Kammern42. 
Nach Darstellung von Gesetzeszweck (§ 1 EGovG SH) und aus-
führlichen Legaldefinitionen (§ 2 EGovG SH) normiert § 3 EGovG 
SH einen Grundgedanken des Gesetzes, den Grundsatz der koope-
rativen Kommunikation. Die darin enthaltene Pflicht zur Gewähr-
leistung des erforderlichen und sicheren Datenaustausches auch über 
unterschiedliche Verwaltungsebenen hinweg bleibt nicht bloßer 
Programmsatz, sondern wird durch die Pflicht zur verwaltungsträ-
gerübergreifenden Prozessgestaltung (§ 5 EGovG SH), die Sicher-
stellung der notwendigen Interoperabilität von Fachanwendungen 
(§ 6 EGovG SH), die Normierung von Standards für elektronische 
Kommunikation (§ 7 EGovG SH) oder die Einrichtung von zent-
ralen Diensten des Landes für alle Behörden bei der elektronischen 
Abwicklung von Verwaltungsabläufen (§ 8 EGovG SH) konkreti-
siert. 
§ 3 EGovG SH sieht für die erforderliche Koordinierung ein sog. 
Abstimmungsverfahren zwischen den verschiedenen Trägern öffent-
licher Verwaltung vor. Erst wenn dieses Verfahren ergebnislos bleibt, 
kann seitens der Landesregierung eine Verordnung erlassen werden, 
die Standards für alle Beteiligten festlegt. In jedem Fall müssen der-
artige Verordnungen Regelungen über die Kostentragung enthalten, 
um dem verfassungsrechtlichen Konnexitätsprinzip (Art. 49 Abs. 2 
LV SH) zu genügen. 

IV. Fazit

Die Verwaltung ist im demokratischen Rechtsstaat des Grundgeset-
zes nach wie vor primär für den Vollzug von Gesetzen ausgebildet. 
Daher bedarf auch der in der Verwaltungspraxis und in der Gesell-
schaft nicht mehr wegzudenkende Einsatz von IT der rechtlichen 
Erfassung und Konturierung. Zu einer Weiterentwicklung des Ver-
waltungs- und ggf. auch des Verfassungsrechts besteht keine Alter-
native, will das Recht seinen Steuerungsanspruch aufrechterhalten43 
und nicht Legitimitätsdefizite aufgrund eines zu großen Auseinan-
derklaffens der IT-Nutzung in Wirtschaft und Gesellschaft einer-
seits und der Verwaltung andererseits riskieren. Es wird daher eine 
zentrale Aufgabe der nächsten Jahre sein, die Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter der öffentlichen Verwaltung mit derartigem neuen Ver-
waltungsrecht vertraut zu machen und sie zugleich darin zu schulen, 
Projekte der Verwaltungsmodernisierung wie etwa das E-Govern-
ment durch die Formulierung von Gesetz-, Verordnungs- oder Sat-
zungsentwürfen zu begleiten und voranzubringen44. Hierfür bedarf 
es neuer Inhalte und Konzepte in der Ausbildung wie auch in der 
Ausbildungsliteratur. 

38	 Dazu Schliesky, in: Knack/Henneke (Fn. 13), § 3a Rn. 35. 
39	 Zu diesem Ansatz bereits § 8 Abs. 2 Nr. 5 EGovG SH.
40	 Gesetz zur elektronischen Verwaltung für Schleswig-Holstein (E-Government-

Gesetz – EGovG), GVOBl. SH 2009 S. 398. 

41	 Interoperabilität ist nach § 2 Abs. 2 Nr. 8 EGovG SH „die Fähigkeit von IT-
Systemen sowie der von ihnen unterstützten (Fach-)Anwendungen, Daten aus-
zutauschen und die gemeinsame Nutzung von Informationen und Kenntnissen 
zu ermöglichen“.

42	 Näher Amtl. Begr., LT-Drs. 16/2437, S. 1 ff., 17 ff. 
43	 Dazu Schliesky, in: Zechner (Fn. 28), S. 49 ff. 
44	 Dazu eingehend Schliesky (Hrsg.), Staatliches Innovationsmanagement, 2010. 

Besuchen Sie unsere neue Internetseite unter:
www.dvp-digital.de
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Der Hochschultag der FHVD Altenholz wird sich am 30./31.10.2013 
unter dem Motto „Bürgerbeteiligung – ein Ausnahmezustand für 
Politik und Verwaltung?“ mit Bürgerbeteiligung und bürgerschaft-
lichem Engagement befassen. Im Fokus steht die Frage, was insbe-
sondere Politik und Verwaltung tun können, um Bürgerbeteiligung 
erfolgreich und langfristig zu etablieren. Dabei ist die These, dass ein 
erfolgreiches Beteiligungsverfahren primär von der Motivation und 
der Beteiligungskultur in der Verwaltung abhängt. Zu diskutieren 
wird sein, ob die Motivation der Verwaltung möglicherweise auch 
darunter leidet, dass Unsicherheiten über die rechtlichen Grenzen 
der informellen Bürgerbeteiligung bestehen. Wie weit kann sie in der 
repräsentativen Demokratie gehen? Wo sind ihre Grenzen? Welche 
Herausforderungen stellen sich in der Praxis? Der richtige Umgang 
mit den rechtlichen Grenzen der informellen Bürgerbeteiligung 
markiert zugleich Rolle und Befugnisse aller Teilnehmer eines Betei-
ligungsverfahrens und ist damit essentiell, um falsche oder überhöhte 
Erwartungen zu vermeiden. Der nachfolgende Beitrag gibt einen 
Einblick in die zentralen Thesen des Vortrags.

A. 	Ausgangslage

Bürgerbeteiligung ist spätestens seit Stuttgart 21 in aller Munde. Das 
Bahnprojekt hat deutlich gemacht, welche Verwerfungen und Blo-
ckaden eine unterlassene rechtzeitige Einbeziehung der Bürgerinnen 
und Bürger in wichtige, die Gesellschaft berührende Fragen haben 
kann. Die Bürgerinnen und Bürger wollen sich nicht mehr damit 
abfinden, dass sie nur alle fünf Jahre zur Wahlurne gehen können und 
dazwischen tatenlos zusehen müssen, was Politik und Verwaltung 
veranstalten. Umfragen belegen, dass sich ca. 80 % der Befragten für 
mehr Beteiligung an wichtigen Entscheidungen aussprechen.1 Vor 
dem Hintergrund der bereits von der Rechtsordnung bereitgestell-
ten Instrumente für eine aktive Bürgerbeteiligung2 (z. B. Volksbe-
gehren und Volksentscheid auf Landesebene, Bürgerbegehren und 
Bürgerentscheid auf kommunaler Ebene) mag dieses Ergebnis über-
raschen. Es gibt jedenfalls Hinweise darauf, dass diese Instrumente in 
der Praxis nicht effektiv sind, zumindest aber die Bürgerschaft nicht 
hinreichend zur Mitwirkung motivieren.3 

In Reaktion darauf hat sich in der Vergangenheit zunehmend die 
sog. informelle Bürgerbeteiligung herausgebildet, die durch Ei-
geninitiative und Freiwilligkeit auf Seiten der Verwaltung und der 
Bürgerschaft gekennzeichnet ist. Hier steht die dialogorientierte 

*	 Dr. Achmed El Bureiasi ist hauptamtlicher Dozent an der Fachhochschule für 
Verwaltung und Dienstleistung Altenholz.

1 	 Bertelsmann Change, Ausgabe 2/2011, Das Magazin der Bertelsmann Stiftung, 
S. 18.

2 	 Man spricht insoweit, weil gesetzlich geregelt, von der sog. formellen Bürgerbe-
teiligung.

3 	 Die Landes- bzw. Kommunalverfassungen setzen per Unterschrifts- und 
Zustimmungsquoren besondere Hürden für das Zustandekommen und die 
Rechtsgültigkeit von Volks- und Bürgerentscheiden.

Auseinandersetzung im Vordergrund, die Bürgerinnen und Bürger 
sollen miteinander über ein Thema „ins Gespräch“ kommen, Ar-
gumente und Ideen austauschen und so gemeinsam Lösungen ent-
wickeln. Informelle Bürgerbeteiligung versteht Bürgerinnen und 
Bürger als aktive Partner bei der Suche nach optimalen Lösungen; 
der Diskurs auf gleicher Augenhöhe mit der Verwaltung ist da-
bei ein typisches Merkmal. Die Verwaltung übernimmt in solchen 
Verfahren häufig eine beratende Funktion, in dem sie ihr Fachwis-
sen zur Thematik neutral einbringt, ohne den Diskurs inhaltlich zu 
bestimmen. Informelle Bürgerbeteiligung findet in einer Vielzahl 
an Formen statt, die von der einfachen Bürgerversammlung über 
moderierte Veranstaltungen wie z. B. die Zukunftswerkstatt bis hin 
zu Bürgerhaushalten und Open-Space-Verfahren reichen. 

Allerdings ist trotz dieser bürgerfreundlichen Konstruktion in der 
Praxis häufig zu beobachten, dass der Wunsch nach Beteiligung und 
die Beteiligungs-Wirklichkeit auseinanderfallen. Ein Kernproblem 
ist laut Umfragen4, dass auch die informelle Bürgerbeteiligung, so 
wie sie vielfach durchgeführt wird, einen gebildeten, gut informier-
ten Bürger voraussetzt. Viele Beteiligungsverfahren sind bei den 
Bürgerinnen und Bürgern gar nicht bekannt, ebenso wenig wie die 
konkreten Rechte und Möglichkeiten bei der Bürgerbeteiligung. 
Unklarheiten bestehen über die Entscheidungsstrukturen in den 
Verwaltungen. Beklagt wird ferner, dass keine ausreichende Auf-
klärung über die Gründe von Entscheidungen erfolge. Nur wenige 
sind der Auffassung, dass sie überhaupt etwas beeinflussen könnten. 
Nicht zuletzt herrscht Unzufriedenheit über fehlendes Feedback, 
unzureichende Information und Umsetzung von Beteiligungser-
gebnissen.

Es besteht kein Zweifel, dass die informelle Bürgerbeteiligung durch 
ihren dialogorientierten Ansatz gegenüber der gesetzlich geregel-
ten Bürgerbeteiligung substanzielle Vorteile aufweist.5 Sie weiter zu 
etablieren, ist daher ein Gebot der Stunde. Wie die Ergebnisse der 
obigen Umfragen zeigen, kommt es dabei verstärkt auf die Rolle der 
Verwaltung an. Sie muss klare Aussagen darüber treffen, was dieses 
Instrument leisten kann, vornehmlich dadurch, dass die rechtlichen 
Grenzen der Bürgerbeteiligung aufgezeigt werden. Nur dann lassen 
sich Rolle und Befugnisse aller Beteiligten klar definieren und falsche 
Erwartungen vermeiden. Eine gute Bürgerbeteiligung braucht „Leit-
planken“, die Verwaltung und Bürgerschaft gleichermaßen den Weg 
weisen. Sie zu setzen, ist Aufgabe der Verwaltung. Hierzu bedarf es 
des Wissens um die rechtlichen Grenzen der informellen Bürgerbe-
teiligung. 

4 	 Vgl. Bayerischer Städtetag, 2012, Bürgerbeteiligung zwischen Marktplatz und 
Internet, Diskussionspapier, S. 1, www.bay-staedtetag.de/export_download.
php?id=7322 (besucht am 11.8.2013).

5	 Demgegenüber ist die formelle Bürgerbeteiligung, insbesondere in Planungs- 
und Zulassungsverfahren, häufig durch eine „One-Way-Kommunikation“ 
zwischen Bürger und Verwaltung und vom Expertencode der Beamten sowie 
Anwälte, Architekten und Ingenieure geprägt 

Achmed El Bureiasi*
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B.	 Bewertung

Informelle Bürgerbeteiligung findet vornehmlich auf kommunaler 
Ebene statt, weil hier ein unmittelbarer Bezug zu den Lebensräu-
men und Lebensverhältnissen der Menschen besteht. Fragt man 
nach den rechtlichen Grenzen der informellen Bürgerbeteiligung auf 
kommunaler Ebene, so ist zunächst zu vergegenwärtigen, dass dieses 
Instrument gesetzlich gerade nicht geregelt ist und durch Freiwillig-
keit und Kooperation gekennzeichnet ist. Allein der Umstand, dass 
sich Bürgerinnen und Bürger zusammenfinden und in einem offe-
nen Diskurs mit der Verwaltung nach Lösungen suchen, kann daher 
rechtlich nicht problematisch sein.6 Rechtliche Fragen stellen sich 
erst aus Sicht der kommunalen Organe bezüglich des Umgangs mit 
diesen Beteiligungsergebnissen und ihrer Verbindlichkeit im Ent-
scheidungsprozess.7 Insoweit gibt es drei wesentliche Markierungen, 
die bei der informellen Bürgerbeteiligung relevant werden. 

I.	 Wahrung von Entscheidungszuständigkeiten

Gesetzlich festgelegte Zuständigkeiten im föderalen System dürfen 
durch Bürgermitwirkungsprozesse nicht ausgehebelt werden.8 In 
Deutschland gilt das Prinzip der repräsentativen Demokratie (Art. 20 
II, 28 I GG).9 Das bedeutet, die politischen Sachentscheidungen tref-
fen Volksvertreter, auf kommunaler Ebene die Gemeindevertretung 
bzw. der Gemeinderat. Eine unmittelbare Entscheidungsbefugnis 
der Bürger ist nur in Form von Bürgerbegehren und Bürgerentscheid 
vorgesehen.10 Das Ergebnis einer informellen Bürgerbeteiligung 
kann immer nur eine Empfehlung sein. Praktisch relevant ist vor 
allem die Gefahr, dass die Gemeinde zwar formal entscheidet, sich 
aber einer Einflussnahme aussetzt, die ihr die Entscheidungsfreiheit 
und die Entscheidungsverantwortung faktisch nimmt oder weitge-
hend einschränkt.11 Demgemäß muss die Gemeinde gegenüber je-
dermann jenes Maß an innerer Distanz und Neutralität wahren, das 
ihr in einer späteren Phase noch ein abgewogenes Urteil erlaubt.

Auch wenn die Gemeinde die Letztentscheidung trifft, muss im Be-
teiligungsverfahren gleichwohl die Frage nach der „Verbindlichkeit“ 
der Beteiligungsergebnisse beantwortet werden. Andernfalls besteht 
die Gefahr, dass der Bürgerbeteiligung eine bloße Alibifunktion 
beigemessen wird und Politikverdrossenheit das weitere Gesche-
hen bestimmt. Dazu muss die Kommune die Beteiligungsprozesse 
ernst nehmen und ihren Umgang mit Anregungen, Wünschen oder 
Kritik erläutern. Dass die Entscheidungszuständigkeit bei den kom-
munalen Gremien liegt, sollte der Bürgerschaft selbstbewusst und 
unter Hinweis auf die Vorteile des repräsentativen Systems auch auf 
kommunaler Ebene frühzeitig verdeutlicht werden. Allerdings ist in 
gleicher Weise sicherzustellen und zu kommunizieren, dass politi-

6	 Schliesky, Transfer 2001, S. 4 (9).
7 	 Üblicherweise unterteilt man hier in drei Stufen, nämlich den 1. Meinungsbil-

dungsprozess, 2. den Willensbildungsprozess und 3. die Entscheidungsphase. 
Je näher Bürgerbeteiligung an die staatliche Entscheidungsphase rückt, desto 
strengere Anforderungen gelten bezüglich deren Zulässigkeit, vgl. Schliesky, 
Transfer 2001, S. 4 (9). 

8 	 Vgl. Böckenförde, in: Isensee/Kirchhof (Hrsg.), 2004, Handbuch des Staatsrechts, 
Band II, § 24 Rn. 20; Schliesky, Transfer 2001, S. 4 (8 f.); Tischer, Die Gemeinde 
2012, S. 238 (240).

9 	 Pieroth, in: Jarass/Pieroth, GG, 11. Aufl. 2011, Art. 20 Rn. 6.
10	 Vgl. hierzu Schliesky, Transfer 2001, S. 4 (8).
11 	So für informelle Verfahren im Vorfeld einer Planfeststellung, BVerwG, NVwZ 

2011, 1256 ff. Die Entscheidung dürfte auf die informelle Bürgerbeteiligung 
ohne Weiteres übertragbar sein.

sche Vorfestlegungen in den kommunalen Entscheidungsgremien 
nicht in einem zu frühen Stadium erfolgen. Andernfalls besteht die 
Gefahr, dass das Beteiligungsverfahren zur reinen Farce wird. Ferner 
ist offenzulegen, wie die Gemeindevertretung Ergebnisse der Bür-
gerbeteiligung registriert, behandelt und deren Umsetzung mit der 
Öffentlichkeit kommuniziert. Dies verleiht dem Beteiligungsver-
fahren den notwendigen Charakter von „Verbindlichkeit“, ohne den 
kommunalen Gremien Entscheidungsspielräume zu beschneiden. 

II.	 Bindungen aus zwingenden Rechtsvorschriften 

Zum anderen muss in Beteiligungsverfahren das Rahmengerüst der 
übergeordneten Gesetze und Verordnungen (Kommune, Land, Bund, 
Europa) als feste „Leitplanke“ kommuniziert werden, über die sich 
Meinungsbildungsprozesse in der Bürgerschaft oder erarbeitete Lö-
sungsvorschläge nicht einfach hinwegsetzen können. Beispielhaft seien 
die aktuell gerade zu beobachtenden Neuabschlüsse von Konzessions
verträgen für das Elektrizitäts- und Gasversorgungsnetz genannt, die 
in verschiedenen Kommunen auch zum Gegenstand von Bürgerbe-
teiligung gemacht werden. Die Kommunen sind bei aller Offenheit 
gegenüber der Bürgerbeteiligung selbstverständlich an das zwingende 
Bundes- und Europarecht gebunden, namentlich an das EnWG, das 
Kartellrecht (insbes. §§ 19, 20 GWB) sowie an weitere primärrechtli-
che Vorschriften des Europarechts (z. B. Art. 18 AEUV – allgemeines 
Diskriminierungsverbot; Art. 49 AEUV  – Niederlassungsfreiheit; 
Art. 56 AEUV – Dienstleistungsfreiheit). Aus diesen Vorschriften 
folgt etwa, dass die Kommune keine Informationen aus den Verfahren 
an die Bürgerschaft weiterreichen darf, die die Geheimhaltung, auf 
die Bieter neuer Konzessionsverträge aus Gleichbehandlungs- und 
Transparenzgründen einen Anspruch haben, gefährden könnten.

Vergleichbares gilt natürlich auch für andere Zwänge, die sich nicht 
unmittelbar aus gesetzlichen Vorschriften ergeben. Vor allem Schran-
ken, die sich aus finanziellen Gesichtspunkten ergeben, sollten früh-
zeitig in den Beteiligungsprozess eingebracht werden.

III.	Gemeinwohlbezug der Bürgerbeteiligung 

Zu achten ist ferner darauf, dass durch informelle Bürgerbeteiligung 
gefundene Lösungen am Gemeinwohl orientiert sind. Dieses Gebot 
richtet sich vor allem an die originär zuständigen Entscheidungsträ-
ger, die vor der Übernahme von Ergebnissen einer Bürgerbeteiligung 
sorgfältig prüfen müssen, dass sich in diesen nicht Partikularinteres-
sen widerspiegeln. Auf kommunaler Ebene sind die Gemeindever-
treterinnen und Gemeindevertreter im Rahmen ihres Mandats dem 
Gemeinwohl verpflichtet; die Orientierung an Sonderinteressen 
wäre ein schwerwiegender Pflichtenverstoß. Dies verdeutlichen für 
Schleswig-Holstein etwa die §§ 32 I, 22 GO. 

Für die Kommune ergeben sich daraus folgende praktische Konse-
quenzen: Wenn der Kompass für die Bürgerbeteiligung der Gemein-
wohlbezug ist, so sollte der Beteiligungsprozess idealerweise Gewähr 
dafür bieten, dass ein hinreichend repräsentativer Querschnitt der 
Gesamtbürgerschaft vertreten ist.12 Auch wenn dies – wie wohl häu-
fig – nicht der Fall ist, muss daran nicht die Bürgerbeteiligung selbst 

12 	Bayerischer Städtetag, 2012, Bürgerbeteiligung zwischen Marktplatz und 
Internet, Diskussionspapier, S. 22, www.bay-staedtetag.de/export_download.
php?id=7322 (besucht am 11.8.2013).
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Freiheitsentziehenden Maßnahmen kommt im verfassungsrechtlich ge-
schützten Versammlungsgeschehen eine besondere Bedeutung zu. Dies gilt 
im Versammlungsvorfeld ebenso wie in der Haupt- oder Nachphase. Poli-
zeitaktische Eingriffe können dabei sehr unterschiedlich ausgestaltet sein. 
Denkbar sind zum Beispiel die einschließende Begleitung von Aufzügen, 
die stationäre Einschließung im Versammlungsraum, die Unterbringung 
in ausgewiesenen Gewahrsamsräumen oder die Herbeiführung einer 
räumlichen Distanz in den Sonderformen des Verbringungs-, Rückfüh-
rungs- oder Zerstreuungsgewahrsams. Nachfolgend werden am Beispiel 
einer konkreten Versammlungslage Probleme der Rechtslagebeurteilung 
aufgezeigt, Lösungsalternativen im Lichte von Rechtsprechung und Li-
teratur diskutiert und mit der im vorliegenden Fall ergangenen verwal-
tungsgerichtlichen Entscheidung abgeglichen.

1	 Versammlungslage „Rechts/Links“ in Neumünster

Für den 1.5.2012 war durch den Landesverband Schleswig-Holstein 
der NPD eine als Wahlkampfveranstaltung bezeichnete Demonst-
ration in Neumünster angemeldet worden. Aufgrund der in einem 
Kooperationsgespräch erzielten Vereinbarung stellten sich Ver-
sammlungsbehörde und Polizei darauf ein, dass sich die Teilnehmer 
zunächst am Hauptbahnhof einfinden, um von dort geschlossen zum 
Ort der Auftaktkundgebung geleitet zu werden. Am Hautbahn-
hof trafen allerdings zunächst nur etwa 50 Angehörige der NPD 
ein, während rund 100 anreisende Demonstranten mit dem Leiter 
und den vorgesehen Rednern bereits am zwei Kilometer entfern-
ten Südbahnhof, der letzten Bahnstation vor dem Hauptbahnhof, 
ausstiegen und sich von dort geschlossen in Richtung Innenstadt/
Kundgebungsort bewegten. Um ein Aufeinandertreffen mit der 
gewaltbereiten Antifa-Szene zu verhindern, stoppte die Polizei zu-
nächst die NPD-Anhänger und forderte sie auf, zum Südbahnhof 
zurückzukehren. Da die Betroffenen den polizeilichen Anordnungen 
nicht Folge leisteten, wurden sie im weiteren Verlauf in Gewahrsam 

genommen und erst am späten Nachmittag bzw. am Abend sukzessi-
ve entlassen. Außerdem wurde ihnen gegenüber ein Platzverweis bis 
zum Ablauf des Tages für den Innenstadtbereich von Neumünster 
ausgesprochen.

2	 Rechtslagebeurteilung

Für die rechtliche Beurteilung der polizeilichen Maßnahmen ist zu-
nächst die Frage von Bedeutung, ob sich die in Gewahrsam genom-
menen NPD-Anhänger noch in der Vorphase oder bereits in der 
Hauptphase der Versammlung befanden.1 Die Anreise zum Kund-
gebungsort ist zunächst zweifelsohne der Vorphase zuzurechnen.2 

Allerdings wurden im vorliegenden Fall nach dem Aufstoppen durch 
die Polizeikräfte bereits mitgeführte Transparente entrollt und per 
Megaphon Reden gehalten, so dass durchaus auch die Hauptphase 
angenommen werden kann. 
Unabhängig davon ist der Grundsatz der „Polizeifestigkeit“ oder „Po-
lizeirechtsfestigkeit“ der Versammlungsfreiheit zu berücksichtigen, 
dessen Reichweite seit vielen Jahren in der fachspezifischen Literatur 
streitig diskutiert wird.3 Es geht in diesem Zusammenhang um die 
Frage der Anwendbarkeit des allgemeinen Gefahrenabwehrrechts 
im Versammlungsgeschehen. Enders et al.4 sprechen hier von einem 
„notorisch problematische(n) Verhältnis“ der Rechtsnormen, Knape/
Schönrock5 plakativ von einem „rechtsdogmatischen Stellungskrieg“. Das 

1	 Zu den Phasen der Versammlungsfreiheit vgl. Kniesel/Poscher, in: Lisken/Den-
ninger/Rachor, 2012, Handbuch des Polizeirechts, 5. Auflage, S. 1159; Dietel/
Gintzel/Kniesel, 2011, Versammlungsgesetz, 16. Auflage, S. 49; Brenneisen/
Wilksen, 2011, Versammlungsrecht, 4. Auflage, S. 92.

2	 Schulze-Fielitz, in: Dreier, 2013, Grundgesetz-Kommentar (Band I), 3. Aufla-
ge, Art. 8, Rdnr. 33; Hoffmann-Riem, in: Merten/Papier, 2011, Handbuch der 
Grundrechte, § 106 – Versammlungsfreiheit, Rdnr. 69.

3 	 Vgl. dazu z.B. Schulze-Fielitz, in: Dreier, 2013, Grundgesetz-Kommentar (Band 
I), 3. Auflage, Art. 8, Rdnr. 87; Pieroth/Schlink/Kniesel, 2012, Polizei- und Ord-
nungsrecht, 7. Auflage, S. 351; Hoffmann-Riem, in: Merten/Papier, 2011, Hand-
buch der Grundrechte, § 106 – Versammlungsfreiheit, Rdnr. 101; Brenneisen/
Wilksen, 2011, Versammlungsrecht, 4. Auflage, S. 224; Ott/Wächtler/Heinhold, 
2010, Gesetz über Versammlungen und Aufzüge, 7. Auflage, S. 38.

4 	 Enders et al., 2011, Musterentwurf eines Versammlungsgesetzes, S. 30.
5 	 Knape/Schönrock, 2012, Die Verbindung von Recht und Taktik am Beispiel des 

Einsatzgeschehens in der Bundeshauptstadt, Die Polizei, S. 297.
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scheitern. Ein kritisches Bewusstsein aber sollte für die Frage beste-
hen, inwieweit ein Verfahren für ein repräsentatives Meinungsbild 
überhaupt in Betracht kommt. Das gilt namentlich für die Entschei-
dungsträger in der Gemeindevertretung, die bei ihrer Willensbildung 
die (repräsentative) Aussagekraft von Bürgerbeteiligungen beden-
ken, thematisieren und sachgerecht bewerten sollten.

C. 	Ausblick

Informelle Bürgerbeteiligung – das zeigen die vorstehenden Ausfüh-
rungen – kann gelingen, wenn insbesondere zweierlei gewährleistet ist:

Innerhalb der rechtlichen Grenzen sind Wege zu finden, die erstens 
die gefundenen Beteiligungsergebnisse für alle Teilnehmer zufrie-
denstellend in die politische Entscheidungsfindung integrieren und 
zweitens den gewählten Mandatsträgerinnen und Mandatsträgern 
die Entscheidungs- und Handlungsspielräume erhalten. 

Wenn einerseits ein selbstbewusster und offensiver Umgang mit den 
Entscheidungskompetenzen der Gemeindevertretung gepflegt wird, 
andererseits Verbindlichkeit durch klare Regeln bezüglich der Be-
handlung der Beteiligungsergebnisse hergestellt wird, befindet sich 
die informelle Bürgerbeteiligung auf einem guten Wege. 

Hartmut Brenneisen/Dirk Staack*

Zur Zulässigkeit freiheitsentziehender Maßnahmen 
im Schutzbereich des Art. 8 GG

*	 Prof. Hartmut Brenneisen ist Leitender Regierungsdirektor, Dekan des Fach-
bereichs Polizei und Vizepräsident der Fachhochschule für Verwaltung und 
Dienstleistung (FHVD). Dirk Staack ist Regierungsdirektor, Prodekan des 
Fachbereichs Polizei und Studienleiter im 1. Studienjahr des Masterstudiengan-
ges „Public Administration – Police Management“ an der FHVD Altenholz.
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Versammlungsrecht entfaltet im Schutzbereich des Art. 8 GG eine 
Sperrwirkung. Wo diese endet, sind die Regelungen des allgemeinen 
Polizeirechts einschlägig. Fraglich ist nur, wann dies der Fall ist, ob 
die Sperrwirkung auch im Vorfeld gilt und welche Rolle das verfas-
sungsrechtliche Zitiergebot aus Art. 19 Abs. 1 Satz 2 GG spielt, das 
laut Jarass6 allerdings nur bei unmittelbaren bzw. gezielten Einwir-
kungen greifen soll. Zurzeit hat das Zitiergebot jedenfalls nur in den 
allgemeinen Gefahrenabwehrgesetzen der Länder Bayern, Nieder-
sachsen und Rheinland-Pfalz Berücksichtigung gefunden.7

2.1	 Lösungsansätze für die Vorphase

Auch wenn eine Freiheitsentziehung als Vorfeldmaßnahme bewertet 
wird, ist grundsätzlich eine versammlungsgesetzliche Ermächtigung 
erforderlich, da damit zweifellos eine unmittelbare Einwirkung auf 
die Versammlungsfreiheit verbunden ist. Zu kurz dürfte die Auffas-
sung von Schäffer8 greifen, der feststellt: „Das VersG beginnt erst dort, 
wo die Anreise der Teilnehmer endet.“ Fraglich ist nur, welche Befugnis-
norm im Einzelfall Anwendung finden kann. 
Eine Auflösung nach § 15 Abs. 3 VersG oder ein Ausschluss nach 
§ 18 Abs. 3 bzw. § 19 Abs. 4 VersG kommt im Vorfeld zumindest 
noch nicht in Betracht, da die Versammlung selbst noch nicht besteht. 
Im Gegensatz zum NVersG9 enthält das in Schleswig-Holstein noch 
anzuwendende Bundesrecht10 darüber hinaus keine Rechtsgrundla-
ge für eine präventive Teilnahmeuntersagung.11

Der älteren Literatur12 ist zu entnehmen, dass das Vorfeld von Ver-
sammlungen nicht in den Schutzbereich des Art. 8 GG fällt und damit 
unmittelbar allgemeines Polizeirecht anzuwenden ist. Diese Auffas-
sung ist indes bereits seit dem Brokdorf-Beschluss des BVerfG13, der 
„Magna Charta“ der Versammlungsfreiheit nicht mehr haltbar. Sie 
würde den herausragenden Stellenwert des Art. 8 GG auch unterlau-
fen und ist daher nach ganz herrschender Meinung abzulehnen.14

Allgemeines Gefahrenabwehrrecht kann dann Anwendung finden, 
wenn es um die Konkretisierung der verfassungssystematischen 
Schranken geht. Dies gilt insbesondere für die verfassungsunmittelba-
ren Gewährleistungsschranken der Friedlichkeit und Waffenlosigkeit 
aus Art. 8 Abs. 1 GG und für die adressatenbezogenen Beschränkun-
gen aus Art. 9, 18 und 21 GG.15 Dem Schutzbereich des Art. 8 GG 
werden in diesem Fall durch die Verfassung selbst und nicht durch 
die zur Konkretisierung herangezogenen Eingriffsnormen Grenzen 

6 	 Jarass, in: Jarass/Pieroth, 2012, Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutsch-
land-Kommentar, 11. Auflage, Art. 19, Rdnr. 4 (unter Hinweis auf BVerfG, 
NJW 1999, S. 3400); einschränkend Dreier, 2013, Grundgesetz-Kommentar 
(Band I), 3. Auflage, Art. 19 I, Rdnr. 21 (unter Hinweis auf BVerfGE 49, 89).

7 	 Vgl. Art. 74 BayPAG, § 10 NdsSOG, § 8 POG RP.
8 	 Schäffer, 2012, Versammlungs- und allgemeines Gefahrenabwehrrecht unter 

besonderer Berücksichtigung des Zitiergebotes: Die Länder haben immer noch 
das Wort, Die Polizei, S. 183.

9 	 § 10 III NVersG; dazu Ullrich, 2011, Niedersächsisches Versammlungsgesetz, S. 
211 und aktuell OVG Lüneburg v. 28.6.2013, Az. 11 LA 27/13.

10 	Zum aktuellen Stand vgl. Brenneisen et al., 2013, Ein Versammlungsgesetz für 
Schleswig-Holstein, S. 11.

11 	Vorgesehen ist die Teilnahmeuntersagung allerdings in § 14 des aktuell vor-
liegenden Gesetzentwurfes der FDP-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen 
Landtag (Drucksache 18/119).

12 	Vgl. z.B. Hoffmann, 1987, Zur Frage der Rechtswidrigkeit polizeilicher Maß-
nahmen, NVwZ, S. 769 und Schipper, 1987, Vorkontrollen bei Versammlungen, 
DPolBl, Heft 3, S. 8.

13 	BVerfGE 69, 315.
14 	Schulze-Fielitz, in: Dreier, 2013, Grundgesetz-Kommentar (Band I), 3. Auflage, 

Art. 8, Rdnr. 33 (mit weiteren Nachweisen).
15 	Zu den Schranken der Versammlungsfreiheit vgl. Kniesel/Poscher, in: Lisken/

Denninger/Rachor, 2012, Handbuch des Polizeirechts, 5. Auflage, S. 1169 ff.

gesetzt. Diese Voraussetzungen lagen hier jedoch nicht vor. Im Ge-
genteil: Die relevante Gefahr für die Rechtsordnung des Staates und 
für wesentliche Individualrechtsgüter ging von den Angehörigen der 
Gegendemonstrationen bzw. von gewaltbereiten Störergruppen und 
nicht von den Anhängern der NPD aus. Ein anderes Ergebnis ist auch 
über die Rechtsfigur der Zweckveranlassung nicht zu erzielen. Dabei 
kann an dieser Stelle offen bleiben, ob im Versammlungsgeschehen 
überhaupt eine Verlagerung der Verantwortlichkeit auf den „kommu-
nikativ provozierenden Hintermann“ zulässig ist.16

Zum Teil wird der Versuch unternommen, Maßnahmen, die über-
wiegend auf die Verhütung von versammlungsbezogenen Norm-
verletzungen gerichtet sind, direkt auf allgemeines Polizeirecht zu 
stützen. Diese auch als „Schutztheorie“17 bezeichnete Interpretation 
soll nach vereinzelter Auffassung sogar die polizeiliche Ingewahr-
samnahme tragen.18 Allerdings widerspricht sie der Rechtsprechung 
des BVerfG19 und berücksichtigt nicht in ausreichendem Maße die 
Wirkung des hoheitlichen Handelns. Entscheidend für die Beurtei-
lung der Grundrechtsqualität einer Maßnahme ist aber gerade die 
Wirkung auf Grundrechtsträger und nicht vorrangig das Ziel des 
hoheitlichen Eingriffshandelns.20 
Grundsätzlich denkbar ist es, dass den gefährdeten Personen die 
Brisanz der konkreten Lage bewusst ist und sie ausdrücklich um 
Schutzgewahrsam nachsuchen. In diesem Fall ist von einem partiel-
len Grundrechtsverzicht und damit von einem „unechten Gewahrsam“ 
auszugehen.21

Letztlich ist die Argumentation über eine Minusmaßnahme zum 
Versammlungsvollverbot in Verbindung mit der Ergänzungstheo-
rie des BVerwG22 denkbar. Über diesen rechtstheoretischen Ansatz 
kommen die Standardmaßnahmen des allgemeinen Polizeirechts auf 
der Rechtsfolgeseite unter den tatbestandsmäßigen Voraussetzungen 
des § 15 Abs. 1 VersG zur Anwendung. Damit wird dem Bedeu-
tungsgehalt des Art. 8 GG aber auch den Bedarfen der Verwaltungs-
praxis umfassend Rechnung getragen.23 Allerdings ist ein Minus 
stets der „Ausschnitt von etwas Größerem“24, während sich durch den 
Polizeigewahrsam die Eingriffsqualität regelmäßig zu Lasten der be-
troffenen Grundrechtsträger erhöht. Neben der Rechtsposition des 
Art. 8 GG ist auch die Freiheit der Person aus Art. 2 Abs. 2 Satz 2 GG 
betroffen. Damit kann aber nicht von einer minderschweren Maß-
nahme gesprochen werden und der methodische Erst-Recht-Schluss 
argumentum a maiore ad minus entfaltet keine Wirkung. Eine Mi-

16 	BVerfG v. 1.9.2000, NVwZ 2000, S. 1406; dazu Roos, 2012, Der demonstrie-
rende „Bürgerblock“, Kriminalistik, S. 14; Hoffmann-Riem, in: Merten/Papier, 
2011, Handbuch der Grundrechte, § 106 – Versammlungsfreiheit, Rdnr. 103.

17 	Vgl. dazu umfassend Brenneisen/Wilksen, 2011, Versammlungsrecht, 4. Auflage, 
S. 142.

18 	So wohl Dietel/Gintzel/Kniesel, 2011, Versammlungsgesetz, 16. Auflage, S. 
263; vgl. dazu auch Pieroth/Schlink/Kniesel, 2012, Polizei- und Ordnungsrecht, 
7. Auflage, S. 353.

19 	Vgl. z.B. BVerfG v. 12.5.2010, NVwZ-RR 2010, S. 625; dazu Brenneisen et al., 
2012, Die Versammlungsfreiheit im Lichte der aktuellen Rechtsprechung, Die 
Polizei, S. 121.

20 	Vgl. dazu BayVGH v. 7.11.2012, Az. M 7 K 10.5853; v. 15.7.2008, DÖV 2008, S. 
1006.

21 	Zu den Möglichkeiten und Grenzen des Grundrechtsverzichts siehe Pieroth/
Schlink, 2012, Grundrechte-Staatsrecht II, 28. Auflage, S. 37 ff.

22 	BVerwG v. 8.9.1981, NJW 1982, S. 1008 (= BVerwGE 64, 55 – „Mörderbande-
Fall“).

23 	Schulze-Fielitz, in: Dreier, 2013, Grundgesetz-Kommentar (Band I), 3. Auflage, 
Art. 8, Rdnr. 87.

24 	So berechtigt Schäffer, 2012, Versammlungs- und allgemeines Gefahrenabwehr-
recht unter besonderer Berücksichtigung des Zitiergebotes: Die Länder haben 
immer noch das Wort, Die Polizei, S. 183.
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nusmaßnahme liegt vielmehr nur dann vor, wenn der Ingewahrsam-
nahme zugleich eine „Ermöglichungsfunktion“ zugeschrieben werden 
kann. Dies ist beispielsweise dann der Fall, wenn durch die kurz-
fristige Freiheitsentziehung eine bestehende Gefahr abgewehrt und 
die Wahrnehmung des hochrangigen Versammlungsrechts im Er-
gebnis tatsächlich gewährleistet wird. Dies war hier allerdings nicht 
so. Die NPD-Anhänger wurden gegen 13.00 Uhr in Gewahrsam 
genommen und die Entlassung erfolgte erst am späten Nachmittag 
bzw. am Abend und wurde darüber hinaus mit einer nachfolgenden 
Platzverweisung für den Innenstadtbereich verbunden. Im Übrigen 
hätten für die Zulässigkeit der Maßnahmen zusätzlich die Voraus-
setzungen des polizeilichen Notstandes25 vorliegen müssen, da die 
Gefahr von gewalttätigen Gegendemonstranten ausgegangen ist und 
die Argumentation mit einer Missachtung versammlungsbehördli-
cher Beschränkungen allein nicht tragen kann.

2.2	 Lösungsansätze für die Hauptphase

Etwas anders stellt sich die rechtliche Ausgangslage in der Haupt-
phase einer Versammlung dar. Die Lückenhaftigkeit des VersG wird 
primär für das Vorfeld angenommen, so dass sich mit Beginn der 
Hauptphase alle Maßnahmen unmittelbar am spezialgesetzlichen 
Gefahrenabwehrrecht zu orientieren haben.
Wie in der Vorphase könnte zwar auch hier mit der „Schutztheorie“ 
argumentiert werden. Die mit diesem methodischen Ansatz ver-
bundenen rechtsdogmatischen Schwächen wurden allerdings bereits 
dargestellt. Und auch ein ausdrücklicher Grundrechtsverzicht wird 
nur in wenigen Fällen festzustellen sein.
Es ist in Rechtsprechung und Literatur vielmehr weitgehend unstrit-
tig, dass freiheitsentziehende Maßnahmen erst nach dem Ausschluss 
gröblich störender Versammlungsteilnehmer oder nach Auflösung 
der Versammlung zulässig sind.26 
Knape/Schönrock konstatieren:27 „Ausschluss- und Auflösungsverfügung 
sind insoweit rechtsgestaltende Verwaltungsakte. Sie machen den Weg frei 
zum allgemeinen Polizei- und Ordnungsrecht.“ Wird im konkreten Fall 
anders verfahren, handelt die Polizei rechtswidrig. Zu berücksichti-
gen ist weiter, dass sich für die Versammlungsteilnehmer durch Aus-
schluss- oder Auflösungsverfügungen gemäß § 18 Abs. 1 i.V.m. § 11 
Abs. 2 bzw. § 13 Abs. 2 VersG als unmittelbare Rechtsfolge eine Ent-
fernungspflicht aber auch ein Entfernungsrecht ergibt. Insofern ent-
faltet die Versammlungsfreiheit auch einen nachwirkenden Schutz. 
Allein deshalb sind ausdrückliche und eindeutige Anordnungen ge-
boten. Konkludentes Handeln reicht nicht aus.28 Insbesondere in den 

25 	Brenneisen/Wilksen, 2011, Versammlungsrecht, 4. Auflage, S. 230.
26 	BVerfG v. 26.10.2004, NVwZ 2005, S. 80; v. 30.4.2007, NVwZ 2007, S. 1180; 

OVG Lüneburg v. 28.6.2013, Az. 11 LA 27/13; OVG Schleswig v. 14.2.2006, 
NordÖR 2006, S. 16; OVG Münster v. 2.3.2001, DÖV 2001, S. 651; BVerwG v. 
14.1.1987, NVwZ 1988, S. 250; siehe dazu Kniesel/Poscher, in: Lisken/Denninger/
Rachor, 2012, Handbuch des Polizeirechts, 5. Auflage, S. 1238; Hettich, 2011, 
Platzverweisung und Ingewahrsamnahme nach Auflösung der Versammlung, 
DÖV, S. 954; Brenneisen/Wilksen, 2011, Versammlungsrecht, 4. Auflage, S. 376; 
Roos/Bula, 2009, Das Versammlungsrecht in der praktischen Anwendung, 2. 
Auflage, S. 85; a.M.: Schwabe, 2010, Desaster im Versammlungsrecht: Zwei irre-
führende Kammerentscheidungen des Bundesverfassungsgerichts, DÖV, S. 720; 
ders., 2011, Schlusswort: Replik auf Matthias Hettich, DÖV, S. 961.

27 	Knape/Schönrock, 2012, Die Verbindung von Recht und Taktik am Beispiel des 
Einsatzgeschehens in der Bundeshauptstadt, Die Polizei, S. 297.

28 	Kniesel/Poscher, in: Lisken/Denninger/Rachor, 2012, Handbuch des Polizeirechts, 5. 
Auflage, S. 1238; Knape/Schönrock, 2012, Die Verbindung von Recht und Taktik 
am Beispiel des Einsatzgeschehens in der Bundeshauptstadt, Die Polizei, S. 297.

sogenannten „Kesselentscheidungen“29 hat die Verwaltungsgerichts-
barkeit den erweiterten Schutzbereich des Art. 8 GG in Gestalt des 
freien Abzuges bestätigt.
Fraglich ist, ob der Polizeigewahrsam im Ausnahmefall als Minus-
maßnahme zur Auflösung in Betracht kommen kann. Im Gegensatz 
zu § 15 Abs. 1 und Abs. 2 enthält § 15 Abs. 3 VersG zunächst keine 
ausdrückliche Befugnis zum Erlass beschränkender Verfügungen. Da 
minderschweren Maßnahmen jedoch im Rahmen des Übermaßver-
botes stets Vorrang zukommt, darf der Schluss von der Auflösungser-
mächtigung auf die Befugnis zum Erlass beschränkender Verfügun-
gen gezogen werden. Nach dem logischen Schlussverfahren a fortiori 
sind damit nicht nur beschränkende Verfügungen zum Vollverbot vor 
einer Versammlung, sondern auch als Minusmaßnahmen zur Auf-
lösung während einer Versammlung möglich.30 Allerdings kommt 
der Polizeigewahrsam unter diesen Bedingungen tatsächlich nur in 
Betracht, wenn er im konkreten Fall kurzfristig angelegt ist, ihm eine 
„Ermöglichungsfunktion“ zugeschrieben und das Versammlungsrecht 
nachhaltig gesichert werden kann. 

3	 Entscheidung des VG Schleswig31

Im Rahmen einer Fortsetzungsfeststellungsklage durch den Ver-
sammlungsleiter hatte das VG Schleswig am 4.2.2013 über die 
polizeilichen Maßnahmen gegen die NPD-Anhänger, die geltend 
gemachte Verletzung des Versammlungsgrundrechts sowie ein beste-
hendes Rehabilitationsinteresse des Klägers zu befinden.
Zunächst ging das Gericht vom Vorliegen einer bereits bestehenden 
öffentlichen Versammlung aus und begründete diese Annahme da-
mit, dass bereits die „mitgeführten Transparente entrollt und per Mega-
phon Reden gehalten wurden“. 
Weiter wurde dargelegt, dass weder von der Versammlungsbehör-
de noch von der „dafür unzuständigen“ Polizei eine Verfügung erteilt 
worden ist, der die Rechtsqualität einer Auflösung im Sinne von § 15 
Abs. 3 VersG beigemessen werden könnte. Unter Bezugnahme auf 
die Rechtsprechung des BVerfG32 stellte das Gericht fest: „Da es an 
einer Versammlungsauflösung fehlte, und der Kläger auch nicht von der 
Versammlung ausgeschlossen wurde, sind die Ingewahrsamnahme des 
Klägers sowie der für ihn später ausgesprochene Platzverweis wegen der 
Sperrwirkung des Versammlungsrechts als rechtswidrig zu bewerten.“
Im Hinblick auf die Anwendung der Minusmaßnahmentheorie 
ergänzte das Gericht, dass die mit dieser Interpretationsmethode 
verbundenen Grundsätze nur dann herangezogen werden können, 
„wenn es sich tatsächlich um Maßnahmen handelt, die die Rechte der Ver-
sammelten weniger einschränken, als es die Auflösung der Versammlung 
bewirken würde.“ Diese Voraussetzungen wurden im vorliegenden 
Fall allerdings als nicht gegeben angesehen.

29 	Vgl. z.B. VG Hamburg v. 30.10.1986, NVwZ 1987, S. 829; Übersicht über die 
wesentliche Rechtsprechung siehe bei Ott/Wächtler/Heinhold, 2010, Gesetz über 
Versammlungen und Aufzüge, 7. Auflage, S. 195 ff. und Brenneisen/Wilksen, 
2011, Versammlungsrecht, 4. Auflage, S. 376.

30 	Dietel/Gintzel/Kniesel, 2011, Versammlungsgesetz, 16. Auflage, S. 306; Brennei-
sen/Wilksen, 2011, Versammlungsrecht, 4. Auflage, S. 351; Roos/Bula, 2009, Das 
Versammlungsrecht in der praktischen Anwendung, 2. Auflage, S. 50.

31 	VG Schleswig v. 4.2.2013, Az. 3 A 91/12.
32 	Hier ausdrücklich auf die Entscheidung des BVerfG v. 30.4.2007, NVwZ 2007, 

S. 1180.
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4	 Bewertung

Das vorgenannte Urteil des VG Schleswig ist in den Grundzügen 
schlüssig und wird dem hohen Stellenwert des Art. 8 GG gerecht. 
Auch wenn das Geschehen durchaus dem Vorfeld zugerechnet wer-
den könnte, ist die Einstufung des Rückmarsches zum Südbahnhof 
als Teil der Hauptphase einer Versammlung unter Berücksichtigung 
der gehaltenen Reden und der ausgerollten Transparente nachvoll-
ziehbar.
Mit dem Hinweis auf die Sperrwirkung des VersG und der un-
missverständlichen Forderung nach einer vorausgehenden Auflö-
sungsverfügung nimmt das Gericht die zitierte Rechtsprechung des 
BVerfG, der Verwaltungsgerichtsbarkeit sowie die ganz herrschende 
Literaturmeinung auf. Eine andere Bewertung wäre wegen der Bin-
dungswirkung verfassungsgerichtlicher Leitsätze nach § 93c Abs. 1 
und § 31 Abs. 1 BVerfGG auch unzulässig gewesen.33

Die Ausführungen zur Minusmaßnahmen- und Ergänzungstheorie 
bewegen sich im Rahmen der gesicherten Rechtsprechung. Aus der 
Urteilsbegründung kann abgeleitet werden, dass durch den Spruch-
körper im Einzelfall auch ein kurzfristiger Polizeigewahrsam als mil-
deres Mittel „zur vollständigen Auflösung der Versammlung“ als zulässig 
erachtet wird. Dass dies hier nicht der Fall war, wurde damit begrün-
det, dass alle Versammlungsteilnehmer in Gewahrsam genommen 
und „von dem Ort der Versammlung fortgeschafft“ wurden. Damit war 
im konkreten Fall erkennbar nicht die nachhaltige Sicherung der 
Versammlungsfreiheit der betroffenen Personen sondern die Abwehr 
konkreter Gefahren für die Rechtsordnung des Staates und hochran-
gige Individualrechtsgüter vorrangiges Ziel der handelnden Polizei.
Nicht überzeugend sind hingegen die Ausführungen des Gerichts 
zu Fragen der Zuständigkeit. Die Vollzugspolizei kann unter den 
Voraussetzungen der Eilkompetenz des § 168 Abs. 1 Nr. 3 LVwG 
durchaus für eine Auflösungsverfügung sachlich zuständig sein.34 Sie 
fungiert in diesem Fall keinesfalls allein „als Erklärungsbote“ sondern 

33 	So auch Schwabe, 2010, Desaster im Versammlungsrecht: Zwei irreführende 
Kammerentscheidungen des Bundesverfassungsgerichts, DÖV, S. 720 (trotz 
heftiger Kritik an den Kammerentscheidungen des BVerfG zur Sperrwirkung 
der Ausschluss- bzw. Auflösungsverfügung).

34 	Brenneisen/Wilksen, 2011, Versammlungsrecht, 4. Auflage, S. 222.

handelt eigenverantwortlich an Stelle der originär zuständigen Ver-
sammlungsbehörde.

5	 Fazit und Ausblick

Als eine der wesentlichen Problemstellungen im Demonstrations-
geschehen haben sich in den letzten Jahren die Unvollständigkeit 
und die fehlende Bestimmtheit des versammlungsgesetzlichen Nor-
mengefüges herauskristallisiert. Insofern ist nach der Föderalismus-
reform I35 auf neue und normenklare Ländergesetze, in diesem Fall 
auf ein überzeugendes Landesversammlungsgesetz für Schleswig-
Holstein zu hoffen. 
Zumindest die Konturen sind in Schleswig-Holstein auch bereits 
erkennbar, so dass berechtigt mehr Rechtssicherheit für die betroffe-
nen Grundrechtsträger und die handelnde Verwaltung zu erwarten 
ist. Neben der Einführung konkreter Befugnisse für das Versamm-
lungsvorfeld wie die Teilnahmeuntersagung und die Einrichtung von 
Kontrollstellen, soll insbesondere die Anwendbarkeit des allgemei-
nen Gefahrenabwehrrechts in einem fest definierten Rahmen nach 
dem Vorbild der „Ergänzungstheorie“ geregelt werden.36

Allerdings kann auch ein neues und dem Bestimmtheitsgebot ge-
recht werdendes Versammlungsgesetz nicht vor handwerklichen 
Fehlern bei der Rechtsumsetzung schützen, die im vorliegenden 
Fall ohne Zweifel zu bemängeln und der Urteilsbegründung des VG 
Schleswig deutlich zu entnehmen sind. Berechtigt stellen Knape/
Schönrock fest:37 „Die Einheit von Recht und Taktik ist evident.“ Auch 
in besonders stressbelasteten Einsatzsituationen ist daher durch ge-
eignete Verfahren sicherzustellen, dass alle taktischen Maßnahmen 
unmittelbar am Recht ausgerichtet werden. 

35 	Enders et al., 2011, Musterentwurf eines Versammlungsgesetzes, S. 1; zu den 
bereits vorliegenden Gesetzen siehe Brenneisen/Wilksen, 2011, Versammlungs-
recht, 4. Auflage, S. 67 ff. und Dietel/Gintzel/Kniesel, 2011, Versammlungsge-
setz, 16. Auflage, S. 439 ff.

36 	Vgl. dazu Gesetzentwurf der FDP-Fraktion v. 20.8.2012 (Drucksache 18/119) 
und Änderungsantrag der Fraktionen von SPD, Bündnis 90/Die Grünen und der 
Abgeordneten des SSW v. 5.6.2013 (Umdruck 18/1269); siehe auch Brenneisen et 
al., 2013, Ein Versammlungsgesetz für Schleswig-Holstein, S. 11.

37 	Knape/Schönrock, 2012, Die Verbindung von Recht und Taktik am Beispiel des 
Einsatzgeschehens in der Bundeshauptstadt, Die Polizei, S. 297.

I.	 Einleitung

„Protest gegen Wasser-Privatisierung – EU kapituliert vor Bürgerini
tiative“1, „Wasser ist Menschenrecht: Stoppt eine Bürgerinitiative die 
EU-Kommission?“2 – 
Diese und ähnliche Meldungen, die in vielen deutschen Tageszeitun-
gen im Mai und Juni dieses Jahres erschienen, könnten die Aufmerk-

*	 Oberverwaltungsrätin Silke Iliev ist hautamtliche Dozentin an der Verwaltung-
akademie Bordesholm.

1	 http://www.spiegel.de/wirtschaft/service/eu-kommissar-barnier-nimmt-wasser-
versorgung-von-privatisierung-aus-a-907198.html 

2	 http://www.zeit.de/2013/20/analyse-liquid-europa/komplettansicht?

samkeit eines breiten Publikums auf eine neue Form der Bürgerbe-
teiligung in der Europäischen Union richten.
Bürgerbeteiligung in der EU – darunter verstand man in der Öffent-
lichkeit bislang allenfalls die Wahlen zum Europäischen Parlament3. 
Die Existenz dieser demokratischen Errungenschaft ist hinreichend 
bekannt, mag das Wahlrecht auch nicht in zufriedenstellendem 
Maße wahrgenommen werden.

3	 Das Beschwerderecht beim Bürgerbeauftragten der EU und das Petitionsrecht 
beim Europäischen Parlament, niedergelegt in Art. 227, 228 AEUV und 
Art. 43, 44 der Charta der Grundrechte, werden in der Öffentlichkeit noch wenig 
wahrgenommen. 

Silke Iliev*

„Wasser für alle“
– Eine Europäische Bürgerinitiative zeigt Wirkung – 
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Bereits seit 1979 wird das Europäische Parlament (EP) von den 
Unionsbürgerinnen und Unionsbürgern alle fünf Jahre in allgemei-
ner, unmittelbarer, freier und geheimer Wahl direkt gewählt4. 
Die Europäische Bürgerinitiative (EBI) ist dagegen eine weltweit 
bahnbrechende Neuerung – und doch ein noch wenig beachtetes In-
strument der unmittelbaren Bürgerbeteiligung an der Politikgestal-
tung innerhalb der Europäischen Union. Die Europäische Bürger-
initiative wurde durch den Vertrag von Lissabon5 eingeführt, der am  
01. Dezember 2009 in Kraft getreten ist. Nach Schaffung der recht-
lichen Rahmenbedingungen ist es seit dem 01. April 2012 möglich, 
Europäische Bürgerinitiativen auf den Weg zu bringen.
Die Bürgerinitiative soll den Unionsbürgerinnen und Unionsbürgern 
über die Grenzen der einzelnen Mitgliedstaaten hinweg die Gele-
genheit geben, aktiv auf die Politik und die Rechtsetzungsverfahren 
in der EU Einfluss zu nehmen. 
Erstmals wird dadurch innerhalb eines ansonsten repräsentativen Sys-
tems die Basis für eine unmittelbare Teilhabe der Unionsbürgerinnen 
und Unionsbürger an politischen Entscheidungsprozessen gelegt. 
In diesem Artikel soll zunächst ein Überblick über die Funktionswei-
se der EBI gegeben werden. Im zweiten Teil beschäftigt er sich mit 
der ersten erfolgreichen Bürgerinitiative „Right2Water“.

II.	 Die Europäische Bürgerinitiative 

Rechtlicher Rahmen
Die rechtliche Grundlage für die Europäische Bürgerinitiative bil-
den Art. 11 Abs. 4 EUV (Vertrag über die Europäische Union) und 
Art. 24 Abs. 1 AEUV (Vertrag über die Arbeitsweise der Europäi-
schen Union).
Art. 11 Abs. 4 EUV gibt dabei die rechtlichen Rahmenbedingun-
gen vor. Darin heißt es: „Unionsbürgerinnen und Unionsbürger, de-
ren Anzahl mindestens eine Million betragen und bei denen es sich 
um Staatsangehörige einer erheblichen Anzahl von Mitgliedstaaten 
handeln muss, können die Initiative ergreifen und die Europäische 
Kommission auffordern, im Rahmen ihrer Befugnisse geeignete Vor-
schläge zu Themen zu unterbreiten, zu denen es nach Ansicht jener 
Bürgerinnen und Bürger eines Rechtsakts der Union bedarf, um die 
Verträge umzusetzen.“
Art. 24 Abs. 1 AEUV regelt, dass das detaillierte Verfahren sowie die 
formalen Voraussetzungen durch Verordnungen des europäischen 
Parlaments und des Rates im ordentlichen Gesetzgebungsverfahren 
festgelegt werden müssen.
Die entscheidende Verordnung6 trat am 01.04.2012 in der gesamten 
EU in Kraft. Seit diesem Zeitpunkt ist es möglich, eine Bürgeriniti-
ative anzustrengen.

Zielsetzung der Europäischen Bürgerinitiative
Wie aus dem Wortlaut des Art. 11 Abs. 4 EUV hervorgeht, ist 
Adressat einer Europäischen Bürgerinitiative die Europäische 
Kommission. Diese besitzt nach Art. 17 Abs. 2 EUV grundsätz-
lich das alleinige Vorschlagsrecht für Gesetzesvorhaben der EU. Sie 

4 	 Vgl. Art. 14 Abs. 3 EUV.
5	 ABl. der EU, Nr. C 115/47 vom 09.05.2008, ber. ABl. der EU, Nr. C 290/1 vom 

30.11.2009.
6	 Verordnung (EU) Nr. 211/2011 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

16.02.2011, ABl. der EU, Nr. L 65,1 vom 11.03.2011, im Folgenden nur als „VO“ 
bezeichnet, geändert durch delegierte Verordnung Nr. 268/2012 der Kommissi-
on vom 25. Januar 2012, ABl. der EU, Nr. L 89/1 vom 27.3.2012.

besitzt ebenfalls ein Vorschlagsrecht für Rechtsakte7 der EU ohne 
Gesetzescharakter.
Die eigentlichen Gesetzgeber in der EU, das Parlament und der Rat, 
verfügen über kein eigenes Initiativrecht. Sie können die Kommissi-
on lediglich auffordern, zu einer vorgegebenen Thematik eine Geset-
zesinitiative einzubringen.
Die gleiche Zielrichtung verfolgt die Bürgerinitiative. Mit einer Bür-
gerinitiative, die alle Vorgaben erfüllt, kann die Kommission zwar 
nicht gezwungen werden, ein Gesetzgebungsverfahren einzuleiten. 
Die Unionsbürgerinnen und Unionsbürger können die Europäische 
Kommission jedoch auffordern, zu einem bestimmten Thema einen 
Vorschlag für einen Rechtsakt der EU einzubringen. Die Kommis-
sion ist dann gemäß Art. 10, 11 der Verordnung verpflichtet, die Or-
ganisatoren der Bürgerinitiative anzuhören, sich mit der Thematik 
der Initiative zu beschäftigen, ihre Entscheidung dazu mitzuteilen, 
zu begründen und zu veröffentlichen. Insgesamt wird die Bürgerin-
itiative folglich nicht selbst gesetzgeberisch tätig, sondern kann nur 
Anregungen geben, in welchen Belangen der europäische Gesetzge-
ber tätig werden möge. 
Inhaltlich muss sich die Bürgerinitiative auf die Regelungsbereiche 
beschränken, für die die Europäische Union nach den Verträgen 
zuständig ist. Dazu gehören beispielsweise Themen aus den Poli-
tikbereichen Umwelt, Verbraucherschutz oder Wettbewerbsrecht. 
Ausgeschlossen sind Regelungsbereiche, in denen die Gesetzge-
bungsbefugnisse bei den einzelnen Mitgliedstaaten verblieben sind. 
Da die Bürgerinitiative der „Umsetzung der Verträge“ dienen soll, 
sind aber auch Bürgerinitiativen ausgeschlossen, mit denen eine Än-
derung der Verträge bewirkt werden soll. Aufgrund der oft umstrit-
tenen Kompetenzverteilung zwischen der Europäischen Union und 
den Mitgliedstaaten kann es im Einzelfall schwierig sein zu beurtei-
len, ob sich der Gegenstand der Bürgerinitiative noch im erlaubten 
Rahmen bewegt.
Unzulässig wäre beispielsweise eine Bürgerinitiative, die entgegen 
Art. 17 Abs. 2 EUV erreichen möchte, dass das Initiativrecht für 
Rechtsakte der EU zukünftig nur noch dem Parlament zusteht. Eine 
solche Initiative würde eine unerlaubte Vertragsänderung anstreben. 
Bis zur Vorlage eine EBI bei der Kommission sind neben den bereits 
genannten zahlreiche weitere Vorgaben zu erfüllen. 

Vorgaben für die Bürgerinitiative
Die Bürgerinitiative soll eine Beteiligungsmöglichkeit für die Unions-
bürgerinnen und Unionsbürger bieten, nicht aber für Institutionen. 
Daher dürfen Organisatoren einer Bürgerinitiative gemäß Art. 2 VO 
nur natürliche Personen sein. Juristische Personen sind ausgeschlos-
sen. Die Organisatoren müssen nach Art. 3 Abs. 1 VO Unionsbürger 
sein und das erforderliche Alter haben, das zum aktiven Wahlrecht bei 
den Wahlen zum Europäischen Parlament berechtigt. Nur in Öster-
reich liegt das Wahlalter bei 16 Jahren; in den anderen EU-Staaten 
beginnt das Wahlrecht mit Vollendung des 18. Lebensjahrs.
Insgesamt muss die Bürgerinitiative die Unterstützung von mindes-
tens einer Million teilnahmeberechtigten Unterzeichnern aus min-
destens einem Viertel aller Mitgliedstaaten erhalten, Art. 7 Abs. 1 VO.
Die Teilnahmeberechtigung im Hinblick auf die Unterzeichner ent-
spricht den Vorgaben, die bereits für die Organisatoren angeführt 
wurden, Art. 7 Abs. 4 VO. 

7	 Die Arten der Rechtsakte der Europäischen Union ergeben sich aus Art. 288 
AEUV: Verordnungen, Richtlinien, Beschlüsse, Empfehlungen und Stellung-
nahmen.
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Seit dem 01. Juli 2013 hat die Europäische Union 28 Mitgliedstaaten, 
so dass Unterstützer aus mindestens sieben Mitgliedstaaten gefun-
den werden müssen. Dabei darf die Anzahl der Unterzeichner in zu-
mindest sieben Staaten ein festgelegtes Minimum nicht unterschrei-
ten (Mindestanzahl / Mindestquorum), Art. 7 Abs. 2 VO.
Diese Mindestanzahl richtet sich nach der Zusammensetzung des 
Europäischen Parlaments. Die Anzahl der im jeweiligen Mitglied-
staat gewählten Abgeordneten wird mit 750 multipliziert. So er-
rechnet sich das in einem Mitgliedstaat geltende Mindestquorum 
der notwendigen Unterstützer. Diese Regelung führt dazu, dass die 
Anzahl der notwendigen Unterstützer für eine Bürgerinitiative in 
jedem Staat variiert und sich abhängig von der in den Verträgen 
festgeschriebenen Zusammensetzung des Parlaments ändern kann.  
Deutschland hat derzeit 99 Mitglieder im Europäischen Parlament. 
Mit 750 multipliziert ergibt sich daraus die Mindestzahl von 74.250 
Unterstützern. Bei den nächsten Parlamentswahlen im Mai 2014 
wird Deutschland nach dem Vertrag von Lissabon nur noch ein An-
recht auf 96 Sitze haben – die Mindestzahl der notwenigen nationa-
len Unterschriften reduziert sich dann auf 72.000.
Im Anhang der Delegierten Verordnung8 sind die derzeit gelten-
den Mindestzahlen für jeden Staat gelistet. So sind beispielsweise 
in Frankreich 55.500 Unterstützer notwendig, in Österreich 14.250 
und in Malta 4.500. 

Durchführung einer Bürgerinitiative – ein Überblick
Zunächst bilden die Organisatoren nach Art. 3 Abs. 2 VO einen 
„Bürgerausschuss“, der für die Vorbereitung einer Bürgerinitiative 
sowie für deren Einreichung bei der Kommission verantwortlich ist. 
Dem Bürgerausschuss müssen mindestens sieben Personen, die Ein-
wohner aus mindestens sieben Mitgliedstaaten sind, angehören.
Aus der Mitte des Bürgerausschusses werden zwei „Kontaktperso-
nen“ benannt, die als Vertreter des Bürgerausschusses Ansprechpart-
ner für die Organe der EU sind.
Daraufhin folgt die Anmeldung der EBI bei einem von der Kom-
mission zur Verfügung gestellten Online-Register9, Art. 4 Abs. 1 VO. 
Die Registrierung kann in einer beliebigen Amtssprache der EU er-
folgen und muss vorgegebene wichtige Informationen zur angemel-
deten EBI enthalten, zum Beispiel deren Bezeichnung, Gegenstand, 
Ziele und die relevanten Vorschriften der Verträge10. 
Die Kommission prüft innerhalb von zwei Monaten überschlägig, 
ob die Informationen vollständig sind, der Gegenstand der Initiative 
sich auf die zulässigen Regelungsbereiche bezieht, keine Form des 
Missbrauchs vorliegt und die EBI nicht gegen die Werte der EU aus 
Art. 2 EUV verstößt. 
Erfüllt die EBI alle Vorgaben, wird sie von der Kommission regist-
riert und im Register für die Bürgerinitiativen11 in der bei der Regis-
trierung verwendeten Amtssprache veröffentlicht. Übersetzungen, 
über die eine breitere Öffentlichkeit erreicht werden kann, müssen 
von den Initiatoren beigebracht werden. Mehrere der aktuell regist-
rierten EBI sind sogar nur in einer Sprache veröffentlicht.12

8	 Delegierte Verordnung Nr. 268/2012 der Kommission vom 25. Januar 2012, 
ABl. der EU, Nr. L 89/1 vom 27.3.2012.

9	 http://ec.europa.eu/citizens-initiative/public/basic-facts 
10	 Näheres siehe VO Nr. 211/2011 vom 16.02.2011, ABl. der EU, Nr. L 65,1 vom 

11.03.2011, Anhang II.
11	  http://ec.europa.eu/citizens-initiative/public/initiatives/ongoing
12	 http://ec.europa.eu/citizens-initiative/public/initiatives/ongoing, zuletzt einge-

sehen am 07.09.2013.

Die Kommission richtet ferner in jedem Mitgliedstaat eine Kontakt-
stelle ein, die Informationen und Hilfestellung anbietet.
Gemäß den Vorgaben des Art. 5 VO verbleiben den Organisatoren 
nach der Registrierung zwölf Monate, in denen sie die notwendigen 
Unterstützungsbekundungen (mindestens eine Million) sammeln 
können, und zwar entweder in Papierform auf vorgegebenen For-
mularen13 oder online über eine von der Kommission kostenlos zum 
Herunterladen zur Verfügung gestellte Software14, die allen erfor-
derlichen Sicherheits- und Datenschutzbedingungen genügen soll.
Welche Angaben im Einzelnen bei der Abgabe der Unterschriften 
geleistet werden müssen, ist nicht einheitlich geregelt und richtet sich 
nach nationalem Recht. Etliche Staaten verlangen neben den übli-
chen persönlichen Daten die Angabe einer persönlichen Identifika-
tionsnummer oder ein persönliches Ausweispapier. In Deutschland 
ist eine solche Angabe nicht notwendig. 
Laut Art. 8 VO werden nach Abschluss der Sammlung die Unter-
stützungsbekundungen den zuständigen nationalen Behörden15 zur 
Überprüfung vorgelegt. Die Unterschriften werden dort in Hinblick 
auf Echtheit, Gültigkeit, Doppelung und Anzahl geprüft. Die Über-
prüfung muss innerhalb von drei Monaten abgeschlossen sein. Die 
zuständige Behörde stellt den Organisatoren unentgeltlich eine Be-
scheinigung16 über die Zahl der gültigen Unterstützungsbekundun-
gen für den betreffenden Mitgliedstaat aus.
Sobald alle Bescheinigungen eingegangen sind, kann die EBI der 
Kommission vorgelegt werden, Art. 9 VO. Deren weiteres Vorgehen 
bestimmt sich nach Art. 10 f. VO: Die Kommission veröffentlicht 
die EBI unverzüglich im Register. Des Weiteren ist die Kommission 
verpflichtet, die Organisatoren zu empfangen, damit sie die Möglich-
keit bekommt, ihr mit der EBI verfolgtes Ziel detailliert zu erläutern. 
Daneben steht den Organisatoren das Recht zu, ihr Anliegen inner-
halb von drei Monaten in einer öffentlichen Anhörung im Europä-
ischen Parlament vorzustellen. Innerhalb dieses Zeitraums muss die 
Kommission auch formal ihre Entscheidung zu der EBI mitteilen. 
Sie muss in ihrer Entscheidung begründet darlegen, ob und gegebe-
nenfalls wie sie auf die Forderungen der Bürgerinitiative reagieren 
wird. Die Entscheidung einschließlich der Begründung wird sowohl 
an die Organisatoren als auch an das Europäische Parlament und 
den Rat übermittelt. Ferner wird sie in allen Amtssprachen der EU 
veröffentlicht.
Wenn die Kommission beschließt, aufgrund der Bürgerinitiative ei-
nen Rechtsakt zu initiieren, setzt sie danach das Gesetzgebungsver-
fahren mit einem entsprechenden Vorschlag in Gang. 

III.	Staatenübergreifende Protestbewegung gegen Richtlinien-
vorschlag

Der Kommissionsvorschlag zur „Konzessionsrichtlinie“
Im Dezember 2011 legte die Kommission einen Gesetzesvorschlag 
vor, der eine Modernisierung und Vereinheitlichung des Vergabe-
rechts in der EU zum Ziel hat17. Dieser Kommissionsvorschlag wur-

13	 Näheres siehe VO Nr. 211/2011 vom 16.02.2011, ABl. der EU L 65,1 vom 
11.03.2011, Anhang III.

14	 https://joinuo.ec.europa.eu/software/ocs/release/100
15	 In Deutschland ist gemäß § 1 Abs. 1 EBIG (Gesetz zur Europäischen Bürgerin-

itiative, BGBl. I v. 07.03.2012, S. 446) das Bundesverwaltungsamt zuständig.
16 	Zum Muster für die Bescheinigung siehe VO Nr. 211/2011 vom 16.02.2011, 

ABl. der EU, Nr. L 65,1 vom 11.03.2011, Anhang IV.
17	 Vorschlag für Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates über die 

öffentliche Auftragsvergabe, KOM(2011) 896 endgültig 2011/0438 (COD) vom 
20.12.2011.



432 DVP 10/13 · 64. Jahrgang

„Wasser für alle“� Silke Iliev

de als Vorschlag zur „Konzessionsrichtlinie“ bekannt. Verantwortlich 
zeichnete der Franzose Michel Barnier, zuständiger Kommissar der 
EU für Binnenmarkt und Dienstleistungen. 
Die vorgeschlagene Richtlinie soll nach eigenen Angaben unter an-
derem zur Vereinfachung und größeren Flexibilität der öffentlichen 
Auftragsvergabe innerhalb der EU führen sowie ein effizienteres 
Vergabeverfahren bewirken. Für die öffentlichen Ausgaben soll auf 
diese Art ein optimales Preis-Leistungs-Verhältnis erreicht werden.
Unter anderem von Seiten der Kommunen, aber auch von anderen 
Organisationen wie beispielsweise den Gewerkschaften des öffentli-
chen Dienstes wurden gegen Teile des Vorschlages jedoch Bedenken 
laut: Der Richtlinienvorschlag sah unter anderem eine Ausschrei-
bungspflicht für öffentliche Dienstleistungen wie Gas, Wärme, Elek-
trizität, Abwasserbeseitigung, aber auch für die Wasserversorgung 
vor. Zwar waren Ausnahmeregelungen von der Ausschreibungs-
pflicht für reine Kommunalbetriebe und interkommunale Zusam-
menschlüsse vorgesehen. In der Gesamtschau konnte die Richtlinie 
nach Ansicht der Kritiker aber dazu führen, dass vorrangig Privat-
unternehmen bei der Konzessionsvergabe für die Wasserversorgung 
den Zuschlag bekämen. In Deutschland liegt die Wasserversorgung 
als Teil der Daseinsvorsorge vornehmlich in der Verantwortlichkeit 
der Kommunen. 

Die Bürgerinitiative „Wasser ist ein Menschenrecht“
Gegen den Kommissionsvorschlag formierte sich eine Bürgerini-
tiative mit dem offiziellen Titel „Wasser und sanitäre Grundver-
sorgung sind ein Menschenrecht! Wasser ist ein öffentliches Gut 
und keine Handelsware!“18. Der Bürgerausschuss bildete sich in 
erster Linie aus Gewerkschaftsmitgliedern und besteht aktuell aus 
33 Mitgliedern in 27 Mitgliedstaaten19. Organisiert wird die Ini-
tiative von Gewerkschaften und verschiedenen Nicht-Regierungs-
Organisationen20.
Am 10.05.2012 wurde die Bürgerinitiative – als zweite Europäische 
Bürgerinitiative21 – registriert und erhebt folgende Forderungen22:

1.	� Die EU-Institutionen und die Mitgliedstaaten haben die Aufga-
be, dafür zu sorgen, dass alle Bürger und Bürgerinnen das Recht 
auf Wasser und sanitäre Grundversorgung haben.

2.	� Die Versorgung mit Trinkwasser und die Bewirtschaftung der 
Wasserressourcen darf nicht den Binnenmarktregeln unterworfen 
werden. Die Wasserwirtschaft ist von der Liberalisierungsagenda 
auszuschließen.

3.	� Die EU verstärkt ihre Initiativen, einen universellen Zugang zu 
Wasser und sanitärer Grundversorgung zu erreichen.

Bekannt wurde die Bürgerinitiative als „Right2Water“, „Wasser für 
alle“ oder „Wasser ist ein Menschenrecht“.

Anfang Mai 2013 hatte die Initiative 1,5 Millionen Unterschriften 
aus acht Mitgliedstaaten, und zwar Belgien, Deutschland, Finnland,  
 

18	 Die Registrierung erfolgte auf Englisch unter der Bezeichnung “Water and sani-
tation are a human right! Water is a public good, not a commodity!”

19	 http://www.right2water.eu/sites/water/files/citizens%20committee%20table_5.pdf 
20	 http://www.right2water.eu/de/node/85
21	 Die erste EBI – „Fraternité“ – wurde am Europatag, dem 09.05.2012, registriert. 

Sie hat das Ziel, europäische Austauschprogramme zu verbessern.
22	 Siehe: http://ec.europa.eu/citizens-initiative/public/initiatives/ongoing/details/ 

2012/000003

Litauen, Luxemburg, Österreich, Slowenien und der Slowakei, mit 
dem erforderlichen Mindestquorum gesammelt23. 
Am 21. Juni 2013 gab Michel Barnier in einer offiziellen Stellung-
nahme24 den Forderungen der Bürgerinitiative teilweise statt. Er 
führt darin aus, eine Privatisierung der Wasserversorgung sei nie be-
absichtigt gewesen und es habe auch nicht die Gefahr bestanden, 
dass eine Liberalisierung sich durch die Hintertür einschleiche. Die 
Verunsicherung bei den Bürgern sei aber auch durch Änderungen 
des Richtlinientextes nicht zu beseitigen gewesen. Im Rahmen der 
Bürgerinitiative hätten zu diesem Zeitpunkt bereits mehr als 1,5 Mil-
lionen Menschen in sieben Mitgliedstaaten den freien Zugang zu 
Wasser und sanitärer Grundversorgung gefordert. Die Wasserversor-
gung solle daher von der Richtlinie ausgenommen werden.
Die Sammlung wurde nach diesem Teilerfolg jedoch nicht beendet, die 
Organisatoren möchten zwei Millionen Unterstützungsbekundungen 
erreichen25. Die Frist für die Abgabe von schriftlichen Unterstützungs-
bekundungen läuft am 01. November 2013 ab26, die Online-Samm-
lung wurde am 09. September 2013 abgeschlossen. Die offizielle Über-
gabe der Bürgerinitiative an die Kommission steht folglich noch aus.

IV.	Erfolgsmodell Bürgerinitiative?

So sehr es zu begrüßen ist, dass bereits eine der ersten Europäischen 
Bürgerinitiativen Erfolge verbuchen konnte, so stellt sich doch die 
Frage, ob Bürgerinitiativen, die ohne die Unterstützung gut struktu-
rierter und europaweit verzweigter Organisationen wie den Gewerk-
schaften des öffentlichen Dienstes auskommen müssen, den komple-
xen Vorgaben gerecht werden können. 
Unter anderem bedarf es für die aufwendige Öffentlichkeitsarbeit ei-
ner finanzkräftigen Unterstützung und eines umfangreichen Mitar-
beiterstabes. Der Finanzbedarf dürfte sich im sechsstelligen Bereich 
bewegen. So hatte „Right2Water“ vorab 100.000,– Euro Sponsoren-
gelder eingeworben27. Dabei gereichte es dieser Bürgerinitiative in 
Bezug auf den Bekanntheitsgrad von Beginn an zum Vorteil, dass der 
Kommissionsvorschlag vorab auf breiter Ebene kontrovers diskutiert 
worden war. Ohne diese Vorgabe wäre der Finanzierungsrahmen ver-
mutlich noch zu eng bemessen gewesen. 
Auch der Zeitrahmen von zwölf Monaten für die Unterschrifts-
sammlung ist knapp bemessen, wenn die Öffentlichkeit – sei es im 
Netz, sei es durch die klassischen Medien – erst auf die Existenz einer 
bis dahin noch nicht wahrgenommenen Problematik aufmerksam 
gemacht werden muss. Erfolgversprechend sind demnach in erster 
Linie Bürgerinitiativen, deren Forderungen sich an Themen anleh-
nen, die bereits in das Bewusstsein einer staatenübergreifenden Öf-
fentlichkeit gelangt sind. 

23	 Pressemitteilung des Europäischen Gewerkschaftsverbandes für den öffent-
lichen Dienst (EGÖD) vom 08. Mai 2013: http://www.right2water.eu/sites/
water/files/PR%202013%2005%2007%20first%20ever%20ECI%20to%20
make%20it-%20DE.pdf. Anfang September kam Ungarn als dreizehnter Mit-
gliedsstaat dazu, http://www.right2water.eu/news/hungary

24	 http://ec.europa.eu/commission_2010-2014/barnier/docs/speeches/20130621_
water-out-of-concessions-directive_en.pdf 

25	 Im Juli 2013 waren nach Angaben der Organisatoren in zwölf Mitgliedstaaten 
1,7 Millionen Unterschriften gesammelt worden: „Erfolgreich in 12 Ländern“, 
Mitteilung vom 17. Juli 2013, http://www.right2water.eu/de/node/403 

26	 Die Frist wurde für alle bis Ende August 2012 eingereichten Bürgerinitiativen 
außerordentlich bis zum 01.11.2013 verlängert, weil das von EU zur Verfügung 
gestellte System für die Online-Sammlungen in der Anfangszeit mängelbehaf-
tet war. Vgl.: http://ec.europa.eu/commission_2010-2014/sefcovic/headlines/
press-releases/2012/07/2012_07_18_eci_de.htm 

27	 Als Sponsor fungiert die European Federation of Public Service Unions (EPSU).
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Ein datenschutzrechtliches Problem stellt die Angabe von persön-
lichen Identifikationsnummern im Internet oder auf den Papier-
formularen dar, die in einer Mehrzahl der Mitgliedstaaten von den 
Unterzeichnern einer EBI gefordert wird.
Trotz dieser Probleme und Unwägbarkeiten sind Unionsbürgerinnen 
und Unionsbürger bereit, ihre Beteiligungsrechte über den Weg der 
Europäischen Bürgerinitiative wahrzunehmen. Derzeit gibt es neben 
„Right2Water“ sechzehn weitere laufende Bürgerinitiativen28 mit ei-
nem breiten Themenspektrum, das sich über die Abschaffung von 
Tierversuchen, den Embryonenschutz, eine bessere Schulbildung 
bis zur Förderung des weiblichen Unternehmertums, einem bedin-

28	 http://ec.europa.eu/citizens-initiative/public/initiatives/ongoing, zuletzt einge-
sehen am 07.09.2013. 

gungslosen gesetzlichen Grundeinkommen oder diversen umwelt-
politischen Forderungen erstreckt. Sieben dieser Initiativen wurden 
vom Januar bis zum August 2013 registriert. Für keine der Initiativen 
zeichnet sich jedoch eine so deutliche Unterstützungsbereitschaft ab 
wie für „Right2Water“.
Ob sich die EBI unter den gegenwärtigen Umständen zu einem 
echten europaweiten Beteiligungsinstrument entwickelt, wird ent-
scheidend davon abhängen, inwieweit sich Unionsbürgerinnen und 
Unionsbürger mit ihrem Anliegen Gehör schaffen können. Die dafür 
gesetzten Hürden sind nicht leicht zu überwinden.
Die besten Aussichten darauf, über eine von ihren Mitgliedern lan-
cierte Bürgerinitiative Einfluss auf die europäische Politik zu neh-
men, dürften auch zukünftig mitgliedschaftlich strukturierte, finanz-
kräftige und europaweit vernetzte Organisationen haben.

Der folgende Sachverhalt wird im Rahmen des Angestelltenlehrgangs II 
als Einstiegsfall im Gefahrenabwehrrecht bearbeitet. Zunächst werden 
im Unterrichtsgespräch die Problematiken des Sachverhalts erörtert und 
Lösungsmöglichkeiten gesucht. Anhand der so gewonnenen Erkenntnisse 
wird von den Teilnehmern dann eine schriftliche Lösung im Rahmen einer 
kleinen Hausarbeit angefertigt, die anschließend im Klassenverband ab-
schnittsweise vorgetragen wird. Jeder Vortrag wird von den Teilnehmern 
kritisch analysiert. Gute Darstellungen werden gewürdigt. Bei falschen 
oder fehlenden Lösungsteilen werden Verbesserungsvorschläge gemacht. 
Eine Benotung der Leistung erfolgt nicht. Abschließend wird eine 
Musterlösung ausgegeben.

Das Anfertigen der schriftlichen Falllösung ist zwar eine zusätzli-
che Belastung, jedoch wird dieses als überwiegend positiv empfun-
den. Ein Teilnehmer drückte es treffend so aus: „Besser jetzt als in der 
Klausur Fehler begehen.“

Sachverhalt

Knut W ist Eigentümer eines mit einem Einfamilienhaus bebauten 
Grundstücks in der amtsangehörigen Gemeinde Bordesholm. Das 
Amt Bordesholm wird hauptamtlich verwaltet. Bordesholm ge-
hört zum Kreis Rendsburg-Eckernförde und ist von der Kreisstadt 
Rendsburg 35 km entfernt.
Von seinem Nachbarn zur Linken ist W durch einen 2 m schmalen 
und 50 m langen Fußweg getrennt. Diesen Weg nutzen viele Kinder 
eines größeren Wohngebiets, um das dahinterliegende Gelände des 
Kindergartens und der Grundschule zu erreichen. Das Grundstück 
des W wird entlang des Weges von einer ca. 50 cm hohen und 20 cm 
breiten unmittelbar an der Grundstücksgrenze liegenden Mauer, die 
an der Oberseite flach gehalten ist, eingefriedet.

Auf ihrem Weg zur Schule bzw. Kindergarten balancieren viele Kinder 
auf dieser Mauer, worüber W sich mächtig ärgert. Bei nassem Wet-
ter hinterlassen sie darauf ihre Fußabdrücke. Daher beauftragt er den 
selbständigen Maurermeister M damit, die Mauer durch einen nach 
oben hin spitz zulaufenden Betonaufsatz auf dann insgesamt 80 cm zu 
erhöhen. Zusätzlich lässt er Baustahl in den neuen Teil der Mauer mit 
einsetzen. Die spitzen Enden ragen im Abstand von 5 cm mit einer 
Länge von circa 3 cm aus dem Beton in Richtung Fußweg heraus.

Besorgte Eltern melden diesen Sachverhalt gegen 11:00 Uhr der 
örtlichen Ordnungsbehörde in Bordesholm.

Ein Sachbearbeiter (SB) nimmt daraufhin eine Ortsbesichtigung 
vor. Im Gespräch mit W zeigt dieser sich uneinsichtig. Er steht auf 
dem Standpunkt, dass er auf seinem Grundstück machen könne, 
was er wolle. Zu diesem Zeitpunkt hatte M bereits 10 m der Mauer 
fertiggestellt.

Ein Anruf bei der Kreisverwaltung ist erfolglos, da die Mitarbei-
ter einen Betriebsausflug unternehmen.

Daraufhin erlässt der SB gegenüber W einen mündlichen Verwal-
tungsakt (VA) mit den folgenden Maßgaben:

1.	� Die Stahlstäbe sind unverzüglich aus dem frischen Beton zu ent-
fernen. Die Arbeiten sind noch an diesem Tage bis spätestens 
18:00 Uhr abzuschließen.

2.	� Außerdem verbietet er W, spitze oder scharfe Gegenstände in die 
Mauer einzubauen, die aus dieser herausragen.

Für den Fall, dass die Stahlstäbe nicht termingerecht entfernt werden 
sollten (Anordnung 1), droht der SB die Ersatzvornahme an und 
veranschlagt die Kosten dafür auf 200 €.
Als „Motivation“, das Verbot einzuhalten (Anordnung 2), droht er 
ein Zwangsgeld in Höhe von 500 € an.

Ulf Kalkschmidt*

Die Mauer am Schulweg

Fallbearbeitungen

*	 Oberverwaltungsrat Ulf Kalkschmidt ist hauptamtlicher Dozent an der Verwal-
tungsakademie Bordesholm.
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W verlangt eine schriftliche Bestätigung der Anweisungen.1 Diese 
wird ihm eine Stunde nach dem Gespräch durch einen Boten über-
bracht.2 
Gegen die Anordnungen der Behörde legt W form- und fristgerecht 
Widerspruch ein, den er dem Boten gleich wieder mitgibt. Er führt 
dabei die folgenden Punkte an:

•	� Eine Gefahr/Störung der öffentlichen Sicherheit sei nicht er-
kennbar. 

•	� Er sei Eigentümer der Mauer, daher dürfe er sie auch so bauen wie 
er es möchte.

•	� Die Ordnungsbehörde sei gar nicht zuständig gewesen.
•	� Er habe eine Anhörung erwartet.
•	� Vor allem habe die Behörde nicht das Recht gehabt, Anordnungen 

zu treffen, mündlich schon gar nicht. 
•	� Hier sei reine Willkür am Werke gewesen.
•	� Die behördlichen Zwangsandrohungen seien unzulässige Erpres-

sungsversuche.

Aufgaben:

1.	 Beschreiben Sie die Vorüberlegungen
2.	� Prüfen Sie die formelle Rechtmäßigkeit der getroffenen Anord-

nungen.
3.	 Waren die Anordnungen materiell rechtmäßig?
4.	� Wurden die Zwangsmittel formell und materiell rechtmäßig an-

gedroht?

Lösungsskizze

1	 Vorüberlegungen

Liegt eine Gefahr und/oder Störung der öffentlichen Sicherheit vor?

Zunächst sind die unbestimmten Rechtsbegriffe „Gefahr, Störung 
und öffentliche Sicherheit“ zu definieren.

1.1	 Definition der Begriffe
•	 Gefahr 
	� Eine Gefahr ist eine Sachlage, die bei ungehindertem Fortgang 

mit hinreichender Wahrscheinlichkeit zu einem Schaden (Stö-
rung) an einem Schutzgut der öffentlichen Sicherheit führt.

•	 Störung 
	� Störung ist die konkret gewordene Gefahr (das was befürchtet 

wurde, ist eingetreten), die noch immer anhält.

•	 Öffentliche Sicherheit
	 Die öffentliche Sicherheit umfasst
	 •		 den Staat und seine Einrichtungen
	 •		 die individuellen und kollektiven Rechtsgüter
	 •		 die gesamte Rechtsordnung

1	 Die formellen Erfordernisse für den Erlass eines mündlichen VA und das recht-
mäßige Verlangen einer schriftlichen Bestätigung sind hier nicht zu prüfen. Ein-
zelheiten ergeben sich aus § 108 LVwG.

2	 Die hier gebotene Anordnung der sofortigen Vollziehung nach § 80 (2) Nr. 4 
VwGO soll nicht weiter erörtert werden, da der Vollzug der Anordnung nicht 
Gegenstand der Aufgabenstellung ist.

1.2	 Prüfung Gefahr
Hier liegt eine Gefahr für die öffentliche Sicherheit vor, da Kinder auf 
dem Schulweg toben und schubsen. Es besteht die Möglichkeit, dass 
sie dabei auf die aus der Mauer hervorstehenden Stahlstäbe fallen 
und sich verletzen könnten (Rechtsgut Gesundheit). Es könnte auch 
die Kleidung Schaden nehmen (Rechtsgut Eigentum).

1.3	 Prüfung Störung
Möglicherweise könnte auch die Rechtsordnung verletzt sein. Grund-
sätzlich schreibt die Landesbauordnung Schleswig-Holstein (LBO) 
in § 62 (1) vor, dass die Errichtung, Änderung, Nutzungsänderung 
und die Beseitigung von (baulichen) Anlagen … der Baugenehmi-
gung bedürfen, soweit in den §§ 63, 68, 76 und 77 LBO nichts ande-
res bestimmt ist.

Fällt die Mauer unter den Begriff der baulichen Anlage?
Nach § 2 (1) LBO sind bauliche Anlagen mit dem Erdboden verbun-
dene, aus Bauprodukten hergestellte Anlagen. Gemäß § 2 (10) LBO 
sind Bauprodukte Baustoffe, Bauteile und Anlagen, die hergestellt 
werden, um dauerhaft in bauliche Anlagen eingebaut zu werden. Die 
von M verwendeten Produkte sind Beton und Stahl. Das sind typi-
sche Bauprodukte.

Mauer und neuer Maueraufsatz fallen daher unter den Begriff der 
baulichen Anlage.

Jedoch sind nach § 63 (1) Nr. 6 b) LBO Einfriedungen bis zu 1,50 
m Höhe verfahrensfrei. Da die Mauer insgesamt nur 80 cm hoch ist, 
fällt sie unter den Befreiungstatbestand.

§ 3 (2) LBO schreibt vor, dass Anlagen u. a. so zu errichten bzw. zu 
ändern sind, dass die öffentliche Sicherheit, insbesondere Leben und 
Gesundheit nicht gefährdet werden. Die gegenwärtigen Bauarbeiten 
stehen aber im Widerspruch zu dieser Vorschrift. Somit liegt eine 
Rechtsverletzung vor. Neben der Gefahr ist also auch eine Störung 
der öffentlichen Sicherheit gegeben.

1.4	 Ergebnis
Damit liegt eine Aufgabe zur Gefahrenabwehr im Sinne des § 162 
des Landesverwaltungsgesetzes Schleswig-Holstein (LVwG) vor.

2	 Formelle Rechtmäßigkeit

2.1	 Zuständigkeitsprüfung
Es ist zu prüfen, wer für diese Angelegenheit zuständig ist. 

2.1.1	Der Normalfall
Nach § 163 des LVwG obliegt die Gefahrenabwehr den Ordnungs-
behörden (OB) und der Polizei. Zunächst ist die sachliche Zustän-
digkeit festzustellen. § 165 (1) LVwG enthält das Regel-Ausnah-
me-Prinzip. Dieses besagt, dass für die Gefahrenabwehr immer 
die Ordnungsbehörden sachlich zuständig sind, soweit durch eine 
Rechtsvorschrift nichts anderes bestimmt ist. Es ist zu prüfen, ob hier 
eine spezielle Regelung vorliegt.
§ 61 (1) LBO legt fest, dass die unteren Bauaufsichtsbehörden sachlich 
zuständig sind, soweit durch Rechtsvorschrift nichts anderes geregelt 
ist. Hier gibt es keine andere Rechtsvorschrift. Daher sind die unteren 
Bauaufsichtsbehörden sachlich zuständig. Untere Bauaufsichtsbehör-
den sind nach § 58 (1) Nr. 2 LBO u. a. die Landräte der Kreise. Die ört-
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liche Zuständigkeit ergibt sich aus § 61 (2) LBO. Örtlich zuständig ist 
die Bauaufsichtsbehörde, in deren Bezirk die Anlage durchgeführt wird, 
soweit die LBO nichts anderes bestimmt. Eine andere Bestimmung liegt 
nicht vor. Unter Bezirk ist nach § 29 LVwG der räumliche Wirkungs-
bereich des jeweiligen Trägers zu verstehen. Die Gemeinde Bordesholm 
gehört zum räumlichen Wirkungskreis des Kreises Rendsburg-Eckern-
förde. Somit ist der Landrat des Kreises Rendsburg-Eckernförde als un-
tere Bauaufsichtsbehörde sachlich und örtlich zuständig.

2.1.2	Die Ausnahme
In diesem Fall wurde jedoch der Amtsdirektor des Amtes Bordes
holm als örtliche Ordnungsbehörde tätig. 

2.1.2.1	 Prüfung der sachlichen Zuständigkeit der OB
Der Begriff der örtlichen Ordnungsbehörde wird in § 164 (1) Nr. 3 
LVwG definiert. Örtliche OB sind die Bürgermeister der amtsfreien 
Gemeinden und bei den Ämtern die Amtsvorsteher bzw. die Amts-
direktoren, wenn das Amt hauptamtlich verwaltet wird.
Aufgrund der Zuständigkeit der unteren Bauaufsichtsbehörde könn-
te in diesem Fall möglicherweise ein Zuständigkeitsfehler vorliegen. 
Hier greift jedoch eine Ausnahme nach § 165 (3) LVwG. Danach 
ist bei Gefahr im Verzuge jede örtlich zuständige Ordnungsbehörde 
auch sachlich zuständig. Die örtliche Zuständigkeit ist gegeben, da 
das Amt Bordesholm ein Teilgebiet des Kreises Rendsburg-Eckern-
förde darstellt. Gefahr im Verzuge ist eine Sachlage, bei der ein Scha-
den eintreten würde, wenn nicht an Stelle der zuständigen Behör-
de oder Person eine andere Behörde oder Person tätig wird. Hier 
könnten die in den Vorüberlegungen genannten Gefahren/Störun-
gen eintreten. Kinder spielen, toben und schubsen. Die kurzfristige 
Möglichkeit eines Störungseintritts ist relativ wahrscheinlich. Damit 
sind die beiden Tatbestandsmerkmale (TBM) aus § 165 (3) LVwG 
gegeben und die örtlichen Ordnungsbehörden sachlich zuständig.

2.1.2.2	 Prüfung der örtlichen Zuständigkeit der OB
Nunmehr ist noch die örtliche Zuständigkeit zu ermitteln. Gemäß § 
166 (1) LVwG ist die OB zuständig, in deren Bezirk die zu schützen-
den Interessen verletzt oder gefährdet werden. Das Grundstück des W 
befindet sich in der amtsangehörigen Gemeinde Bordesholm. Daher ist 
der Amtsdirektor des Amtes Bordesholm sachlich und örtlich zuständig.
Jedoch legt § 61 (1) Satz 2 LBO fest, dass die örtlichen Ordnungs-
behörden die unteren Bauaufsichtsbehörden von allen Vorgängen zu 
unterrichten haben, die deren Eingreifen erfordern könnten. Auf-
grund der besonderen Situation (Betriebsausflug der Kreisverwal-
tungsmitarbeiter) ist das aber nicht rechtzeitig möglich. Hat eine 
im Normalfall unzuständige Behörde eingegriffen, so besteht auch 
aufgrund der §§ 165 (3) und 166 (3) LVwG eine Informationspflicht 
gegenüber der eigentlich zuständigen Behörde.

2.2	 Anhörung
Gemäß § 87 (1) LVwG ist eine Anhörung erforderlich, wenn in die 
Rechte eines Beteiligten eingegriffen werden soll. Die Behörde hat 
eine Ordnungsverfügung (belastender VA gemäß §106 (1) LVwG) 
erlassen, die nach § 108 (2) LVwG schriftlich bestätigt wurde. W darf 
die Mauer nicht so gestalten, wie er es möchte. Das ist ein Eingriff in 
seine Persönlichkeitsrechte nach Art. 2 (1) GG.
W ist Beteiligter nach § 78 (1) Nr. 2 LVwG, da die Behörde ihren 
VA an ihn gerichtet hat (§ 110 (1) LVwG). Somit liegen hier die drei 
TBM vor (Beteiligter, VA, Eingriff in die Rechte). Es besteht eine 
grundsätzliche Pflicht zur Anhörung. Das zuvor mit W geführte Ge-

spräch stellt eine mündliche Anhörung dar. Diese Form ist zulässig, 
da das Gesetz Schriftlichkeit nicht zwingend vorschreibt.
Eine Anhörung ist rechtmäßig erfolgt.

2.3	 Ergebnis der formellen Prüfung
Die Behörde hat formell rechtmäßig gehandelt.

3	 Materielle Rechtmäßigkeit

3.1	 Materielle Vorüberlegungen
Eine Ordnungsverfügung ist ein belastender Verwaltungsakt, der 
in die Rechte einer Person eingreift (siehe Begründung Anhörung). 
Gemäß Art. 20 (3) GG i. V. m. Art. 45 LV-SH und § 72 LVwG 
ist der Grundsatz der Gesetzmäßigkeit zu beachten. In die Rechte 
einer Person darf nur dann eingegriffen werden, wenn eine Rechts-
vorschrift dieses zulässt (Gesetzesvorbehalt).

3.2	 Ermächtigungsgrundlage
Gemäß § 173 (1) LVwG führen die OB die Gefahrenabwehr nach den 
hierfür erlassenen besonderen Gesetzen oder Verordnungen durch. 
Möglicherweise könnte die LBO eine solche Vorschrift enthalten. 
Nach § 59 (1) Satz 1 LBO ist es Aufgabe der Bauaufsichtsbehörden, 
darüber zu wachen, dass die öffentlich-rechtlichen Vorschriften ein-
gehalten werden. Satz 2 sagt aus, dass sie die nach pflichtgemäßem Er-
messen erforderlichen Maßnahmen zu treffen haben. Abs. (2) Nr. 1 
LBO regelt die Einstellung von Arbeiten, Nr. 3 erlaubt die ganze oder 
teilweise Beseitigung von Anlagen, die im Widerspruch zu öffentlich-
rechtlichen Bauvorschriften stehen. Diese Ermächtigung kann sich 
aber nur die Bauaufsichtsbehörde zu eigen machen. Hier handelte 
jedoch die Ordnungsbehörde.
Eine spezialrechtliche Regelung für die OB ist daher nicht gegeben. 
Somit ist § 173 (2) LVwG anzuwenden. Demzufolge gelten für die 
Gefahrenabwehr die §§ 174–227 LVwG. Der Allgemeine Grundsatz 
(die Generalklausel) aus § 174 LVwG bildet in diesem Fall die Er-
mächtigungsgrundlage. Danach hat die Ordnungsbehörde die nach 
pflichtgemäßem Ermessen notwendigen Maßnahmen zu treffen, um 
Gefahren abzuwehren. Eine Eingriffsermächtigung ist gegeben.

3.3	 Voraussetzung für den Erlass eines VA
Es ist zu prüfen, ob die Voraussetzungen für den Erlass einer Ordnungs
verfügung gegeben sind. Diese dürfen gemäß § 176 (1) LVwG als 
Maßnahmen zur Gefahrenabwehr erlassen werden, wenn sie entweder 

1.	 zur Beseitigung einer Störung oder 
2.	� zur Abwehr einer im einzelnen Fall bevorstehenden Gefahr für 

die öffentliche Sicherheit 

erforderlich sind. Wie bereits in den Vorüberlegungen dargestellt, 
liegt in diesem Fall beides vor. Ein Verwaltungsakt darf daher erlassen 
werden.3

3.4	 Richtige Ausübung des Ermessens
Der generelle Grundsatz des Ermessens ergibt sich aus § 173 (1) des 
LVwG. 4 Dieser besteht aus dem Entschließungs- und dem Auswahl

3	 Werden keine Vorüberlegungen angestellt, so sind hier die Begriff lichkeiten 
Gefahr, Störung und öffentliche Sicherheit anzusprechen.

4	 Im Rahmen der Gefahrenabwehr sind mehrere Ermessensprüfungen nötig. 
Beispiele dafür sind: Tätigwerden nötig, welche Maßnahmen, welcher Störer, 
Zwangsmittel, Höhe eines Zwangsgeldes
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ermessen. Die Ermächtigung zur Ausübung des Ermessens im Zuge 
der Gefahrenabwehr regelt § 174 LVwG.

3.4.1	Prüfung des Entschließungsermessens
Die Behörde hat ein Entschließungsermessen. Es geht dabei um die 
Frage, ob sie überhaupt tätig werden will. Da hier sowohl eine Gefahr 
als auch eine Störung der öffentlichen Sicherheit vorliegen, hat die 
Behörde keinen Fehler beim Entschließungsermessen gemacht. Auf-
grund der Schwere der Gefahr bzw. der schon vorliegenden Störung 
ist die Behörde in ihrem Entschließungsermessen reduziert.

3.4.2	Prüfung des Auswahlermessens
Als Maßnahme wurde die Entfernung der Baustahlstäbe aus der 
Mauer angeordnet. Außerdem wurde ein Verbot ausgesprochen, 
spitze Gegenstände in die restliche, noch nicht bearbeitete Mauer 
einzusetzen. Bei der Anordnung der Maßnahmen hat die Behör-
de Auswahlermessen. Fehler (Nichtgebrauch, Fehlgebrauch, Über-
schreitung) wurden in diesem Fall nicht gemacht.

3.4.3	Prüfung der Verhältnismäßigkeit
Bei der Prüfung des Auswahlermessens ist zusätzlich die Verhältnis-
mäßigkeit zu beachten. Die rechtlichen TBM ergeben sich aus § 73 
(2) und (3). Danach muss eine Maßnahme geeignet, erforderlich und 
angemessen sein.

3.4.3.1	 Merkmal Geeignetheit
Die von der Behörde getroffenen Anordnungen sind tatsächlich ge-
eignet, da sie zum Erfolg führen. Gefahr und Störung werden be-
seitigt. Die Anordnung ist auch rechtlich geeignet, da sie mit der 
Rechtsordnung im Einklang steht und vom Pflichtigen kein rechts-
widriges Verhalten verlangt.

3.4.3.2	 Merkmal Erforderlichkeit
Die Maßnahmen sind außerdem erforderlich, d. h. sie sind von al-
len infrage kommenden Mitteln die mildesten. Es sind keine Maß-
nahmen vorstellbar, die den Pflichtigen noch weniger belasten und 
gleichzeitig zum Ziel führen. 5

3.4.3.3	 Merkmal Angemessenheit
Drittens ist die angeordnete Maßnahme auch angemessen. Mittel 
und Zweck stehen in keinem offensichtlichen Missverhältnis zuein-
ander. Die vom Pflichtigen verlangte Entfernung der Baustahlspit-
zen und das Verbot weitere spitze Gegenstände in die Mauer einzu-
bauen, führen bei W zu Einschränkungen. Die für ihn verbundenen 
Belastungen stehen aber in keinem offenbaren Missverhältnis zu der 
damit für die Passanten erreichten Sicherheit für deren Gesundheit 
und Eigentum.

3.5	 Ermittlung des Störers
Gemäß § 217 LVwG ist zu prüfen, ob spezielle Vorschriften die 
Inanspruchnahme von Pflichtigen regeln. Diese sind vorrangig anzu-
wenden. Sollte das nicht der Fall sein, so sind Verhaltensstörer (§ 218 
LVwG) und Zustandsstörer (§ 219 LVwG) zu ermitteln. § 53 LBO 
bezeichnet den Bauherren und die anderen am Bau Beteiligten als 
Verantwortliche. Diese haben darauf zu achten, dass die öffentlich-

5	 Hier braucht der Verfasser einer Klausur andere, weniger milde Mittel, nicht als 
„Beweis“ darzustellen, um deutlich zu machen, dass das mildeste Mittel gewählt 
wurde.

rechtlichen Vorschriften eingehalten werden. Danach sind W und M 
heranziehbar.
Bei der Auswahl des Störers hat die Behörde ein Auswahlermessen. 
In diesem Fall sollte W herangezogen werden, da er als Auftraggeber 
für diese Mauererweiterung der Veranlasser ist. Würde M die Ord-
nungsverfügung zugehen, könnte W ggf. einen anderen Unterneh-
mer mit der Weiterarbeit beauftragen.

3.6	 Ergebnis
Die Ordnungsverfügung ist materiell rechtmäßig.

4	 Zwangsmittelandrohung

Zwangsmittel sind Beugemittel. Sie sollen den Pflichtigen dazu be-
wegen, der Anordnung der Behörde zu folgen. Zwangsmittel haben 
präventiven Charakter. Sie sollen ein zukünftiges Verhalten (Han-
deln, Dulden, Unterlassen) erzwingen. Anders das Bußgeld, das im-
mer auf ein Fehlverhalten in der Vergangenheit abgestellt ist.
Ob Zwangsmittel angedroht werden, liegt im Ermessen der Ord-
nungsbehörde. Das Entschließungsermessen wurde rechtmäßig 
ausgeübt, da der Pflichtige durch sein Verhalten und seine Äußerun-
gen erkennen ließ, dass er den Anordnungen der OB freiwillig nicht 
nachkommen will.

4.1	 Formelle Rechtmäßigkeit der Zwangsmittelandrohung
Nach § 236 (1) LVwG muss eine Androhung schriftlich erfolgen.6 
Hier wurde das Zwangsmittel zunächst mündlich angedroht und da-
nach schriftlich bestätigt.
In der Androhung ist eine Frist zu bestimmen, in der die geforderte 
Verpflichtung zugemutet werden kann (§ 236 (2) LVwG). Hier wur-
de angeordnet, dass die Arbeiten bis 18:00 Uhr fertig gestellt sein 
müssen. Diese Frist ist angemessen, da der Beton noch frisch ist und 
die Arbeiten in der vorgesehenen Zeit geschafft werden können. Das 
Verbot, weitere Stahlspitzen einzubauen, kann sofort befolgt werden 
und bedarf keiner Frist.
Nach § 236 (3) LVwG kann die Androhung von Zwangsmitteln 
mit dem Verwaltungsakt verbunden werden. Die Behörde hat davon 
Gebrauch gemacht.
Die Zwangsmittelandrohung muss sich auf bestimmte Zwangsmit-
tel beziehen. Das ist hier geschehen (§ 236 (4) LVwG). Es wurden ein 
Zwangsgeld (§ 237 LVwG) und die Ersatzvornahme (§ 238 LVwG) 
angedroht.
Bei der EV wurde ein Kostenbetrag vorläufig veranschlagt (§ 236 (6) 
LVwG). Bei der Androhung des Zwangsgeldes wurde mit 500 € die 
Höhe angegeben (§ 236 (5) LVwG). 

Ergebnis: Die Androhung der Zwangsmittel erfolgte formell recht-
mäßig.

4.2	 Materielle Rechtmäßigkeit der Zwangsmittelandrohung

4.2.1	� Prüfung der Verhältnismäßigkeit der angedrohten 
Zwangsmittel

Ein Zwangsmittel ist geeignet, wenn es zum Ziel führt oder zumin-
dest einen Schritt in die richtige Richtung darstellt.

6 	 Ausnahmen nur prüfen, wenn sich aus dem Sachverhalt Anhaltpunkte dafür 
ergeben und das Zwangsmittel nicht oder nur mündlich angedroht wurde.
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Ulf Kalkschmidt� Die Mauer am Schulweg

4.2.1.1	 Ersatzvornahme
Die Ersatzvornahme (EV) ist nur dann möglich, wenn eine Hand-
lung auch von einem Dritten vorgenommen werden kann.7 Die an-
gedrohte EV ist tatsächlich geeignet, da das Entfernen der Stahlstäbe 
durch einen Dritten zum Ziel führt. Sie ist auch rechtlich geeignet, 
da sie nach § 235 (1) Nr. 2 i. V. m. § 238 LVwG ein rechtlich zugelas-
senes Zwangsmittel ist, das eingesetzt werden kann, wenn es um eine 
vertretbare Handlung geht.
Erforderlich bedeutet in diesem Fall, dass von allen geeigneten 
(Zwangs-)Mitteln das mildeste auszuwählen ist. Unmittelbarer 
Zwang scheidet aus, da er nachrangig ist. Ein Zwangsgeld würde 
die Gefahr nicht beseitigen, falls der Pflichtige der Anordnung nicht 
nachkommen sollte. Damit ist die EV das mildeste Mittel, da die 
anderen Mittel subsidiär bzw. ungeeignet sind.
Die EV ist auch angemessen. Der Nachteil, den W dadurch erleiden 
würde, dass er die Kosten der Ersatzvornahme tragen müsste, steht in 
keinem Missverhältnis zum Nutzen der Allgemeinheit (körperliche 
Unversehrtheit, Schutz des Eigentums).

7 	 Auf eine inhaltliche Abgrenzung der EV zum unmittelbaren Zwang ist hier nicht 
einzugehen.

4.2.1.2	 Zwangsgeld
In der zweiten Anordnung geht es darum, den Einbau von Stahlstä-
ben zu unterlassen. Es handelt sich um eine präventive Maßnahme. 
Sie ist – auch aufgrund der Höhe8 von 500 € – tatsächlich geeignet, 
die Anordnung zu befolgen.
Sie ist auch rechtlich geeignet (§ 235 i. V. m. § 237 LVwG):
Das Zwangsgeld ist das mildeste Mittel. Die EV ist ungeeignet und 
der unmittelbare Zwang subsidiär.
Zur Angemessenheit kann auf die obigen Ausführungen zur EV ver-
wiesen werden.

4.2.2	Ergebnis der Prüfung der Zwangsmittelandrohung
Die von der OB des Amtes vorgenommene Zwangsmittelandrohung 
ist auch materiell rechtmäßig.

5	 Endergebnis: 
Damit ist der VA insgesamt rechtmäßig.

8 	 Die Höhe eines ZG ist schwer zu bestimmen. Hilfreich für die Bemessung könn-
ten neben der Gefährlichkeit der Situation auch die finanziellen Verhältnisse des 
Pf lichtigen sowie der wirtschaftliche Vorteil sein, der sich aus der Nichtbefol-
gung ergeben würde.

Nach der einschlägigen Prüfungsordnung müssen die Anwärter der 
Laufbahngruppe I, 2. Eingangsamt (ehemals: mittlerer Dienst) zum 
Abschluss ihres zweijährigen Vorbereitungsdienstes eine praktische 
Prüfung absolvieren. 
Das Fach wird nicht bekanntgegeben. 
Nicht mehr zur Auswahl stehen die Fächer, die bereits Gegenstand 
der schriftlichen Prüfung waren.

In diesem Jahr wurde in zwei von sechs Prüfungsgruppen das Fach 
„Öffentliches Dienstrecht“ geprüft. 
Bei vier Prüflingen war der nachstehende Fall Gegenstand der Prüfung.

Nach einer dreißigminütigen Vorbereitungszeit mussten die Prüflin-
ge in einer bis zu zehnminütigen Präsentation die fachlichen Ergeb-
nisse darstellen. Die Präsentationsform konnte frei gewählt werden. 
Das sich anschließende Fachgespräch dauerte ebenfalls bis zu zehn 
Minuten. Die Prüflinge mussten darin ihr Fachwissen untermauern, 
ferner wurden fehlende und falsche Darstellungen thematisiert.
Das darauf folgende Rollenspiel diente der Umsetzung des Fachwis-
sens im Praxisalltag. Entscheidend war dabei die Verwendung von 
situationsangemessenen Gesprächstechniken im Umgang mit der zu 
kündigenden Mitarbeiterin. Die Rolle der Mitarbeiterin nahm die 
Fachdozentin des Faches Kommunikation und Kooperation wahr. 
Den Gesprächseinstieg bildete einheitlich die ausgesprochene Kün-
digung; danach entwickelte sich aus dem Verhalten der Prüflinge he-
raus ein unterschiedlicher Gesprächsverlauf. 
Für das fachliche Wissen wurde zweimal die Note „gut“, je einmal 
„befriedigend“ und „ausreichend“ verteilt. Das Fachwissen ging mit 

50% in die Note für die praktische Prüfung ein; ebenfalls 50% zählte 
der Bereich Kommunikation (Präsentation und Rollenspiel). 

Die eigentliche Praktische Prüfung hatte folgenden Kopf:

Lehrgang:	 110. Sekretärabschlusslehrgang
Fach:	 Öffentliches Dienstrecht
Datum:	 04.07.2013
Art:	 Praktische Prüfung
Fall-Nr.:	 1
Hilfsmittel:	 DVP-Sammlung

Sachverhalt

Die Gemeinde G, Schleswig-Holstein, Mitglied im Kommunalen 
Arbeitgeberverband des Landes Schleswig-Holstein, beschäftigt 120 
Mitarbeiter/innen. 
Hiervon sind sechzig im öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis, 
weitere sechs in Ausbildungsverhältnissen sowie die gesetzliche An-
zahl der Mitglieder im Personalrat.
Von den Arbeitnehmer/innen sind bereits vierzig 40 Jahre und älter 
und von diesen sind dreißig fünfzehn und mehr Jahre bei der Ge-
meinde G tätig. 
Sie unterhält in der Hauptgeschäftsstraße des Ortes eine Seniorenta-
gesstätte, die von den nachstehenden Vollzeitbeschäftigten 

Sylvie Haber (H), ausgebildete Verwaltungsfachangestellte, 27 Jahre 
alt, seit dem 01.07.2010 bei der Gemeinde G tätig, ledig, Mitglied im 
Personalrat, keine Unterhaltspflichten,
Sabia Iwersen (I), ausgebildete Verwaltungsfachangestellte, 22 Jahre 
alt, seit dem 01.01.2013 bei der Gemeinde G tätig, ledig, schwanger, 
keine Unterhaltspflichten,

Thorsten Bretzke*

Praktische Prüfung im Fach „Öffentliches Dienstrecht“

*	 Verwaltungsoberrat Thorsten Bretzke ist hauptamtlicher Dozent an der Verwal-
tungsakademie Bordesholm. Er ist als Fachleiter u.a. für das Fach „Öffentliches 
Dienstrecht“ zuständig. Als Beamtenvertreter im Personalrat ist er mit den Pro-
blemen des Mitbestimmungsrechts auch aus eigener Anschauung vertraut.
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Tabea Jung ( J), ausgebildete Verwaltungsfachangestellte, 23 Jah-
re alt, seit dem 01.07.2012 im Dienst bei der Gemeinde G, ledig, 
schwanger, keine Unterhaltspflichten,
Rita Kraft (K), ausgebildete Hauswirtschaftsleiterin, 47 Jahre alt, seit 
dem 01.11.2004 bei der Gemeinde G tätig, ledig, keine Unterhalts-
pflichten, Grad der Minderung der Erwerbsfähigkeit 50 %,
Cornelia Larson (L), ohne Ausbildung, 49 Jahre alt, seit dem 
01.11.2008 im Dienst der Gemeinde G, alleinerziehende Mutter ei-
nes zehnjährigen Kindes.,
Rebecca Martin (M), ausgebildete Fischwirtin, 41 Jahre alt, seit mehr 
als 17 Jahren bei der Gemeinde G beschäftigt, verheiratet, Ehemann 
ist Stadtoberinspektor bei der Stadt O,

geführt wird. Die sechs Mitarbeiterinnen sind hierarchisch gleichbe-
rechtigt und teilen sich die Öffnungszeiten der Einrichtung (mon-
tags–freitags von 08:00–18:00 Uhr, samstags von 08:00–13:00 Uhr) 
seit Jahren in eigener Verantwortung auf.

Obwohl sich die Kolleginnen bemühen, das Angebot der Senioren-
tagesstätte ständig auszuweiten und zu verbessern, lässt das Interesse 
der älteren Mitbürger/innen an den Veranstaltungen und an einer 
Aufenthaltsmöglichkeit während der Öffnungszeiten ständig nach. 
Lediglich an den Markttagen, Dienstag und Freitag, kommt noch 
eine zufriedenstellende Besucherzahl in die Tagesstätte.
Aufgrund der dramatischen Gewerbesteuerentwicklung in der 
Gemeinde fordert der Finanzausschuss den Bürgermeister auf, im 
kommenden Stellenplan eine Stelle für die Seniorentagesstätte zu 
streichen und den Personalüberhang durch eine betriebsbedingte 
Kündigung abzubauen.
Die Gemeinde wendet den Tarifvertrag des öffentlichen Dienstes 
auf alle Arbeitsverhältnisse durch Vereinbarung in den jeweiligen 
Arbeitsverträgen an.

Rita Kraft ist wie ihre beiden Kolleginnen (L+M) Mitglied der Ge-
werkschaft ver.di. 
Sie sorgt sich um ihren Arbeitsplatz und bittet Sie um die Beantwor-
tung folgender Fragen:

1.	� Bis zu welchem Zeitpunkt müsste ihr die Kündigung zugehen, 
damit eine ordentliche Kündigung zum Jahresende termingerecht 
erfolgt? Erläutern Sie kurz die Anwendbarkeit der einschlägigen 
Norm bezogen auf die Kündigungsfrist!� (20%)

2.	� Ist das Kündigungsschutzgesetz auf ihr Arbeitsverhältnis anzu-
wenden?� (20%)

3.	� Ist das Arbeitsverhältnis von Frau Kraft nach der Betrachtung der 
Sozialdaten aller näher beschriebenen Mitarbeiter/innen tatsäch-
lich gefährdet?� (60%)

Bearbeitungshinweise

1.	� Alle Aufgaben sind – soweit möglich – unter Angabe der einschlä-
gigen Rechtsnormen zu beantworten.

2.	� Der Personalrat hat mit der Dienststelle folgendes Punktesystem 
vereinbart:

Lebensalter:
Ab dem 20. Lebensjahr pro Jahr je� einen Punkt
Ab dem 55. Lebensjahr pro Jahr je� drei Punkte

Beschäftigungszeit:
Für die ersten zehn Jahre – pro Jahr je� einen Punkt
Ab dem elften Jahr – pro Jahr je� zwei Punkte

Grad der Schwerbehinderung:
Gleichgestellte � zehn Punkte
50–80 %� zwanzig Punkte
Mehr als 80 %� dreißig Punkte

Unterhaltspflichten:
Ehegatte � zehn Punkte
Pro Kind� zwanzig Punkte

Vorschlag für das Rollenspiel (dieser interne Hinweis wurden den 
Prüflingen nicht bekannt gegeben):
Die zu kündigende Mitarbeiterin erscheint und fragt, ob der Arbeit-
geber wirklich alle Möglichkeiten geprüft hat, um ihre Kündigung 
zu vermeiden.
Sie äußert beispielsweise die Idee, dass alle 120 Mitarbeiterinnen ihre 
Arbeitszeit reduzieren könnten.

Lösungsskizze:

Zu Aufgabe 1) 
Die Kündigungsfristen werden unter Beachtung der §§ 620 II, 
622 IV BGB und 
§ 34 I 2 TVöD berechnet. 
Das Beschäftigungsverhältnis wurde am 01.11.2004 begründet, und 
bis zum heutigen Tage sind mehr als 8 Jahre; aber noch keine 10 Jahre 
Beschäftigungszeit abgeleistet worden, so dass die Frist 4 Monate 
zum Schluss des Kalendervierteljahres betragen würde.
Die Beschäftigungszeit rechnet ab dem 01.11.2004 bis zum Tage des 
Ausspruches der Kündigung – beispielsweise am Tage der Prüfung – 
laut § 34 II TVöD. 
Eine schädliche Unterbrechung ist aus dem Sachverhalt nicht er-
sichtlich und daher nicht zu unterstellen. 
Beim Ausspruch und Zugang der Kündigung am Prüfungstage oder 
bis spätestens zum 01.09.2013. würde das Arbeitsverhältnis zum 
31.12.2013 (viermonatige Frist zum Ende des Kalendervierteljahres) 
enden.

Zu Aufgabe 2)
Die Anwendbarkeit ergibt sich aus den §§ 1 I, 23 I KSchG. Hier-
zu muss ihr Arbeitsverhältnis (AV) ununterbrochen länger als sechs 
Monate bestanden haben und es müssen mehr als zehn Neu-Be-
schäftigte bei der Gemeinde G tätig sein. 
Das AV besteht ununterbrochen seit dem 01.11.2004, und bei der 
Gemeinde sind 120 Arbeitnehmerinnen beschäftigt. Hiervon sind 
nach § 23 I KSchG jedoch nicht zu berücksichtigen:

•	 die im öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis (sechzig Beamte),
•	 die Auszubildenden (sechs Azubis),
•	 die Teilzeitbeschäftigten – abhängig von der Arbeitszeit ggf. nur 
anteilig.

Unabhängig von den fehlenden Angaben zu den Teilzeitbeschäftig-
ten ist bei 54 Tarifbeschäftigten selbst im ungünstigsten Falle (Faktor 
0,5) davon auszugehen, dass die erforderliche Mitarbeiterzahl auf 
jeden Fall erreicht wird.

Praktische Prüfung im Fach „Öffentliches Dienstrecht“ � Thorsten Bretzke
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Die Beschäftigungszeit wurde bereits in der Aufgabe 1 geprüft. 
Beide Voraussetzungen sind unstreitig erfüllt, so dass das KSchG 
anzuwenden ist. 

Zu Aufgabe 3)

H I J Kraft Larson M
Bes. K‘dg.- 
schutz

§ 15 II
KSchG

§ 9  
MSchG

§ 9  
MSchG

Nein Nein § 34 II
TVöD

Punkte Nein Nein Nein Ja Ja Nein
Alter in Jahren 47 49 41
Punkte 27 29
Beschäfti
gungszeit

01.11.
2004

01.11.
2008

s. Text

Punkte 8 4
SB 50–80% Ja Nein
Punkte 20 0
Unterhalt – Kind Nein Ja
Punkte 0 20
Punkte 55 53
Ziffer 2. 1.

Inhaltliche Erläuterung zur tabellarischen Übersicht:

Laut dem Bearbeitungshinweis ist zu ermitteln, welche Punktzahlen 
die Mitarbeiterinnen erreicht haben. Bevor dieses erfolgt, ist es hilfreich 
festzustellen, ob besondere Kündigungsschutzgründe gegeben sind. 
Die beiden jüngeren Mitarbeiterinnen I + J sind schwanger und da-
mit gem. § 9 I MSchG nicht in die Sozialauswahl mit einzubeziehen. 
Damit ist einer Zuordnung der Punkte entbehrlich.

Anmerkung des Verfassers: Die Prüflinge, die strukturiert vorgehen, wer-
den so begünstigt, da das Berechnen entfällt und eine inhaltlich fehlerhafte 
Entscheidung (Kündigung der jüngsten Mitarbeiterin) vermieden wird. 

Frau H. ist als Mitglied der Personalvertretung, für die Dauer ihrer 
Amtszeit und einer anschließenden Nachwirkungsfrist, vor ordent-
lichen Kündigungen geschützt. Dieses fußt auf § 38 Mitbestim-
mungsgesetz Schleswig-Holstein, das auf § 15 KSchG verweist.
Frau M könnte sich auf den tariflichen Kündigungsschutz nach 
§ 34 II TVöD berufen, wenn sie folgende drei Kriterien erfüllt:

•	� Das Arbeitsverhältnis und der Ort der Dienstleistung ist dem Ta-
rifgebiet West zuzuordnen. Laut Angabe im Sachverhalt befindet 
sich die fiktive Gemeinde G in Schleswig-Holstein. Nach den Re-
gelungen des § 38 TVöD gehören hierzu die „alten“ Bundesländer. 
Schleswig-Holstein ist Bestandteil der „alten“ Bundesländer. Die-
ses Merkmal ist erfüllt.

•	� Das 40. Lebensjahr muss vollendet sein. Frau K ist laut Sachver-
halt 41 Jahre alt und erfüllt damit die einschlägige Altersgrenze.

•	� Sie muss mindestens 15 Jahre – beispielsweise bei der Gemeinde 
G beschäftigt sein. Da sie seit 17 Jahren bei der Gemeinde G 
beschäftigt ist, bedarf es keiner Prüfung von anderen anwendba-
ren Beschäftigungszeiten nach § 34 III TVöD, sondern auch das 
dritte Tatbestandsmerkmal ist damit erfüllt.

Nach der Prüfung des gesetzlichen und tariflichen besonderen Kündi-
gungsschutzes bleibt festzustellen, dass von den als gleichwertig anzu-

sehenden sechs Mitarbeiterinnen – auf andere Mitarbeiter/innen war 
mangels Information im Sachverhalt nicht einzugehen – lediglich zwei 
Personen in die vereinbarte Sozialauswahl einzubeziehen sind.
Ein dringendes betriebliches Erfordernis liegt nur vor, wenn die zu kün-
digende Mitarbeiterin nicht anderweitig beschäftigt werden kann. Man-
gels fehlender Angaben im Sachverhalt ist dieses zu unterstellen, nicht 
aber das Gegenteil (sogenannte Sachverhaltsquetsche) anzunehmen. 
Frau L und Frau K sind hinsichtlich der Kriterien (Alter/Beschäf-
tigungszeit/Unterhaltspflichten/Schwerbehinderung) dahingehend 
zu überprüfen, wer als sozial stärkste Mitarbeiterin betriebsbedingt 
zu kündigen ist.
Die Kriterien für die Schutzwürdigkeit wurden in einer Richtlinie fest-
gelegt, der der Personalrat zugestimmt hat. Eine solche Richtlinie kann 
das Arbeitsgericht nur auf grobe Fehlerhaftigkeit hin überprüfen. Da 
grobe Fehlerhaftigkeit hier nicht vorliegt – alle gesetzlichen nach § 1 
III KSchG genannten Kriterien sind Inhalt der Richtlinie geworden – 
bestimmt sich die Sozialauswahl nach den vereinbarten Punktzahlen.
Die vier Kriterien des § 1 III KSchG zur Bestimmung von Sozial-
schwäche bzw. -stärke sind

•	� Lebensalter,
•	� Beschäftigungszeit,
•	� Schwerbehinderung,
•	� Unterhaltspflichten.

Zunächst sind Punkte für das Lebensalter ab dem 20. Lebensjahr zu 
vergeben. Frau L ist zwei Jahre älter und erhält damit zwei Punkte 
mehr als Frau K. 
L	 29 Punkte
K 	 27 Punkte
Beide sind nicht mehr als zehn Jahre bei der Gemeinde G beschäftigt, 
so dass pro Jahr ein Punkt zu vergeben ist.

Frau K ist acht Jahre und Frau L vier Jahre bei der Gemeinde beschäf-
tigt, so dass für
Frau K	 8 Punkte
Frau L	 4 Punkte
zu vergeben sind.

Die Zeiten rechnen jeweils für das vollendete Lebens- bzw Beschäf-
tigungsjahr.

Damit hat summarisch betrachtet Frau K nunmehr zwei Punkte 
mehr als Frau L aufzuweisen.
Für den Umstand der Schwerbehinderung (siehe hierzu auch § 2 II 
SGB IX) von 50 % erhält Frau K 20 Punkte.

Bei Frau L liegen die Voraussetzungen nicht vor.
Allerdings besteht gegenüber ihrem Kind eine Verpflichtung zum 
Unterhalt, die bei Frau L mit ebenfalls 20 Punkten zu bewerten ist.

Damit verbleibt es bei der Bewertung, dass Frau K zwei Punkte mehr 
als ihre Kollegin Frau L erhalten hat.

Aufgrund der Punktzahl ist Frau L vorrangig vor Frau K zu kündi-
gen. Sie braucht sich derzeit keine Sorgen um ihren Arbeitsplatz zu 
machen. Auf den Tatbestand, dass es einer Zustimmung des Inte
grationsamtes nach § 85 SGB IX in die Einbeziehung in die soziale 
Auswahl bedarf, ist daher nicht einzugehen.

Thorsten Bretzke� Praktische Prüfung im Fach „Öffentliches Dienstrecht“
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1	 Einführung

Im März 2010 erschoss ein Mitglied des Rockerclubs „Hells Angels“ 
einen Polizeibeamten. Im Februar 2011 wurde er deshalb (und wegen 
anderer Delikte) vom Landgericht Koblenz zu einer Freiheitsstra-
fe von neun Jahren verurteilt. Dieses Urteil hat der BGH in seiner 
Entscheidung vom 2.11.2011 aufgehoben und den Angeklagten vom 
Vorwurf des Totschlages freigesprochen.1
Diese Entscheidung löste breiten Protest insbesondere in Polizei-
kreisen aus. Es war von Unverständnis für diese Entscheidung „Im 
Namen des Volkes“ die Rede bis hin zur Frage, ob dies ein „Freibrief 
für kriminelle Rocker“ sei.2 
Dieser Beitrag soll den rechtlichen Hintergrund der Entscheidung 
verdeutlichen. Die Entscheidung basiert auf der sogenannten „Pu-
tativnotwehr“, die recht schwierig nachzuvollziehen ist und deshalb 
ausführlich dargestellt wird.

2	 Sachverhalt

Der zugrunde liegende Sachverhalt ist im Wesentlichen folgender:3
Der Angeklagte war „der für die Disziplin und Ordnung zuständige 
„Sergeant at Arms“ im „Chapter Bo.“ des Motorrad- und Rocker-
clubs „Hells Angels“4. 
In dieser Eigenschaft übte er in verschiedener Weise unter anderem 
Druck auf andere Personen aus, um Zahlungen oder bestimmte Hand-
lungen zu erzwingen, die später in der Entscheidung des Landgerich-
tes sowie des BGH – teils mit unterschiedlicher Einordnung – als ver-
suchte bzw. vollendete Nötigung bzw. Erpressung eingeordnet wurden. 
Wegen dieser Delikte fanden polizeiliche Ermittlungen statt, die zu 
insgesamt zehn Durchsuchungsbeschlüssen gegen verschiedene Mit-
glieder der Hells Angels führten, so auch gegen den Angeklagten.
Vor dem Termin der Durchsuchung waren „Gerüchte“ im Umlauf, 
denen zufolge der verfeindete Motorradclub „Bandidos“ ein Mit-
glied der Hells Angels töten wolle. Diesen Gerüchten glaubte auch 
der Angeklagte, insbesondere weil dieser Ankündigung die Tötung 
eines Mitgliedes der „Bandidos“ durch ein Mitglied der Hells Angels 
vorausgegangen war.
Am 17. März 2010 sollten die Durchsuchungen aus taktischen Grün-
den zeitgleich erfolgen. Weil der Angeklagte als gewaltbereit galt und 
– legal – Schusswaffen besaß, sollte ein Spezialeinsatzkommando   
 

*	 Oberregierungsrätin Gesine Willert ist Fachgruppenleiterin Rechtswissenschaf-
ten und Dozentin im Fachbereich Polizei an der Fachhochschule für Verwaltung 
und Dienstleistung Altenholz.

1 	 BGH Urteil vom 2.11.2011, Az 2 StR 375/11, auch abgedruckt in NStZ 2012, 
272 ff.

2 	 Mord an einem Polizisten bleibt ungesühnt! – Ist die BGH-Entscheidung ein 
Freibrief für kriminelle Rocker?, Der Kriminalist 12-2011/1-2012, S. 47; Puta-
tivnotwehr: BGH-Urteil schockt Polizei, Die Kriminalpolizei Nr. 4/2011 S. 34; 
weitere Beispiele bei Engländer, NStZ 2012, 274.

3 	 Vergleiche zur gesamten Darstellung des Sachverhaltes sowie der Urteilsbegrün-
dung das Urteil des BGH vom 2.11.2012, Az 2 StR 375/11.

4 	 BGH aaO.

gewaltsam in das Haus des Angeklagten eindringen, ihn im Schlaf 
überraschen und so eine ungestörte Durchsuchung ermöglichen.
Bei der Öffnung der Haustür mit einem hydraulischen Gerät war ein 
Ansetzen an mehreren Stellen der Tür erforderlich. Hierbei entstan-
den laute Geräusche, die den Angeklagten aufweckten.
Der Angeklagte nahm – aufgrund der Umstände vor Ort und der vo-
rangegangenen Gerüchte über einen Anschlag von Seiten der „Ban-
didos“ – an, dass nunmehr ein solcher Anschlag auf ihn im Gange sei. 
Er ergriff seine Pistole und schaltete das Licht in Flur und Treppen-
haus ein. Die eingesetzten Polizeibeamten erhielten über eine Hör-
einrichtung in den Helmen auch eine Mitteilung darüber, dass Licht 
eingeschaltet sei. Dennoch gingen sie weiter verdeckt vor und gaben 
sich nicht als Polizeieinsatzkräfte zu erkennen. 
Aus der Fortsetzung der Aufbruchtätigkeiten schlussfolgerte der An-
geklagte, dass es sich um „Bandidos“ handele und nicht um normale 
Einbrecher. Ein polizeilicher Einsatz kam ihm nach der Feststellung 
des Gerichtes nicht in den Sinn.
Durch zwei Ornamentfenster in der Eingangstür konnte er Umrisse 
von Personen erkennen. Er rief „verpisst euch“, was wiederum nicht zum 
Aufdecken der Situation seitens der eingesetzten Polizeikräfte führte. 
Der Angeklagte rechnete nunmehr mit einer alsbaldigen Öffnung 
der Tür und Schussabgabe auf sich oder gar mit einem Schuss durch 
die Tür, so dass er seinerseits zwei Schüsse auf die Tür abgab, bei de-
nen er billigend die Tötung eines Menschen in Kauf nahm. Der zwei-
te Schuss traf einen eingesetzten Polizeibeamten durch die Öffnung 
des Schutzpanzers im Brustkorb und verletzte ihn tödlich.
Nunmehr gaben sich die Einsatzkräfte als Polizei zu erkennen. Dar-
aufhin legte der Angeklagte die Waffe weg, lief zum Fenster und rief 
unter anderem „Wie könnt ihr sowas machen? Warum habt ihr nicht 
geklingelt? Wieso gebt ihr euch nicht zu erkennen?“ und ließ sich 
widerstandslos verhaften.
Das Landgericht hat zwar die Entscheidung der Einsatzkräfte, auch 
nach dem Einschalten des Lichtes weiter verdeckt vorzugehen, nach-
träglich als „Fehleinschätzung“ bezeichnet, den Angeklagten jedoch 
wegen Totschlags verurteilt. Einen Freispruch aus Gründen der Pu-
tativnotwehr sah es als nicht richtig an, weil die Notwehrhandlung 
nicht geboten sei, es hätte zuvor, so das Gericht, ein Warnschuss ab-
gegeben werden müssen.
Die Entscheidung des BGH fußt auf der Putativnotwehr, die ein 
Unterfall des „Erlaubnistatbestandsirrtums“ ist.5 Diese besondere 
Form eines Irrtums ist im StGB nicht ausdrücklich geregelt, basiert 
jedoch auf jahrelanger gefestigter Rechtsprechung zur analogen An-
wendung der Irrtumsregeln und wird im Folgenden erläutert.

3	 Aufbau einer Strafbarkeitsprüfung

Hierzu wird zunächst der Aufbau einer Prüfung der Strafbarkeit ei-
ner Person erläutert.

5 	 Vgl. Wessels, Johannes, Beulke, Werner, 2012, Strafrecht Allgemeiner Teil, 42. Auf
lage Rn. 448.
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Im Strafrecht erfolgt die Prüfung einer Strafnorm stets in drei Stufen6: 
In der ersten Stufe wird geprüft, ob der Täter die objektiven Voraus-
setzungen der Norm („objektive Tatbestandsmerkmale“) erfüllt hat.7 
Diese Tatbestandsmerkmale finden sich im zweiten Teil des StGB, 
dem „Besonderen Teil“. Die dortigen Normen beschreiben mit dem 
Tatbestand verbotene Verhaltensweisen und geben einen Strafrah-
men vor. Als Beispiel sei hier § 212 StGB (Totschlag) aufgeführt, der 
eine Freiheitsstrafe von nicht unter fünf Jahren vorsieht für denjeni-
gen, der einen Menschen tötet, ohne Mörder zu sein. 
Subjektiv muss die Erfüllung der objektiven Tatbestandsmerkmale 
vom Vorsatz8 umfasst sein, was sich aus § 15 StGB ergibt. Genauer 
gesagt müssen nicht die Tatbestandsmerkmale selbst, also deren ge-
setzlicher Wortlaut, vom Vorsatz umfasst sein, sondern die tatsächli-
chen Umstände9, die unter die Tatbestandsmerkmale zu subsumieren 
sind. Sollte ein Täter solche konkreten Umstände nicht kennen, so 
befindet er sich im sogenannten Tatbestandsirrtum (§16 StGB), der 
den Vorsatz ausschließt.10

Auf der zweiten Stufe der Fallprüfung ist die Rechtswidrigkeit zu 
prüfen, an der es fehlt, wenn der Täter die Voraussetzungen eines 
Rechtfertigungsgrundes – z.B. Notwehr – erfüllt.11 Notwehr (§32 
StGB) ist hierbei die Verteidigung, die erforderlich ist, um einen 
gegenwärtigen rechtswidrigen Angriff von sich oder einem anderen 
abzuwenden.12 Weitere Rechtfertigungsgründe sind beispielsweise 
der rechtfertigende Notstand in § 34 StGB, die Einwilligung, die 
Notstände aus dem BGB (§§ 228 und 904) und andere.13 
In der dritten Stufe der Fallbearbeitung schließlich prüft der Bear-
beiter bei Bedarf unter der Überschrift „Schuld“ die Frage, ob dem 
Täter die rechtswidrige Tat persönlich vorzuwerfen ist.14 Zu prüfen 
sind dort u. a. die Schuldfähigkeit, aber auch eventuelle Entschuldi-
gungsgründe15 wie den entschuldigenden Notstand (§ 35 StGB), die 
Überschreitung der Notwehr (§ 33 StGB) und andere.

4	 Problematik des Sachverhaltes

Dieser grundlegende dreistufige Aufbau, angewandt auf den vorlie-
genden Sachverhalt, ergibt zunächst folgendes: Der Täter hat objek-
tiv eine andere Person, nämlich den Polizeibeamten, getötet und dies 
auch gewollt. 
In der Entscheidung macht der BGH deutlich, dass der Angeklagte 
bei der Schussabgabe „… billigend in Kauf [nahm], dass ein Mensch 
tödlich getroffen werden könnte“16. Dem liegen die Feststellungen 
des erstinstanzlichen Gerichtes zugrunde. Diese rechtliche Wertung 
ist auch unproblematisch nachzuvollziehen, denn der Angeklagte 
konnte durch die Ornamentgläser Umrisse einer Person sehen. Er 
handelte also zumindest mit Eventualvorsatz.17 

6 	 Vgl. statt vieler Wessels/Beulke, 2012, Strafrecht Allgemeiner Teil, 42. Auflage 
Rn. 129 ff.

7 	 Wessels/Beulke, 2012, Strafrecht Allgemeiner Teil, 42. Auflage Rn. 133 ff.
8 	 Wessels/Beulke, 2012, Strafrecht Allgemeiner Teil, 42. Auflage Rn. 134.
9 	 Fischer, Thomas, 2013, Strafgesetzbuch und Nebengesetze, 60. Auflage, § 15 

Rn. 2; ders. § 16 Rn. 3. 
10 	Fischer, Thomas, 2013, Strafgesetzbuch und Nebengesetze, 60. Auflage, § 16 

Rn. 10.
11 	Wessels/Beulke, 2012, Strafrecht Allgemeiner Teil, 42. Auflage Rn. 270.
12 	§ 32 StGB.
13 	Vgl. die Aufzählung bei Wessels/Beulke, 2012, Strafrecht Allgemeiner Teil, 

42. Auflage Rn. 282.
14 	Wessels/Beulke, 2012, Strafrecht Allgemeiner Teil, 42. Auflage Rn. 409 ff.
15 	Wessels/Beulke, 2012, Strafrecht Allgemeiner Teil, 42. Auflage Rn. 432 ff.
16 	BGH aaO.
17 	Eventualvorsatz wird auch als bedingter Vorsatz oder dolus eventualis bezeichnet.

Dass er die Identität der Personen verwechselt hat, weil er die vor 
der Tür stehenden Polizeibeamten für Personen gehalten hat, die ihn 
töten wollen, spielt bei der Prüfung des Vorsatzes noch keine Rolle, 
da er nur die Umstände kennen musste, die unter den Straftatbestand 
Totschlag zu subsumieren sind, und die kannte er: „Dort steht eine 
Person und die töte ich jetzt“. 
Dieser Identitätsirrtum wird auch als „error in persona“ bezeichnet 
und führt nicht zum Vorsatzausschluss gemäß § 16 StGB.18 
§ 16 StGB regelt den Tatbestandsirrtum und lautet: „Wer bei Be-
gehung der Tat einen Umstand nicht kennt, der zum gesetzlichen 
Tatbestand gehört, handelt nicht vorsätzlich. Die Bestrafung wegen 
fahrlässiger Begehungsweise bleibt unberührt. …“.
Als Zwischenergebnis ist also festzuhalten, dass der Angeklagte vor-
sätzlich einen Menschen getötet hat.
Auf der zweiten Prüfungsebene, der Rechtfertigungsebene, ist nun 
die Notwehr gemäß § 32 StGB zu prüfen. Hätte er in Notwehr ge-
handelt, wäre sein Verhalten nicht rechtswidrig und damit straflos 
gewesen. 
Erste Voraussetzung hierfür ist die sogenannte Notwehrlage, also ein 
gegenwärtiger rechtswidriger Angriff.19 Dazu wäre erforderlich, dass 
der Betroffene von einem Menschen angegriffen wird, und zwar ent-
weder in seiner körperlichen Integrität oder aber in einem anderen 
Rechtsgut, was im vorliegenden Fall jedoch nicht in Betracht kommt. 
Dieser Angriff müsste gegenwärtig sein und gegen die Rechtsord-
nung verstoßen. 
Der BGH hat es in seiner Entscheidung offen gelassen, ob der Ange-
klagte einem rechtswidrigen Angriff ausgesetzt war. In Betracht zog 
das Gericht die Rechtswidrigkeit des Polizeieinsatzes, weil „es sich 
bei einer Durchsuchung um eine grundsätzlich offen durchzuführen-
de Maßnahme handelt“20.
Eine Entscheidung hierüber musste jedoch nicht getroffen werden, 
weil sich der Angeklagte, so auch die Wertung des BGH, in einem 
Erlaubnistatbestandsirrtum befand.
Dies ist immer dann der Fall, wenn sich eine Person, die einen 
Straftatbestand erfüllt, in einem Irrtum befindet, indem sie sich Um-
stände vorstellt, die zur Rechtfertigung führen würden. 
Aufgrund der in der Sachverhaltsschilderung zitierten Umstände 
glaubte der Angeklagte, einem solchen Angriff ausgesetzt zu sein. Er 
unterlag also einem Irrtum über die tatsächlichen Umstände, die zum 
Rechtfertigungsgrund gehören.

5	 Rechtliche Lösung der Irrtumslage

Diese Situation, dass objektiv die Voraussetzungen eines Rechtferti-
gungsgrundes nicht vorliegen (oder dies, wie in diesem besonderen 
Fall, offen gelassen wird), sich der Betroffene ihr Vorliegen hingegen 
vorstellt, ist gesetzlich nicht geregelt. Jedoch wird diese Lücke seit 
Jahren im Wege der Rechtsfortbildung durch einen Analogieschluss 
gefüllt, den sog. „Erlaubnistatbestandsirrtum“, wobei Einzelheiten 
hierzu nach wie vor umstritten sind.

18 	Der error in persona wird auch error in persona vel obiecto genannt. Vgl. zur Prob-
lematik Fischer, Thomas, 2013, Strafgesetzbuch und Nebengesetze, 60. Auflage, 
§  16 Rn. 5 ff sowie Sternberg/Lieben, in: Schönke/Schröder, Strafgesetzbuch 
Kommentar, 28. Auflage 2010, § 16 Rn. 11; ebenso Wessels/Beulke, 2012, Straf-
recht Allgemeiner Teil, 42. Auflage Rn. 247 ff.

19 	Wessels/Beulke, 2012, Strafrecht Allgemeiner Teil, 42. Auflage Rn. 325; Per-
ron, in: Schönke/Schröder, Strafgesetzbuch Kommentar, 28. Auflage 2010, § 32 
Rn. 2; Fischer, Thomas, 2013, Strafgesetzbuch und Nebengesetze, 60. Auflage, 
§ 32 Rn. 4.

20 	BGH aaO.
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Zum Verständnis des Analogieschlusses muss zunächst der bereits 
erwähnte § 16 StGB näher betrachtet werden. 
Er legt fest, dass jemand, der die tatsächlichen Umstände nicht kennt, 
die unter ein Tatbestandsmerkmal fallen, straflos ist.21 

Beispiel: Jemand schießt aus Übungsgründen auf eine Holzwand, 
hinter der ein Mensch steht, was er jedoch nicht weiß, und tötet da-
bei diesen Menschen. Er kennt nicht die tatsächlichen Umstände 
„Mensch hinter der Wand“ und „töten“, die unter den Tatbestand 
zu subsumieren sind, also tötet er nicht vorsätzlich. Anschließend 
bleibt nur Fahrlässigkeit zu prüfen, die von den Umständen ab-
hängt. Als Beispiel wäre zu prüfen, wo sich diese Holzwand befin-
det, in einem Wohngebiet oder im einsamen Wald, ob sich zuvor 
Menschen in der Nähe aufgehalten haben und vieles mehr.

§ 16 führt also bereits bei der Prüfung des Vorsatzes bezüglich der 
objektiven Tatbestandsmerkmale zum Strafausschluss.
Auf den vorliegenden Fall kann § 16 jedoch nicht direkt angewandt 
werden: Zwar irrt der Täter hier auch über tatsächliche Umstände, 
nämlich darüber, dass vor der Tür Personen stehen, die ihn töten wol-
len. Anhaltspunkte dafür sind, wie dargestellt, die angeblichen Mord-
drohungen der „Bandidos“ sowie dass die Polizei sich nicht als solche 
zu erkennen gab. Diese tatsächlichen Umstände sind aber nicht unter 
ein Tatbestandsmerkmal zu subsumieren, sondern unter einen Recht-
fertigungsgrund, und deshalb trifft § 16 seinem Wortlaut gemäß nicht 
zu. Die Umstände des Tatbestandes sind ihm, wie bereits geprüft, 
bekannt, er tötet vorsätzlich einen Menschen.
Eine solche Situation ist, wie bereits angeführt, im StGB überhaupt 
nicht geregelt. Die bestehende Regelungslücke wird durch eine ana-
loge Anwendung einer anderen Norm geschlossen, im konkreten Fall 
durch die Anwendung von § 16.22 

6	 Analogien

Die Begründung dafür ist die folgende: Beim Vorliegen einer Re-
gelungslücke können grundsätzlich andere Normen analog, also 
entsprechend angewandt werden. Voraussetzung für eine Analogie 
ist grundsätzlich, dass die Regelungslücke planwidrig, also unbeab-
sichtigt ist, sowie dass eine passende Norm gefunden wird, die vom 
„Normzweck“23 geeignet ist, die Lücke zu füllen, nur lediglich vom 
Wortlaut her nicht zutreffend ist.

Beispiel: Im Bürgerlichen Gesetzbuch gibt es u.a. Regelungen zum 
Miet- sowie zum Kaufrecht. Irgendwann wurde aus wirtschaft-
lichen Erwägungen das so genannte Leasing entwickelt, eine 
Mischform aus Kauf- und Mietaspekten. Gibt es bei der Abwick-
lung eines Leasingvertrages Probleme, so bedarf dies keiner neuen, 
eigens für diese Vertragsform entwickelten Paragrafen, sondern 
diejenigen Normen, die sich mit dem entsprechenden Problem im 
Miet- oder Kaufrecht befassen, werden analog angewandt24, auch 
wenn sie vom Wortlaut her nicht auf Leasingverträge bezogen sind. 

21 	Vgl. hierzu Wessels/Beulke, 2012, Strafrecht Allgemeiner Teil, 42. Auflage 
Rn. 244 und 467.

22 	BGH aaO; Wessels/Beulke, 2012, Strafrecht Allgemeiner Teil, 42. Auflage 
Rn. 478 m.w.N..

23 	Möllers, Thomas, 2005, Juristische Arbeitstechnik und wissenschaftliches Arbei-
ten, 3. Auflage, Rn. 315.

24 	Vgl. Musielak, Hans-Joachim, 2011, Grundkurs BGB, 12. Auflage, S. 374.

Eine Analogie kann hingegen im Strafrecht nur eingeschränkt ge-
bildet werden, denn § 1 StGB, gleichlautend mit Artikel 103 Ab-
satz 2 Grundgesetz, enthält den Bestimmtheitsgrundsatz25, wonach 
eine Tat nur bestraft werden kann, wenn die Strafbarkeit gesetzlich 
bestimmt war, bevor die Tat begangen wurde. Dies schließt die ana-
loge Anwendung von Strafnormen grundsätzlich aus.26 Entstehende 
Strafbarkeitslücken, beispielsweise durch technische Fortentwick-
lungen, müssen durch neue Normen geschlossen werden, bis zu de-
ren Gültigkeit bleiben entsprechende Verhaltensweisen straflos, auch 
wenn sie ersichtlich ähnlich sind wie bereits strafbare.27

Beispiel: Der § 263 StGB (Betrug) erfordert als objektive Tat-
bestandsmerkmale die Täuschung einer Person, die sich infolge 
dessen irrt, eine Vermögensverfügung trifft und dadurch einen 
Vermögensschaden verursacht.28 Legt ein Täter am Bankschalter 
eine gestohlene EC-Karte vor, täuscht er den Mitarbeiter darüber, 
der Inhaber der Karte zu sein. Der Mitarbeiter irrt sich folglich 
hierüber und verfügt über das Vermögen des Kontoinhabers, dem 
ein Schaden entsteht.

Wird so eine Karte nun in einen Geldautomaten eingeführt, so greift 
§ 263 nicht, denn ein Automat kann sich nicht irren und auch nicht 
verfügen.29 Obwohl diese Verhaltensweise genauso schädlich ist und 
offensichtlich ähnlich wie der Betrug abläuft, war sie so lange straflos, 
bis § 263a Computerbetrug eingefügt wurde, in dem die entspre-
chenden Tatbestandsmerkmale abgeändert wurden.
Ist eine Analogie im Strafrecht also grundsätzlich aufgrund des Be-
stimmtheitsgebotes zulasten von Tätern nicht zulässig, so gilt dies je-
doch nicht zu ihren Gunsten30, denn in § 1 StGB ist nur von „Bestra-
fung“ die Rede. Im vorliegenden Fall steht also, da es darum geht, den 
Täter irrtumsbedingt freizusprechen, einer Analogie nichts im Wege.
Nunmehr muss festgestellt werden, ob die festgestellte Regelungslü-
cke planwidrig ist.31 Dies ist nicht einfach, denn schließlich stehen im 
Gesetz keine Begründungen dafür, wann eine Lücke nicht gewollt ist. 
Im Wege der Auslegung kann jedoch ermittelt werden, ob eine Lücke 
gewollt ist. Grundsätzlich ist zunächst davon auszugehen, dass „der 
Gesetzgeber eine folgerichtige, stimmige Regelung beabsichtigte. 
M.a.W. kann man die vorhandene Regelung daran überprüfen, ob sie 
dem Gleichheitsgrundsatz genügt. Gibt es keinen sachlichen Grund 
dafür, bestimmte Fälle, die das Gesetz nicht erfasst, auszuklammern, 
dann ist das Gesetz unter Beachtung des Gleichheitssatzes insofern 
lückenhaft.“32

Anders sieht es aus, wenn deutlich wird, dass der Gesetzgeber eine 
Lücke bewusst geschaffen hat.

25 	Wessels/Beulke, 2012, Strafrecht Allgemeiner Teil, 42. Auflage Rn. 47.
26 	„Das Analogieverbot umfasst alle Merkmale eines Strafgesetzes, von denen die 

Strafbarkeit des Verhaltens abhängt.“, Wessels/Beulke, 2012, Strafrecht Allge-
meiner Teil, 42. Auflage Rn. 53.

27 	Vgl. auch Wank, Rolf, 2011, Die Auslegung von Gesetzen, S. 91.
28 	Fischer, Thomas, 2013, Strafgesetzbuch und Nebengesetze, 60. Auflage, § 263 

Rn. 5.
29 	Fischer, Thomas, 2013, Strafgesetzbuch und Nebengesetze, 60. Auflage, § 263 

Rn. 66.
30 	Wessels/Beulke, 2012, Strafrecht Allgemeiner Teil, 42. Auflage Rn. 54.
31 	Wessels/Beulke, 2012, Strafrecht Allgemeiner Teil, 42. Auflage Rn. 54.
32 	Wank, Rolf, 2011, Die Auslegung von Gesetzen, S. 83.
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Beispiel: Das Strafrecht als „ultima ratio“33, also letztes Mittel, 
soll nicht jedes sozialschädliche Verhalten mit Strafe bedrohen. 
Dies wird unter anderem in § 15 StGB deutlich, wonach vorsätz-
liches Handeln stets strafbar ist, fahrlässiges hingegen nur, wenn 
der Gesetzgeber es ausdrücklich vorsieht. Hier wird deutlich, dass 
beispielsweise das Fehlen einer Strafbarkeit für jemanden, der fahr-
lässig eine Sache beschädigt, nicht planwidrig ist.

Im vorliegenden Fall ist die Regelung des § 16 StGB so zu inter-
pretieren, dass der Gesetzgeber niemanden allein dafür bestrafen 
möchte, dass dieser objektiv einen Schaden herbeiführt, sondern nur 
dann, wenn er dies auch wusste und wollte, zumindest in Form des 
Eventualvorsatzes, also den Erfolg für möglich hielt und billigend 
in Kauf nahm. Das beruht auf dem Schuldprinzip, wonach Strafe 
Schuld voraussetzt.34

Wissen und wollen der Tatverwirklichung sind also zwingende Vor-
aussetzungen für eine Bestrafung.
Der Angeklagte befand sich in einer vergleichbaren Irrtumssituation 
wie ein Täter, der die Umstände nicht kennt, die zum Tatbestand ge-
hören, denn er verkannte Umstände, die zu einem Rechtfertigungs-
grund gehören. Es ist kein Grund ersichtlich, warum der Gesetzgeber 
jemanden, der ebenfalls über strafrechtlich relevante Umstände irrte, 
die aber nicht in die erste Prüfungsstufe der Strafbarkeit gehören, 
sondern in die zweite, schlechter behandeln wollte. Es ist vielmehr 
davon auszugehen, dass der Gesetzgeber bei der Schaffung der Irr-
tumsregeln so eine Situation schlicht vergessen hat.
Damit ist die Planwidrigkeit dieser Lücke gegeben.35

Zum Schließen der Lücke muss nun nur einen Norm gefunden wer-
den, die einen vergleichbaren Fall regelt.
Der § 16 StGB wird, da er eine vergleichbare Situation (Irrtum über 
tatsächliche Tatumstände) regelt, entsprechend angewandt mit der 
Folge, dass beim Täter die sogenannte Vorsatzschuld entfällt36 und er 
somit straflos handelt. Das bedeutet also, er wird behandelt, als sei er 
tatsächlich einem rechtswidrigen Angriff ausgesetzt. 
Abweichend hiervon werden in der Literatur noch weitere Ansätze 
vertreten, wie die Lücke zu füllen ist. So wird beispielsweise vorge-
schlagen, die Lücke durch entsprechende Anwendung von § 17 StGB 
zu schließen37, welcher den Verbotsirrtum regelt. Danach kann ein 
Täter straflos bleiben, wenn ihm bei Begehung der Tat die Einsicht 
fehlt, Unrecht zu tun. Im weitesten Sinne trifft diese Formulierung 
auch zu, jedoch ist § 17 StGB für jene Situationen gedacht, in denen 
ein Täter nicht in tatsächlicher Hinsicht irrt, sondern in rechtlicher, 
also beispielsweise Verbotsnormen nicht kennt.
Im vorliegenden Fall ist so ein Irrtum jedoch nicht gegeben, der An-
geklagte irrte in tatsächlicher Hinsicht, indem er sich einbildete, vor 
der Tür stünde jemand, der ihn töten wollte.
Die Rechtsprechung wendet, wie beschrieben, den § 16 StGB analog 
an, so auch in der behandelten Entscheidung.

33 	Wessels/Beulke, 2012, Strafrecht Allgemeiner Teil, 42. Auflage Rn. 9.
34 	Wessels AT Rn. 396.
35 	Mittlerweile wird diese Lücke durch den Gesetzgeber bewusst nicht ausge-

füllt, um sie weiter der Ausfüllung durch Rechtsprechung und Wissenschaft zu 
überlassen, vgl. Wessels/Beulke, 2012, Strafrecht Allgemeiner Teil, 42. Auf lage 
Rn. 470.

36 	Wessels/Beulke, 2012, Strafrecht Allgemeiner Teil, 42. Auflage Rn. 478; Fischer, 
Thomas, 2013, Strafgesetzbuch und Nebengesetze, 60. Auflage, § 32 Rn. 51.

37 	So die „strenge Schuldtheorie“, vgl. hierzu Wessels/Beulke, 2012, Strafrecht All-
gemeiner Teil, 42. Auflage Rn. 469.

Diese Situation, in der ein Irrtum über tatsächliche Umstände, die 
einem Rechtfertigungsgrund zugrundeliegen, vorliegt, wird entspre-
chend als „Erlaubnistatbestandsirrtum“ bezeichnet. Dieser kompli-
zierte Ausdruck leitet sich aus dem „normalen“ Irrtum des § 16 StGB 
her, dem Tatbestandsirrtum. Vorliegend irrt sich ein Täter nicht über 
einen Straftatbestand, kurz Tatbestand, sondern über einen, wenn 
man so will, „Erlaubnistatbestand“, also einen Rechtfertigungsgrund.
Handelt es sich wie im vorliegenden Fall bei dem Rechtfertigungs-
grund um § 32 StGB Notwehr, so trägt der Irrtum den spezielleren 
Namen „Putativnotwehr“.38

7	 Schlussbetrachtung

Wären die Umstände im Fall so gewesen, wie der Täter sie in dem 
Moment annehmen durfte, dann war der gezielte Schuss, so der 
BGH, das einzig noch verbleibende Mitte und wäre daher, läge wirk-
lich eine Notwehrlage vor, auch eine geeignete und erforderliche 
Notwehrhandlung gewesen. Zur Begründung führt der BGH aus, 
dass dasjenige Mittel gewählt werden dürfe, „welches eine endgül-
tige Beseitigung der Gefahr“ gewährleiste.39 Die Wirksamkeit eines 
Warnschusses zweifelt der BGH an, denn der Angeklagte hatte je-
derzeit mit einem Schuss sogar durch die Tür oder aber einem nahe 
bevorstehenden Aufbrechen der Tür gerechnet. Außerdem habe ein 
Warnschuss zu einer Eskalation führen können, weil die vor der Tür 
stehenden Personen dadurch erst auf seine Abwehrbereitschaft auf-
merksam gemacht würden.
Eine noch verbleibende Strafbarkeit wegen fahrlässiger Tötung wird 
ebenfalls abgelehnt, „weil der Angeklagte nach den rechtsfehlerfrei-
en und lückenlosen Feststellungen des Landgerichts mit plausiblen 
Gründen von einem lebensbedrohenden Angriff durch „Bandidos“ 
ausging, ferner weil die tatsächlich angreifenden Polizeibeamten sich 
auch nach Einschalten der Beleuchtung im Haus nicht zu erkennen 
gaben und weil der Angeklagte wegen ihres verdeckten Vorgehens 
keine Möglichkeit hatte, rechtzeitig zu erkennen, dass es sich um 
einen Polizeieinsatz handelte…“.
In den Internetforen wie auch den Pressekommentierungen der Ge-
werkschaften wird das Urteil, wie bereits einleitend geschildert, teil-
weise mit Entsetzen zur Kenntnis genommen und als „Freibrief zum 
Losballern auf Polizeibeamte“ bezeichnet. Dies ist, wie sich aus der 
zitierten Begründung des BGH ergibt, nicht richtig. In dem Mo-
ment, da der Täter bemerkt hatte, dass man versucht, seine Tür zu 
öffnen, hätte die Möglichkeit bestanden, sich als Polizei zu erkennen 
zu geben. Dann wäre der Irrtum des Täters beseitigt gewesen und 
sein Schuss wäre nicht mehr vom Erlaubnistatbestandsirrtum ge-
deckt gewesen. Täter, die Polizeibeamten töten und auch wissen, dass 
es Polizeibeamte sind, werden demzufolge natürlich nicht von dieser 
Rechtsprechung erfasst.
Deshalb ist dieses Urteil richtig, konsequent und kein Freibrief zum 
Töten.40 Es sollte vielmehr dazu führen, die beschriebenen fehler-
haften Verhaltensweisen der eingesetzten Polizeikräfte aufzuarbeiten 
und künftig solche tragischen und schlimmen Folgen zu vermeiden 
helfen.

38 	Wessels/Beulke, 2012, Strafrecht Allgemeiner Teil, 42. Auflage Rn. 448.
39 	Vgl. zu den Ausführungen des Urteils wiederum BGH aaO.
40 	So auch Engländer, NStZ 2012, 274. 
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